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SCHWEIZERISCHE

Fragen der Theologie und Seelsorge

Amtliches Organ der Bistümer Basel,

Chur, St. Gallen, Lausanne—Genf—

Freiburg und Sitten

KIRCHEN
ZEITUNG

33-34/1974 Erscheint wöchentlich 22. August 142. Jahrgang Druck und Verlag: Raeber AG Luzern

Die Weihbischöfe und ihre Bedeutung im Laufe der Kirchengeschichte

In zwei Bistümern der Schweiz ist in letz-
ter Zeit die Frage der Ernennung eines
Weihbischofes aufgeworfen worden. Den
Anfang machte der Churer Oberhirte Bi-
schof Johannes Vonderach mit dem Plan,
einen Weihbischof mit Sitz in Zürich er-
nennen zu lassen. Dieser Plan wurde von
kirchlichen Gremien des Bistums positiv
aufgenommen. Zuletzt legte ihn der Ober-
hirte auch der Diözesansynode vor, die
ihn aber mehrheitlich ablehnte h

Im Bistum Basel wird seit dem Vorstoss
des Diözesanbischofs Anton Hänggi zu
Beginn des Jahres die Frage ernsthaft
geprüft, ob die Ernennung eines Weih-
bischofs für die Diözese «zweckdienlich»
sei 2. So dürfte es von Interesse sein, die
Frage der Weihbischöfe und ihrer Bedeu-
tung im Laufe der Kirchengeschichte auch
vom historischen Blickfeld her zu be-
leuchten.

Die Weihbischöfe — eine Neuschöpfung
der abendländischen Kirche

Das Institut der Weihbischöfe ist verhält-
nismässig spät entstanden •'>. In der Früh-
zeit des Christentums bis über das erste

1 Nämlich an der zweiten Session der
Schweizer Synoden vom 31. Mai bis 3.
Juni 1973.

2 Bischof Anton Hänggi gab die «Vor-
abklärung für die Ernennung eines Weih-
bischofs» bekannt im amtlichen Teil der
SKZ 142 (1974) Nr. 7 S. 120.

3 Zum Besten, was über die Tätigkeit der
Weihbischöfe in den Bistümern des Deut-
sehen Reiches geschrieben wurde, ge-
hört noch immer die Darstellung von
A/hert Hazzcfc, Die Kirchengeschichte
Deutschlands (vor allem die Bände IV,
Leipzig 3.—4. Aufl. 1913 und V, 1, Leip-
zig 2.-4. Aufl. 1929).

« zl. Hzzzzcfc a. a. O. Bd. V. 1, S. 152.

Jahrtausend hinaus wusste man nichts
anderes, als d'ass die Oberhirten der ein-
zelnen Sprengdl mit Ausnahme von Not-
fällen die bischöflichen Amtshandlungen
persönlich vollzogen. Erst mit dem 13.

Jahrhundert wurde es anders. Immer
mehr setzte sich die Praxis durch, dass
die Diözesanbischöfe einen kleineren oder
grösseren Teil ihrer geistlichen Funktio-
nen, die den bischöflichen Charakter er-
forderten, fremden Bischöfen übertrugen.
Das war der Ursprung der Weihbischöfe.
Das neue Amt erinnert an die Chor-
bischöfe früherer Jahrhunderte. Diese be-

gegnen uns zuerst im Orient, wo sie als
«Landbischöfe» in Unterordnung unter
die Bischöfe der Städte wirkten, von de-
nen das Christentum einst ausgegangen
war. Im Abendland lassen sie sich erst
im 8. Jahrhundert nachweisen. Später
verschwanden sie wieder ganz. Zwischen
diesen Chorbischöfen und den späteren
Weihbischöfen besteht nur eine äussere
Ähnlichkeit, kein geschichtlicher Zusam-
menhang. Einer der besten Kenner der
mittelalterlichen Kirchengeschichte
Deutschlands, Albert Hauck (t 1918),
sah im Amt des Weihbischofs, wie es dem
Abendland eigentümlich war, eine Neu-
Schöpfung. Er nannte den Weihbischof
ein «Kind des Zufalls» b

Wie ist denn dieses Amt zu einer festen
Institution in der Kirche geworden? Si-
cher ist, dass dies nur allmählich geschah.
Anfänglich wurden fremde Bischöfe nur
ausnahmsweise für die bischöflichen
Funktionen zugezogen. Eine erste Gele-
genheit bot sich, als im Zuge der Mis-
sionierung des Nordens in Livland am
Ende des 12. Jahrhunderts neun Bistü-
mer errichtet wurden. Diese Bischöfe hat-
ten keinen festen Wohnsitz. Darum hal-

fen sie auch andern Bischöfen in den be-
nachbarten Gebieten aus. In ähnlicher
Weise hatte man schon früher in Spanien
Bischöfe, die durch die Sarazenen von
ihren Sitzen vertrieben worden waren, als
Gehilfen für Weihehandlungen in andern
Sprengdln zuzogen.
Die Zahl der Bischöfe ohne festen Wohn-
sitz wuchs vor allem durch die Kreuz-
züge. Zahlreiche lateinische Bistümer
wurden damals im Nahen Osten ins Le-
ben gerufen. Als sie nach dem erfolglo-
sen Ausgang der kriegerischen Aktionein
wieder verloren gingen, fuhr man doch
fort, Bischöfe für diese Sitze «in partibus
infidelium» zu weihen. Man wollte da-
durch wenigstens die Ansprüche der Kir-
che auf diese eingegangenen Bischofs-
sitze aufrechterhalten. Seit dem 14. Jahr-
hundert wurden immer häufiger solche
Bischöfe vor allem von den Oberhirten
der Sprengel des damaligen Deutschen
Reiches als Gehilfen 'beigezogen. Das war
in manchen Fällen durch die räumliche
Ausdehnung der Bistümer 'bedingt. Der
tiefere Grund aber lag anderswo.

Aus dem Inhalt:

Die JFez'/z£z.yc/zô'/e und zTzre ßedezz/zzng im
Lzzzz/e der Kz'rc/zengesc/zz'c/zte

Proideme z'm Lek/z'onzzr

S'yzzode 72: Dz'e Fercz«ZworZzz«g der CTzrz-

Ven z'rz ArAez'Z zz«d JFz'rZjc/za/f

Pdpsdz'c/zer Erfess z'zder dz'e TVezzordnzzzzg
der Mew-Stz'pendz'e«

Azrzdz'c/zer Pez7
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Doppelstcllung der Bischöfe machte
Weihbischöfe notwendig

Die Bischöfe des Deutschen Reiches wa-
ren nicht nur Inhaber eines 'kirchlichen
Amtes. Sie waren gleichzeitig auch Lan-
desfürsten. Otto I. (936—973) hatte den
Bischöfen weltliche Hoheitsrechte verlie-
hen, um sie enger an das Reich zu binden.
Dadurch legte er den Grund zu einer
Entwicklung, die beinahe ein Jahrtausend
anhalten sollte. Die Bischöfe wurden
durch den Herrscher zu Landesfürsten
erhöben und erhielten weltliches Terri-
torium als Lehen des Reiches.

Den Glanz der Fürstenwürde mussten die
Bischöfe teuer bezahlen. Sie verzichteten
auif einen Teil ihrer Weihebandlungen
und überliessen sie ihren Gehilfen. Der
Preis war zu hoch, urteilte der protestan-
tische Kirchenhistoriker Albert Hauck 5.

Das Interesse der Bischöfe verschob sich
von der priesterlichen und seelsorglichen
Tätigkeit auf die politische Ebene. So
lässt sich in den folgenden Jahrhunder-
ten ein in der Kirchengeschichte seltsa-
mer Vorgang feststellen: die Bischöfe tra-
ten einen grossen Teil ihrer Weihefunk-
tionen ihren Gehilfen ab, um für die weit-
liehen Aufgaben als Fürsten frei zu sein.
Diese Gdhilfen mussten den bischöflichen
Weihegrad besitzen. Darum hiessen sie
Weihbischöfe. Sie waren Beamte der
Diözesanbischöfe, die oft selber keine
höheren Weihen hatten. Ihr offizieller
Titel in den Urkunden lautete: «Vicarius
in pontifioalibus generalis» «.

Zuerst konnten die Bischöfe ihre Gehil-
fen selber ernennen und weihen. Mit Vor-
liebe wurden Mönche zu Weihbischöfen
genommen. Nicht selten scheinen sie die-
se Würde gesucht zu haben, um ausser-
halb ihres Klosters leben zu können. Das
führte zu Missbräuchen. Um dem vorzu-
beugen, machte Klemens V. (1305—1314)
die Ernennung und Weihe derartiger Bi-
schöfe von der Erlaubnis des Apostoli-
sehen Stuhles abhängig. Diese Regelung
entsprach aber auch der damals herr-
sehenden Tendenz, die Verwaltung der
Kirche zu zentralisieren. So ist es kein
Zufall, dass gerade unter den Avignoner
Päpsten die Zahl der Weihbischöfe
wuchs.

Im Bistum Basel wurden mit Vorliebe
Mönche zu Weihbischöfen bestellt

Was sich vom Entstehen des Instituts der
Weihhischöfe im allgemeinen sagen lässt,
können wir anhand konkreter Beispiele
aus dem Bistum Basel vor der Glaubens-
Spaltung belegen. Die Tätigkeit der
Weihbischöfe hatte noch im 13. Jahrhun-
dert den Charakter des Provisorischen.
Seit der Mitte des 14. Jahrhunderts üben
diese 'Gehilfen bischöfliche Handlungen
mit einer solchen Regelmässigkeit aus,
dass an einem festen Verhältnis zum

Basler Oberhirten nicht zu zweifeln ist
Nirgends erscheint der Charakter des Be-
amten so scharf ausgeprägt wie bei den
Weihbischöfen. Sie kommen und gehen,
ohne dass wir viel von ihrer Tätigkeit er-
fahren. Oft sind sie nur vorübergehend
angestellt oder versehen ihren Dienst in
mehreren Bistümern zugleich. Soviel sich
aus den Urkunden feststellen lässt, be-
schränkte sich die Tätigkeit der Weih'bi-
schöfe meistens auf Erteilen von Ab'lass-
briefen und Weihen von Kirchen .und
Kapellen. Die Bischöfe waren nicht ver-
pflichtet, ihren Gehilfen alle Weihever-
richtungen zu überlassen. Bs gab auch
Oberhirten, die Pontifikalhandlungen in
eigener Person vornahmen. Solche Fürst-
bischöfe gehörten aber am Vorabend der
Reformation zu den grossen Ausnahmen.
Die Weihbischöfe, die damals in Basel
wirkten, waren meistens Ordensleute. Un-
ter ihnen befanden sich Minoriten, Augu-
stiner-Eremiten, Deutschordensherren,
Zisterzienser, Prämonstratenser und Do-
mini'kaner h Auch ein Benediktiner ist
darunter: Heinrich Rotacker, der zuerst
Abt von Beinwil / SO war (1413—1428),
dann als Basler Weihbischof (1429—1435)
auch in diplomatischen Diensten verwen-
det wurde ®. Am zahlreichsten kommen
Augustiner-Eremiten als Weihbischöfe
vor. Zwischen 1295 und 1529 haben die
Bischöfe von Basel nicht weniger als
sechsmal gelehrte Augustiner-Eremiten
zu ihren Gehilfen bestellt. Der letzte war
Tilrnan Limperger, Bischof von Tripolis
(1498—1527). Wegen seiner Neigung zur
Lehre Luthers wurde er 1527 vom Dom-
kapitel abgesetzt und als Weihbischof ent-
lassen. Auf ihn folgte der regulierte Au-
gust'iner Johannes Mair (latinisiert Ma-
rius) aus Ulm (1527—1529). Er war ein
scharfer Gegner der Reformation. Seit
1536 wirkte er als Weihbischof in Würz-
bürg. Wie angesehen selbst während der
religiösen Wirren des 16. Jahrhunderts
der Weihbischof war, beweist, dass der
Basler Oberhirte seinen Gehilfen Georg
Hohenwarter 1562 als seinen Prokurator
an das Konzil von Trient entsandte. Die-
ser wurde allerdings wegen seiner Unwis-
senheit in theologischen Fragen zum Ge-
spött. Die Weihe des zum Weihbischof
von Tripolis designierten Koadjutors von
Basel zerschlug sich.

Im Bistum Chur lagen die Verhältnisse
ähnlich. Auch dort lassen sich seit dem
Ende des 13. Jahrhundert Weihbischöfe
nachweisen. Sie gehörten ebenfalls ver-
sdhiedenen Orden an und versahen den
Dienst auch in benachbarten Bistümern,
so in Konstanz, Brixen und Trient Die
Reihe der Churer Weihbischöfe endet
schon geraume Zeit vor der Glaubens-
Spaltung. Nach der Reformation war das '

Bistum so verarmt, dass es keinen Weih-
bischof mehr einstellen konnte.

Weihbischöfe als Seelsorger nach dem
Tridentinum

Überblickt man die bisherige Rolle der
Weihbischöfe, so kann es nicht überra-
sehen, dass ihre Stellung auf dem Reform-
konzil nach der 'Glaubensspaltung heftig
angefochten wurde. Während Jahrhun-
derten mussten diese Bischöfe ohne
Sprengdl die Rölle von Lückenbüssern
spielen. Die Konzilsväter von Trient
wollten aber gerade die Stellung der 'Diö-
zesanbischöfe stärken. Darum richtete
sich die Opposition besonders gegen die
Weihbischöfe. Man nannte sie eine «larva
Ecclesiae» (Larve der Kirche) und wollte
sie abschaffen. Doch die Institution hatte
bereits zu feste Wurzeln in der Kirche ge-
fasst, als dass sie sich durch ein Konzil
beseitigen liess.

Auch zur Trennung von bischöflichem
Amt und weltlich-politischer Macht bei
den Fürstbischöfen kam es nicht. Die Bi-
schöfe der Deutschen Reichskirche be-
wahrten auch nach dem Tridentinum ihre
Doppelstellung. Dafür erhielten die
Weihbischöfe in der Zeit der kirchlichen
Erneuerung eine steigende Bedeutung
durch ihre seelsorgliche Aufgabe, die sie
in jener entscheidenden Epoche erfüllten.
Wir möchten das an einigen konkreten
Bischofsgestalten aus den Bistümern Kon-
stanz und Basöl näher beleuchten.

Wei'Wu.vc/io/ JTttrcr von Konstanz und
C/taràma dt?.? pmön/ic/ten Kontakts

Der grösste Teil der deutschsprachigen
Schweiz gehörte zum Bistum Konstanz.
Er bildete die schweizerische Quart. Die
übrigen drei Quarten dieses alamanni-
sehen Bistums lagen auf deutschem Bo-
den. Zum Oberhirten dieses riesigen
Sprengeis hatten die Konstanzer Dom-
herren 1561 den 28jährigen Markus Sit-
tich II. von Hohenems, einen Verwandten
Karl Borromeos, erkoren. Er war Kardi-
nal und residierte die meiste Zeit in Rom.
Zur Diözesansynode von 1567 erschien
er wieder in Konstanz, kehrte aber nach-

s Hauck weist darauf hin, dass diese Um-
Stellung im Westen schneller vor sich
ging als im Osten. In Magdeburg z. B.
haben die Erzbischöfe alle Weihehand-
lungen bis 1311 persönlich vollzogen.
Erst dann wurde ein Weihbischof ange-
stellt.

• Durch diese Benennung wird der Weih-
bischof von einem andern Beamten des
Bischofs unterschieden, dem «vicarius in
spiritualibus generalis» (Generalvikar).

' So Werner Kundert, der die Liste der
Basler Weihbischöfe bearbeitete in: Hei-
vetia Sacra, Abt. I Bd. I (1972) S. 223.

' Siehe das Verzeichnis der Weihbischöfe
des Bistums Basel, in: Helvetia Sacra I,
223—234.

• Mauritius Fürst, Heinrich Rotacker, Abt
von Beinwil und Weihbischof, in: Frei-
burger Geschichtsblätter 52 (1963/64)
174—186.

i» Liste der Weihbischöfe von Chur, in:
Helvetia Sacra I, 506—511.
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her his zu seiner Resignation (1589) kaum
jemals in seine Bischofsstadt zurück.

So lag der grösste Teil der pastoralen Ar-
belt und Verantwortung des Oberhirten
auf den Schultern seines Weihbischofs.
Dieses Amt versah seit 1574 Balthasar
Wurer (1574—1598) Er war aus ganz
einfachen Verhältnissen hervorgegangen
und besass eine hervorragende theologi-
sehe Bildung. Über zwei Jahrzehnte ar-
beitete er zuerst in der Seelsorge, ehe er
mit 61 Jähren zum Weihbischof des

grössten deutschen Bistums bestellt wur-
de. Auf ihm lag während eines Viertel-
jahrhunderts die Aufgabe, alle pontifi-
kalen Handlungen vorzunehmen, die den
bischöflichen Weihecharakter erforder-
ten.

Wie kein Zweiter im Bistum kam daher
der Weihbischof mit dem Klerus, den Be-
hörden und vor allem den Seelsorgern
in Berührung. Er war es, der alle Weihen
erteilte, die Firmung spendete, Gottes-
häuser weihte, Kirchen und Klöster visi-
tierte. Der Weihbischof besass aber keine
bischöflichen Jurisdiktionsrechte. Diese

waren hauptsächlich dem Generalvikar
und dem Domkapitel vorbehalten. So
konnte Wurer oft nicht wirksam durch-
greifen, wie es nötig gewesen wäre. Es

kam vor, dass seine Anordnungen vom
Bischof oder vom Domkapitel getadelt
wurden. Mit seinem bischöflichen Herrn,
dem Kardinal in Rom, konnte der Weih-
bischof nur schriftlich oder durch Boten
verkehren.

Um so nachhaltiger wirkte Weihbischof
Wurer durch seinen persönlichen Kon-
takt. Er besass ein eigentliches Charisma,
die fehlbaren Kleriker auf den rechten
Weg zu weisen. Diese nahmen ihn wegen
seiner menschlichen Güte als Visitator
an. Nuntius Bonhomini, der 1579 im Auf-
trage des Papstes zu den katholischen
Orten kam, betraute Wurer, mit der Re-
form der Klöster. Der reformeifrige
Weibbischof erwarb sich ein grosses Ver-
dienst an der sittlichen Hebung des Kle-
rus in den V Orten. Auch mit dem ein-
fachen Volk unterhielt er seelsorglichen
Kontakt. Er verkündete ihm das Wort
Gottes und spendete das Sakrament der
Firmung. Wie notwendig der Weihbischof
gerade deswegen war, zeigt, dass Wurer
im ersten Jahr seines Wirkens (1575) in-
nerhalb von zwei Wochen allein 13 622
Gläubige im Gebiet des heutigen Kan-
tons Luzern firmte.

Zwei Basler Weihbischöfe im Dienste der
katholischen Reform

Unter den Weihbisdhöfen des ausgehen-
den 16. Jahrhunderts ragen zwei hervor:
Markus Tettinger und Franz Beer
Beide kamen aus dem Bistum Konstanz.
Tettinger stammte aus Radolfszell. Er
zählte erst 25 Ja'hre und war Pfarrer von

Ehingen (Baden), als ihn Bischof Mel-
chior von Lichtenfels 1565 zum Weihbi-
schof bestellte. Am 10. Dezember 1568
wurde er vom Papst zum Titularbisohof
von Lydda ernannt und in Rom zum Bi-
schof geweiht. Das Domkapitel hielt die

Ernennung eines neuen Weihbischofs für
unnötig. Diese adeligen Junker bewiesen
dadurch nur, dass sie von den seelsorg-
liehen Notwendigkeiten der tridentini-
sehen Reform nichts begriffen hatten. Im
Basler Sprengel wie in den meisten Bistü-
mern des Reiches tat nichts so not wie
seeleneifrige Hirten. Auch im Bistum Ba-
sei war das Sakrament der Firmung schon
lange nicht mehr gespendet und beinahe
unbekannt geworden. Die Visitation der
Kirchen und Klöster, die zu den wichtig-
sten Pflichten des Bischofs gehörte, hat-
ten die Oberhirten seit langem vernach-
lässigt. Alle diese Aufgäben lasteten jetzt
auf den Weihbischöfen,

Mafkus Tettinger konnte sich zuerst sei-

nem neuen Amt nur wenig widmen. Er
war zu sehr mit den Pflichten beschäftigt,
die ihm seine reichen Pfründen auferleg-
ten. Erst als er die einträglichen Benefi-
zien und Würden niedergelegt hatte,
konnte er 'seinen Pflichten alis Weihbi-
schof nachkommen. Man sieht gerade an
diesem Beispiel, wie schwer es damals
hielt, sich von alteingesessenen Missbräu-
chen, wie der weitverbreiteten Pfründen-
häufung, freizumachen.

Die letzten 15 Jahre von Tettingers Wir-
ken 'als Weihbischof (1581—1595) stan-
den ganz im Dienste der Reform. Uner-
müdlich visitierte er Kirchen und Pfar-
reien des Bistums. Die Visitaitionsreisen
waren wegen der schlechten Wege und
der primitiven Verkehrsmittel der damali-
gen Zeit zeitraubend und beschwerlich.
Die Bischöfe der deutschen Reichskirche
wurden zudem durch die politischen Auf-
gaben als Territorialfürsten daran gehin-
dert, ihre Bistümer in eigener Person zu
visitieren. In den entscheidenden Jahr-
zehnten nach der Glaubensspaltung wa-
ren darum die Weihbischöfe 'die einzigen
Visitatoren dieser Sprengel.

Ais der tatkräftige Jaköb Christoph Bla-
rer von Wartensee (1575—1608) den
Bisohofsstuhl von Basel bestieg, fand er
in Weihbischof Tettinger einen gleichge-
sinnten Mitarbeiter. Blarer leitete sein
Reformwerk mit der Diözesansynode von
1581 in Delsberg ein. Sie war von Weih-
bischof Tettinger vorbereitet worden, der
sie auch unter dem Vorsitz des Oberhir-
ten leitete. Dann begann Bischof Blarer
die kirchliche Erneuerung seines Spren-
gels. Er selber führte zwei Visitations-
reisen durch. Die erste beschränkte er auf
die Pfarreien seines Fürstentums mit der
Entschuldigung, die Bischöfe des Deut-
sehen Reiches seien sich nicht gewohnt,
ihre Bistümer in eigener Person zu visi-
tieren.

Tettinger konnte 1595 wegen Krankheit
isein Amt als Weihbischof nicht mehr län-

ger ausüben. Blarer hatte keine Eile, sei-

nen Mitarbeiter zu ersetzen. In eigener
Person nahm er fortan die Funktionen
vor, die den bischöflichen Weihegrald er-
forderten. Erst auf wiederholtes Anraten
des Nuntius Deila Porta bestellte er 1597

den Basier Domherrn Franz Beer zum
Weihbischof. Dieser war bisher kein
Mann der Reform gewesen und sein sitt-
liChes Leben blieb nicht ohne Tadel. Zu-
dem war er a'ls «Pfrundenfitter aus Pa-
trizierkreisen» bekannt. War es wohl 'der
Einfluss des Basler Oberhirten, dass
Weihbischof Beer eine innere Wandlung
durchmachte und für die Anliegen der
Reform gewonnen wurde? In seinen letz-
ten Lebensjahren war er eine Stütze B'la-

rers bei 'der Durchführung der kirchlichen
Erneuerung. Er förderte das neu gegrün-
dete Priesterseminar und das Kollegium
der Jesuiten in Pruntrut und leitete von
1601—1604 die Visitationen. Gerade
durch die vielen Visitationen von Kirchen
und Klöstern und Verhöre der Kleriker
trug Beer wesentlich zur Hebung des
kirchlichen Lebens in der Spätzeit von
Blarers Episkopat bei.

Weihbischöfe formten das innere Gesicht
der Fürstbistümer

Das Konzil von Trient hat der KirChe
der Neuzeit seinen Stempel aufgedrückt.
Bs machte 'sie zur Sedlsorgskirche. Das
war aber ein Prozess, der Jahrhunderte
beanspruchte. Zum Unterschied von den
romanischen Ländern 'setzte sich die re-
ligiös-kirchliche Erneuerung in der deut-
sehen Reichskirche in grösserem Umfang
erst nadh 1648 durch. Sie zeigte sich ein-
mal darin, dass der Bischof söit der Mitte
des 17. Jahrhunderts immer mehr zum
Mittelpunkt des diözesanen Lebens wur-
de. Es gab in jener Zeit fast keinen
Sprengel der Reidhskirche, der nicht einen
oder mehrere vorbildliche Bischöfe an
der Spitze gehabt hätte. Daneben gab es

"Über ihn ist vor wenigen Jahren eine
sehr lesenswerte und historisch gut fun-
dierte Monographie erschienen von
Fr/eh Camenz/nd, Weihbischof Balthasar
Wurer von Konstanz 1574—98 und die
kirchliche Reformbewegung in den V Or-
ten, in: Zeitschrift für schweizerische
Kirchengeschichte, Beiheft 21 (Freiburg
1968).

'2 Uber die beiden Weihbischöfe siehe für-
gen Bücfcmg, Die Weihbischöfe von Ba-
sei, Marcus Tettinger (1567—1599) und
Franz Beer d. J. (1599—1611), in Zeit-
schrift für schweizerische Kirchenge-
schichte 62 (1968) 121—149.
Über den grossen Restaurator des Bistums
Basel nach der Reformation besitzen wir
eine hervorragende Biographie aus der
Feder von zlndré Chèvre, Jacques-Chri-
stophe Blarer de Wartensee, Princeévê-
que de Bale. Bibliothèque Jurassienne
1963.
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aber auch'Bischöfe, die ohne höhere Wei-
hen waren oder wegen ihrer politischen
Verpflichtungen der Residenzpflicht nicht
immer nachkamen. Der letzte nichtkon-
sekrierte Obeihirte der beiden Bistümer
Köln und Münster i. W., Kurerzbischof
Ferdinand von Köln — um nur dieses
eine Beispiel anzuführen — starb 1650.
Um die gleiche Zeit 'lehnte der als Re-
form'bischof des Bistums Münster be-
kannte Christoph Bernhard von Galen
(1650—1678) die Wahl des persönlich
frommen, aber schwachen Max Heinrich
von Bayern zum Fürstbischof ab, weil
«er zu sehr Geistlicher war, als dass er
ein guter Herrscher und Landesherr, wie
ihn die Zeit forderte, sein könnte» W

Dürfen wir uns deshalb verwundern, dass
auch in der Zeit zwischen 1648 und der
Aufklärung die geistliche Betreuung der
Bistümer auf den Schultern der Weihbi'-
schöfe ruhte? Ihr Wirken ist in der Kir-
chengeschichte lange verkannt worden.
Das kommt daher, dass das Löben dieser
Koadjutoren zu arm an äussern Ereig-
nissen war. Zudem schien sich das Wir-
ken dieser zu wenig bekannten Männer
fast nur auf Pontifikalhandlungen zu be-
schränken.
Für die Geschichtsschreibung war das

weniger verlockend, als die kriegerischen
Aktionen und die kulturellen Bestrebun-

gen machtvoller geistlicher Fürsten jener
Jahrhunderte zu schildern. Doch die
Fürstbischöfe der ReichSkirche prägten
nur das äussere Gesicht. Die Weihbi-
schöfe aber formten zu einem grossen
Teil das «'andere, innere, auch heute noch
vidi zu wenig bekannte Gesicht der
Reichskirdhe»
Unter diesen Weihbäschöfen befanden
sich Männer, die ihre ganze Kraft für die
Reform einsetzten und sich auch um die
Wiederveinigunig im Glauben bemühten.
Der dänische Konvertit Niels Stensen

(t 1686), diner der grössten Näturfor-
scher, wirkte als Weihbischof in Münster
i. W. und Apostolischer Vikar in den
nordischen Missionen. Wenige Jahrzehnte
vorher versah im Bistum Basel der ge-
lehrte Thomas Henrici das Amt das Weih-
bischofs (1648—1660 Durch seine
theologischen Werke wurde er ein Vor-
läufer der ökumenischen Bewegung. Der
letzte Weihbischof des Fürstbistums war
der Blsässer Johann Baptist Gobel
(1772—1791) V Er erlangte während der
Französischen Revolution als konstitutio-
neiler Erzlbischof von Paris eine traurige
Berühmtheit und endete auf dem Schaf-
fott.

Auch die Kirche der Neuzeit kennt das

Institut der Weihbischöfe

Die grosse Umwälzung, die am Ende des
18. Jahrhunderts von Frankreich ausging
und beinahe alle Länder Europas über-
flutete, machte auch vor den Toren der

Kirche nicht hält. Sie fegte auch die
geistlichen Fürstentümer hinweg. Ein ein-
ziger geistlicher Staat überlebte den
Sturz um einige Jahrzehnte: der Kirchen-
Staat. Aber auch er ging 1870 mit der
Einnahme Roms dem Papst für immer
verloren.

Die Kirche hat durch die Revolution un-
geheure materielle und kulturelle Werte
verloren. Trotzdem ist nicht zu leugnen,
dass mit dem Verlust der geistlichen Für-
stentümer auch vidi Ballast abgeworfen
wufde. Die Bischöfe, die wegen ihrer
Doppelstellung als geistliche Hirten und
weltliche Fürsten oft in ihren eigentlichen
Amtshandlungen gehindert gewesen wa-
ren, wurden nun für ihre geistlichen Auf-
gaben frei. Jetzt brauchten sie die Weih-
bisdhöfe nicht mehr, um sich in der Aus-
Übung der Weihegewalt von ihren Gehil-
fen vertreten zu lassen.

Wurden nun die Weihbischöfe durch
diese Entwicklung der Dinge überflüssig?
Keineswegs. Das zeigen die Konkordate,
die bei der Neuordnung der kirchlichen
Verhältnisse in manchen Ländern zwi-
sehen dem Papst und den Regierungen
geschlossen wurden. Diese Abmachungen
sehen meistens auch Weihbischöfe vor,
die die Bischöfe in der Leitung ihrer
Sprengel unterstützen sollen. So erhielten
durch die Bulle Pius VII., «De salute ani-

marum», vom 16. Juli 1821, die die Bi-
stumsverhäitnisse Preussens regelte, eine
Reihe von Sprengéln wegen der Grösse
ihrer Ausdehnung Weihbischöfe.

Diese Gehilfen wurden entweder einem
alternden Bischof als Koadjutoren an die
Seite gegeben oder sie waren für den
Dienst eines Bistums bestimmt, dessen

Sprengel für einen Bischof zu gross war.
Oberster Grundsatz bei der Bestellung
von Weihbischöfen ist gerade in der Kir-
che der Neuzeit das Wohl der Gläubigen.
Diese Linie lässt sich bis in unsere Ge-

genwart Verfölgen. So bestimmte das II.
Vatikanum: «Um dieses Wohl zu ge-
währleisten, werden nicht selten Weih-
bisohöfe aufgestellt werden müssen, weil
der Diözesanbischof wegen der zu gros-
sen Ausdehnung des Bistums oder der zu
grossen Zahl der Bewohner, wegen be-
sonderer Seelsorgebddingungen nicht
selbst allen bischöflichen Obliegenheiten
nachkommen kann, wie es das Heil der
Seölen erfordert» W Ja, die Bischöfe wer-
den geradezu ermahnt, Weihbischöfe zu
erbitten: «Wenn das Heil der Seelen es

erfordert, soll sich der Diözesanbischof
nicht sträuben, von der zuständigen Ob-
rigkeit einen oder mehrere Weihbisdhöfe
zu erbitten»

Ein Weihbischof für das Bistum Basel —
ein dringliches Postulat

Die Forderung nach einem Weihbischof
für das Bistum Basel wurde schon vor

150 Jahren erhoben. Es war der Vertreter
Roms, der in den zähflüssigen Verband-
lungen zur Umschreibung des heutigen
Bistums Basel (1820—1828) einen Weih-
bischof für diesen Sprengel forderte.
Wiederholt war in den Beratungen die
Rede von einem «Suffragan». Rom aus-
serte von Anfang ernste Bedenken gegen
die Grösse des geplanten Bistums. Das
Konkordat vom 26. März 1828 sah einen
Weihbischof vor, falls die Kantone Lu-
zern, Bern, Sölothurn, Zug, Basdl, Aar-
gau und Thurgau dem Bistumsverband
beitreten sollten. Ein Jahr später war der
Verband gebildet.

Weshalb erhielt das Bistum trotz der ge-
troffenen Abmachung keinen Weihbi-
schof? Der Hauptgrund liegt in den ge-
spannten kirchenpolitischen Verhältnissen
des 19. Jahrhunderts. Bereits im Langen-
thaler Gesamtvertrag, den die Vertreter
der Diözesanstände wenige Tage nach
dem Konkordat ohne Wissen Roms unter
sich schlössen, beanspruchten sie das

Recht, die Bestellung eines Weihbischofs
zu untersagen bzw. zu verhindern falls
sie diese für unnötig erachteten. In den
kirchenpolitischen Wirren bis nach dem
Kulturkampf musste das junge Bistum
um seine Existenz kämpfen. Nicht zuletzt
deswegen wurde neben dem inneren Auf-
bau des Bistums auch die Frage des

Weihbischofs in den Hintergrund ge-
schoben. So blieb der Oberhirte dieses

grossen Sprengeis bis heute ohne die
Stütze eines Weihbischofs.

Bischof Hänggi greift nur ein altes Po-
stulat auf, wenn er die Frage nach der
Ernennung eines Koadjutors heute prü-
fen lässt. Er verdient dafür Dank und
Unterstützung. Ein Weihbischof für das
Bistum Basel drängt sich heute auf nicht
nur wegen der um das Dreifache gestiege-
nen Seelenzahl, sondern auch wegen der
wachsenden seelsorglichen Bedürfnisse
der Gegenwart.

/o/iarzn' Baptist Ft'/Z/ger

i" W. KoZzZ, Christoph Bernhard von Galen.
Politische Geschichte des Bistums Mün-
ster 1650—1678 (Münster 1964) 3.

So urteilt FZer/hert RaaZ> in seinem Bei-
trag «Wiederaufbau und Verfassung der
Reichskirche» in «Handbuch der Kirchen-
geschichte» (Freiburg, Herder 1970) S.

173.
i® Das Verzeichnis seiner Werke findet

sich in HeZvetZa Sacra, I, 232.
i" Vgl. über ihn die Biographie eines Spe-

zialisten der Geschichte der Französi-
sehen Revolution, Gustav GawtAerot, Go-
bel, Evêque métropolitain constitutionnel
de Paris (Paris 1911).

is //. Fat., KonzZZ, Dekret «Über die Hir-
tenaufgabe der Bischöfe in der Kirche
Nr. 25.

'»Ebda. Nr. 26.
2® Langenthal-Luzerner Vertrag, § 40,5. Vgl.

dazu auch Herbert DuWer, Der Kanton
Aargau und das Bistum Basel (Ölten
1921) S. 7 Anmerkung 18 (mit Quellen-
belegen).
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Probleme im Lektionar

Man solle sich nicht mit Übersetzungen
begnügen, «Neuschöpfungen» seien er-
forderlich, heiisst es in der Instruktion
über die muttersprachlichen Schriftlesun-
gen des römischen Liturgierates vom
25. Januar 1969 (Art. 43). In der Neuge-
staltung der Gottesdienstordnung ist diese

Empfehlung bei der Auswahl und Re-
daktion der deutschen Perikopen nicht
immer in zureichendem Masse berück-
sichtigt worden. Johannes Wagner und
Karl Amon haben im «Gottesdienst» vom
8. Mai 1973 berichtet, mit wieviel Mühe
die Übersetzer ihre schwierige Aufgabe
zu meistern suchten und letzterer hat
berechtigterweise darauf hingewiesen,
dass die neuen Texte «aus dem Leben
unserer Tage kommen» sollen, die Litur-
gie «nicht einfachhin machbar sei, son-
dem wachsen müsse». Demgemäss hat
man häufig von wortwörtlichen Uber-
Setzungen abgesehen. Nach vierjähriger
gewissenhafter Arbeit lagen schliesslich
die wertvöllen Studientexte vor, die zu
Anregungen und sachlicher Kritik Gele-
genheit boten. Zuletzt wurde auch noch
ein Fragebogen bereitgestellt, in dem zu-
sätzlich Verbesserungsvorschläge zur
Sprache gebracht werden konnten. Den-
noch musste Karl Amon zugestehen,
dass begreiflicherweise die bisherige Ar-
beit «nur zu einem vertretbaren Anfang
geführt, aber noch keineswegs alle Fragen
geklärt hat».

Nun soll in Bälde das «definitive» deüt-
sehe Missale vorliegen. Reiner Kaczynski
hat im «Gottesdienst» (Nr. 14 ds Js.) mit
guten Gründen betont, dass es in der
kirchlichen Liturgie «nur sehr relativ
[definitive] Bücher geben kann». Keines
der neuen Bücher werde das Alter des

nachtridentischen lateinischen Missale er-
reichen, «denn gesprochene Sprachen le-
ben, und was lebt, ändert sich». Darum
werde in manchen Ländern, die ihr «de-
finitives» Messbuch schon haben, bereits
an nächste, überarbeitete Ausgaben ge-
dacht.

Für das Lektionar ist dieser Hinweis von
besonderer Bedeutung. Die in ihm ent-
haltenen Schrifttexte sind es, die den
Gläubigen mit der gebührenden Eindrin-
glichkeit und häufig im Zusammenhang
mit Predigten und Kurzhomilien vorgetra-
gen werden. Neben anderen Bearbeitern
hat P. Odo Haggenmüller OSfi. von Beu-
ron in verdienstvoller Bemühung diese
Texte im Anschluss an die Altarausgabe
in den Dünndruck-Taschenbüchern des
Volks-Schott der Herderbüoherei zahlrei-
chen Gemeinden zugänglich gemacht und
mit wertvöllen Einführungen versehen.
Die Hände waren ihm aber gebunden,
hätte er die approbierten Fassungen über-
arbeiten wöllen. Hier stehen wir noch im-
mer vor einer Aufgabe, die einstweilen in

vielfacher Hinsicht unbewältigt ist. Im
täglichen Gebrauch zeigt sich immer
wieder, dass da ganze Arbeit geleistet
werden müsste, um in den Schriftlesun-
gen diejenige Sprache zum Klingen zu
bringen, die in den Worten Papist Paul's
VI. an den Übersetzerkongress vom
Jahre 1965 «der hohen Wirklichkeit wür-
dig sein muss, die sie ausspricht».
Einige Anregungen, die sich aus der prak-
tischen Erfahrung ergeben, sind in diesem
Zusammenhang vielleicht von Nutzen.
Sie bei künftigen Überarbeitungen zu be-
rücksichtigen, dürfte sich lohnen, damit
den mitfeiernden Gläubigen ein mündi-
ges Verständnis für das Wort Gottes er-
leichtert werde. Ihnen ist damit ja am
wenigsten gedient, wenn Schriftperiko-
pen, die ihnen vorgetragen werden, un-
verständlich bleiben, wenn sie «mit den
Ohren hören und es doch nicht fassen»

(Mt 13,14). Ist doch die Aufnahmefähig-
kei't und Aufnahmebereitschaft bei nur
allzu vielen ohnehin begrenzt, sodass der
Prediger schwer «ankommt», falls er die
Frohbotschaft nicht so verkünden kann,
dass die Hörenden aufhorchen und sich
angesprochen fühlen.

Die Übersetzungsfrage

Besondere Gültigkeit hat dieser Sachver-
halt wohl in Hinsicht auf das Neue Te-
stament, das in den letzten Jahren in man-
cheriei neuen Übersetzungen erschienen
ist, wobei das Bestreben vorwaltete, die
Evangelien und die nichtevangelischen
Absohnitte in Rücksicht auf den verän-
derten Sprachgebrauch und die Eigen-
bedürfnisse unserer Gegenwart in der
Volkssprache neu zu gestalten. Nicht
immer hatten die Übersetzer hier eine
glückliche Hand. Schon der Titel der von
einem ÜbersetzerkoHektiv aus beiden
christlichen Kirchen besorgten, jetzt viel
gebrauchten Ausgabe («'Die Gute Nach-
rieht») zeigt, dass man mit dem Anliegen,
Althergebrachtes den Lesern und Hörern
näherzubringen, manchmal auch zu weit
gehen kann. Oder ist etwa die Frohbot-
schaft kerygmatisch nicht ein viel treffen-
deres Wort, als eine Nachricht? In der-
selben Übersetzung, die die Bibelwerke
und Bibelgesellschaften des deutschspra-
chigen Raumes verdienstvollerweise sehr
preiswert herausgebracht haben, wird
beispielsweise der Kernsatz über die Bin-
de- und Lösegewalt (Mt 16,19) in dieser
Fassung wiedergegeben: «Wen du hier
auf der Erde abwéisen wirst, den wird
auch Gott abweisen; wen du hier auf der
Erde annehmen wirst, den wird auch
Gott annehmen». Walter Jens wiederum
übersetzt (in seiner «Am Anfang der
Stall —• am Ende der Galgen» betitelten
Ausgabe, für die der Kreuzveriag verant-

wörtlich zeichnet): «Was du erlaubst auf
Erden, soll erlaubt sein auch in den Hirn-
mein, was du verbietest auf Erden, soll
verboten sein auch in den Himmeln». Ob
sölche Umschreibungen den Sinngehalt
dieser grundlegenden Aussage wirklich
besser vermitteln, als etwa Otto Karrers
Foirmülierung in seiner so beliebten Neu-
Testament-Ausgabe (Ars Sacra-Verlag):
«Was du auf Erden binden wirst, wird
auch im Himmel gebunden sdin, und was
du auf Erden lösen wirst, wird auch im
Himmel gelöst sein»? Man möchte es be-
zweifeln. Strittig wird es wohl auch sein,
wenn Walter Jens das so vertraute Wort
Mt 11,28 im Unterschied zu der üblichen
Fassung viel weniger eindringlich mit
«Gib uns täglich das Brot, das wir brau-
chen vom Morgen zum Abend» ausweitet,
und nicht minder fragwürdig eine Über-
Setzung von Mt, 28—30, der man im
neuen Lektionar begegnet (Mittwoch der
2. Adventswoche): «Kommet alle zu mir,
die ihr geplagt und beladen seid. Ich
werde euch ausruhen lassen. Nehmet mein
Joch auf euch und lernt von mir, denn
ich bin gütig und selbstlos und ihr werdet
in meinem Herzen Ruhe finden». Die
«Gute Nachricht» formuliert hier gewun-
den: «Ich quäle euch nicht und sehe auf
keinen herab. Stellt euch unter meine
Leitung und lernt von mir, dann findet
euer Leben Erfüllung».

Möglichkeiten im Lektionar

Um nun 'aber vom Lektionar zu reden,
so wäre zu prüfen, ob es nicht ratsam
wäre, auf Perikopen zu verzichten, die
ohne ausführlichere Erläuterung als sie
in einem kurzen, wenn auch noch so treff-
sicheren Vorspann möglich ist, bei der
Mehrzahl der Gläubigen, selbst wenn sie
aufmerksam zuhörten, was Sölten der Fäll
ist, gar nicht mitvöllzogen werden kön-
nen, weil sie zwar in ihrer Entstehungs-
zeit einleuchtend waren, dem Verständ-
nis der heutigen Generation aber, wenn
überhaupt, so nur schwer zugänglich
sind. Nur einige Beispiele: Jes. 22,19—
23 im Lesejahr A: Gen, 49,2.8—10 am
17. Dezember und ebenda im Jahr I;
Num 24,2—7.15—17a. Unverständlich
ist auch, weshalb die Susanna-Geschichte
aus dem Buche Daniel, die früher schon
am Samstag nach dem dritten Fasten-
sonntag nicht mehr verlesen wurde, weil
sie zum öffentlichen Vortrag nicht gerade
geeignet ist, nun für den Montag in der
fünften Fastenwoche im Jahr II wieder
eingereiht wurde.
Dann der Quadrans und der Denar! Wäre
es nicht ein Leichtes, so wie bei Otto Kar-
rer diese Ausdrücke (M'k 12,42 und Mt
5,26 und mehrmals sonst, auch bei Lk
und M'k) durch «Scherflein» bzw. «Mün-
ze» oder «Lohn» zu ersetzen (z. B. am
25. und 29. Sonntag im Lesejahr A, am
11. und 15. Sonntag im Lesejahr C sowie
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am 32. Sonntag im Lesejahr B)? Bedenk-
lieh ist auch, dass in der so schönen Peri-
kope von den klugen und törichten Jung-
trauen (Mt 25,1—13 am 32. Sonntag im
Lesejahr A) «Mädchen» statt Jungfrauen
gesagt wird, wobeii doch die hier so wich-
ti'ge Paränese verloren geht.
Auch der wiederholte Gebrauch ein und
derselben Peri'kope würde wohl besser
vermieden werden, wenn, wie am 4. Sonn-
tag der Osterzeit im Leseja'hr B das Evan-
gelium vom Guten Hirten verlesen, dann
aber am folgenden Tag im Jahr II noch-
mais eingereiht wird. Für den Predi-
ger bedeutet das eine Erschwerung sei-

ner ohnehin nicht leichten Aufgabe. Das-
selbe gilt für das Gleichnis vom Sämann,
das jetzt am Mittwoch der 16. Woche in
den Jahren I und II vorgesehen ist, nach-
dem es in der längeren Fassung bereits
am vorgesehenen 16. Sonntag des Lese-
jahres A verkündet wurde (Mt 13,24f
bzw. 4f), obgleich im Sonntagstext das
Thema vom Unkraut das tragende, in der
Predigt über den Mittwochtext aber doch
mitzuberücksichtigen ist. Auch der zwei-
malige Gebrauch der Peri'kope Mt.
10,1—7 (11. Sonntag und Mittwoch der
14. Woche im Jahreskreis A bzw. im Jahr
I und II) wäre vermeidbar.

Hier und da wären gewisse, allerdings
nicht schwerwiegende Diskrepanzen viel-
leicht zu beseitigen. So wenn im Jahr I
der Wochentagslesungen Isäias nach
Mt 1,23 zitiert und der bisher gewohnte
Ausdruck «Jungfrau» gebraucht, drei
Tage danach aber Isaias selbst für die
Lesung verwendet wird, nun aber, wie in
der Jerusalemer Bibel und anderwärts
der richtige'Ausdruck «junge Frau» zu
stehen kommt. Entweder oder, möchte
man hierzu bemerken. Oder wenn im Le-
sejahr C am Fest der Heiligen Familie
Lk 2,50 mit dem Passus «seine Mutter
behielt alles in ihrem Gedächtnis» zu le-
sen steht, während es dann am Oktavtag
von Weihnachten nach Lk 2,18 heisst:
«Maria bewahrte alle diese Geschehnisse
und bewegte sie in ihrem Herzen». Man
möchte meinen, dass «Herz» beträchtlich
ausdruckskräftiger ist, als «Gedächtnis».
Wünschenswert wäre wohl auch die An-
passung so mancher weiterer Schriftstel-
len an den heutigen Sprachgebrauch und
ein mehr zeitgemässes Verständnis bei-
spielsweise jener, in denen die Beschnei-
dung erwähnt wird, ohne dass dlie tiefere
Bedeutung diese Ausdrucks ohne weiteres
einsichtig würde. So Gal 6,14—18 am
14. Sonntag im Jahreskreis C, wo anstatt
«darauf kommt es nicht an, beschnitten
oder unbeschnitten zu sein» einfach über-
setzt werden könnte: «ob man Israelit ist
oder nicht». Oder am Montag der 4. Wo-
che nach der Osteroktav im Jahr II, wo
unbedenklich «Besohneidung» durch
«Bundeszeichen» und «Unbeschnittene»
durch «Ungläubige» oder «Andersgläu-
bige» (bzw. Heidenichristen), und am

Oktavtag von Weihnachten im Lesejahr
A in der Perikope Lk 2,16—21, wo «be-
schnitten» durch die Worte «das Zeichen
der Besiegelung des göttlichen Bundes
empfangen sollte» (vgl. Rom 2,28f) zu
ersetzen wäre. Der Hebräer hat sich ja
wie auch sonst die Orientalen Hinweise
auf leibliche Vorgänge mit grösserer Un-
befangenheit erlauben können, als das
heutzutage, wenigstens in der westlichen
Wéit üblich ist. Solche Hinweise sind in
ihrer Eindringlichkeit und im Zusam-
menhang bestimmter Aussagen durchaus
eingängig und angemessen, beim Vortrag
auf der Kanzdl jedoch nicht immer an-
gebracht. Man denke etwa an 1 Kor 15,8
(5. Sonntag im Lesejahr C), wo Paulus
sich als «Fehlgeburt» bezeichnet oder an
seine Redewendung vom «Unrat», für
den er alles halte, um Christus zu gewin-
nen (Phil 3,8 am 5. Fastensonntag im
Lesejahr C). Ebenso zögert man beim
Lesen der Stelle von dem «Schmutz der
Töchter Zions» (Jes. 4,4 am Montag der
ersten Adventswoche im Lesejahr A bzw.
Wocfaenlesung im Jahr I). Bs kommt ja
viel auf die Betonung an, wenn solche
Lesungen vorgetragen werden, besonders
wenn man sie ungeübten Lektoren anver-
traut. Da «klingt» es auch besser, wenn
man beispielsweise im Evangelium der
nächtlichen Weihnachtsmesse (Mt 1,18—
25 im Lesejahr C, ebenso Lk 2,1—14 im
Lesejahr B) anstatt «schwanger war»
schlicht «empfangen hatte» und anstatt
«gebären» vielleicht «das Leben sehen-
ken» sagt. Dabei brauchte man sich nicht
dem Vorwurf der Prüderie auszusetzen,
denn es ginge lediglich darum, bei der Ver-
kündung der Frohbotschaft die Ehrfurcht
vor den göttlichen Geheimnissen in vollem
Masse zu wahren, und das ist bei der Ver-
Wendung der Volkssprache nicht immer
leicht. Darum empfiehlt sich wdhl auch,
am Sonntag der 3. Osterwoche des Jahr-
kreises II in der Perikope Joh 6,63 an-
statt «das Fleisch ist nichts wert» gemäss
dem griechischen Text zu lesen: «nützt
(Oder: hilft allein) nichts». Und wäre «un-
bekleidet» generell nicht passender als
«naokt» (z. B. am Donnerstag der 5. Wo-
che des Jahrkreises I und Joh 21,7 am
3. Ostersonntag des Jahrkreises C)?

Brüder, Schwestern — Söhne, Töchter

Ein Kapitel für sich sind die «Brüder»
und «Söhne». Durchweg setzt ja die Bibel
maskulin-patriarchalische Akzente, was
von ihrer Entstehungsgeschichte her ver-
ständlich, darum aber noch lange nicht
berechtigt ist. In zahlreichen Perikopen
werden nur die Männer angesprochen,
die Frauen gänzlich ignoriert, und es wird
der homonym-tautologische Gebrauch
der männlichen Prädikate als selbstver-
ständlich angenommen. In unserer Zeit
und angesichts des immer deutlicher in
Erscheinung tretenden Einflusses der

Frau in der Kirche wirkt es indessen in
zunehmendem Masse befremdlich, wenn
die «Schwestern» nicht explizite in glei-
eher Weise wie die «Brüder», sondern
nur implizite appelliert werden. Wo im-
mer von «Brüdern» und «Söhnen» die
Rede ist, sollte darum auch die «Schwe-
stern-» und «Töchter» genannt und nicht
nur «der Mann» (Jak 1,12, Dienstag in
der 6. Woche des Jahres II) glücklich ge-
priesen werden. In mehreren Perikopen
wäre es ratsam, bei der Vorlesung auto-
matisch «Brüder und Schwestern» oder
«Söhne und Töchter» zu lesen (so z. B.
Lk 6,35 am 7. Sonntag im Jahreskreis C;
Joh 4,12 am 3. Fastensonntag im Lese-
jähr A; 1 Kor 10,1 und 15,1 am 3. Fa-
stensonntag im Lesejahr C; Gal 3,26 am
12. Sonntag im Jahreskreis C; Gal 4,5—7
am Oktavtag von Weihnachen in den
Lesejahren A und C; Phil 3,13 am 5. Fa-
stensonntag im Lesejahr C; 1 Thess 5,1
am 33. Sonntag im Lesejahr A; 1 Thess
5,4.5 edb im Lesejahr A; Heb 12,5.6.11
am Mittwoch der 4. Woche des Jahres I;
Jak 1,1—11 am Montag der 6. Woche im
Jahr II; Jak 1,19 ebenda am Mittwoch;
1 Joh 4,7.11 am Herz Jesu-Fest im Lese-
jähr A).
Manche weitere Anregungen könnten an-
gebracht werden. So bei Lk 6,22 am 6.

Sonntag im Lesejahr C, dass die Rede-
Wendung vom «Samen» eingängiger wäre,
würde statt ihrer «Nachkommen» gesagt.
Oder dass das zweimalige «marschieren«
aus Deut 4,1 am Mittwoch der 3. Woche
der Fastenzeit vorteilhafter ersetzt würde
durch «ihr werdet in das Land ziehen».
Fügllich könnte verzichtet werden auf die
Stammbaumperikope Mt 1,1—17 am
17. Dezember der Adventszeit im Jahr I,
bei deren Vorlesung die Zuhörer sich
leicht strapaziert fühlen, weil ihnen ihre
Bedeutung nicht ohne weiteres einleuch-
tet. Ebenso möchte man meinen, dass
bei Jes 11,10 am Dienstag der 1. Woche
der Adventszeiit das vertraute «Zeichen»,
das für die Völker aufgerichtet wird,
nicht nur durch ein viel weniger aussage-
trächtiges «Signa!» verdrängt zu werden
brauchte. Schliesslich Jes 45,7 am Mitt-
woch der 3. Adventswoche, wo man fra-
gen könnte, ob es in der Verkündigung
nicht angebracht wäre, anstatt vom Herrn,
«der Unheil schafft», zu sagen:« der Un-
heil zulässt».

Schon diese wenigen Beispiele von Ver-
besserungsmöglichkeiten dürften ein-
sichtig machen, dass bei künftigen Aus-
gaben des deutschen Lektionars das zu
bedenken empfehlenswert wäre, was die
deutschsprachigen Bischöfe in ihrem
Vorwort-zur Einheitsübersetzung der hei-
ligen Schrift betont halben, dass nämlich
diese Übersetzung sich «nur in der Pra-
xis, d. h. beim lauten lesen, Singen und
Hören, vor allem im Gottesdienst «er-
proben« lasse. Darum, so sagten die Bi-
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Synode 72 Die Verantwortung des Christen in Arbeit
und Wirtschaft
Interdiözesane Sachkommission 7

Die Verantwortung des Christen
in Arbeit und Wirtschaft (Text für die 1. Lesung in den Diözesansynoden)

Vorbemerkung
Die Kommission legt hier ihren Text vor, auf den sie
sich, was den Inhalt und die Form angeht, nicht eini-
gen konnte. Eine Minderheit hat einen eigenen Text
erarbeitet. Ihre Überlegungen finden sich anschlies-

send. Ein Versuch, die beiden Texte in ein gemeinsa-
mes Dokument zusammenzufassen, war wegen grund-
sätzlicher Meinungsverschiedenheiten nicht mehr
möglich.

Kommissionsbericht und Vorlage der Kommissionsmehrheit

Komm/'ss/onsber/c/if

0 Einleitung

Beim Studium unserer Unterlagen ist zu beachten,
dass sich natürliche Verbindungen zu Themen ande-
rer Kommissionen ergeben, deren Behandlung, vor
allem aus kirchlicher Sicht, besser an jener Stelle
erfolgt. Wir denken hier an Fragen der Familie, der
Gastarbeiter, der Dritten Welt, alles wichtige Elemente
in unserem Wirtschaftssystem.
Wir glauben der Sache gerechter zu werden, indem
wir uns auf einige wenige Problemkreise beschrän-
ken, als wenn wir der Kirche oder dem einzelnen Chri-
sten Aufgaben zuordnen, die staatliche oder wirt-
schaftliche Institutionen besser lösen.

1 Grundfragen

7.7 Der Cör/'sf /'n cfer We/f von Aröe/f und VWrfsc/?a/f

7.7.7 Die Christen leben zusammen mit allen Men-
sehen der Gesellschaft. Sie tragen das tägliche wirt-
schaftliche Leben mit in Planung, Entscheidung, Aus-
führung, Kontrolle und Auswirkungen.

7.7.2 Die Frage stellt sich heute, ob und wie sie die
wirtschaftlichen Aufgaben aus ihrem christlichen
Glauben heraus zu gestalten vermögen. Der Zuspruch
Gottes erweist sich in seiner liebenden Zuwendung

zur Welt, in die er seinen Sohn zu ihrer Errettung ge-
sandt hat (vgl. Joh 3, 16 f.). Der Anspruch Gottes er-
eignet sich im Ruf zur Nachfolge Jesu, die ihren letz-
ten und umfassenden Ausdruck findet in seinem Wort:
«Das ist mein Gebot, dass ihr einander liebt, wie ich
euch geliebt habe» (Joh 15, 12). Dieses Existenzver-
ständnis verlangt vom Christen, sich auf die ganze
Wirklichkeit der Wirtschaft einzulassen und im Dialog
mit allen Menschen für eine gute, gerechte und ver-
antwortbare Gestaltung der Wirtschaft zu wirken. Die-
ser Glaube, dem die Gewissheit gegeben, dass Got-
tes Werk zur Vollendung kommen wird, gibt zudem
auch den Mut, zu tun, was getan werden soll und ge-
tan werden kann.

7.2 Das MenscW/cöe (Wumant/mJ a/s Le/fvorsfe//L/ng

7.2.7 Verschiedene Weltanschauungen betonen im-
mer mehr das Zusammenwirken aller Menschen als
eine Aufgabe der Vermenschlichung (Humanisierung).
Schwierigkeiten ergeben sich, weil sich die konkreten
Zielsetzungen teilweise nicht decken. Für die Chri-
sten ist das Verständnis des Menschlichen durch den
Glauben geprägt. In diesem Sinne konnte das II. Va-
tikanische Konzil sagen: «Auch im Wirtschaftsleben
sind die Würde der menschlichen Person und ihre
ungeschmälerte Berufung wie auch das Wohl der ge-
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samten Gesellschaft zu achten und zu fördern, ist
doch der Mensch Urheber, Mittelpunkt und Ziel aller
Wirtschaft» (Pastoralkonstitution «Gaudium et Spes»
Nr. 63.1).

7.2.2 Die Wirtschaft ist aus dieser Sicht ein Lebens-
bereich, der als Dienst für alle Menschen gestaltet
werden soll. Auch die Christen sehen, dass die Wirt-
schaft Menschenwerk ist und nie vollkommen sein
kann; aber sie werden sich nicht davon abbringen
lassen, an allem mitzuwirken, was der Wirtschaft
menschlichere Züge verleiht und was das Arbeiten
und Handeln unter die umfassende Forderung der
Liebe stellt.

7.2.3 Alle Formen von wirtschaftlicher Ausbeutung,
sei es durch Missbrauch wirtschaftlicher Macht, durch
Ausnützung menschlicher Arbeitskraft, durch unver-
hältnismässig niedrige Löhne, durch willkürlich be-
zahlte Höchstlöhne, sei es durch ein egoistisches Le-
ben auf Kosten anderer, widersprechen dem Glauben
und Leben des Christen.

7.2.4 Die Christen werden der Forderung Jesu nicht
gerecht, wenn sie soziale Sicherung ausschliesslich
verstehen als blosses Aufgehen in Arbeit und Lei-
stungsdenken, im Streben nach privatem Reichtum.
Sie dürfen Jesu Warnung vor dem «Mammonsdienst»
nicht übersehen (vgl. Mt 6,19—29). Verheissung an
die Armen und die Sorge für sie gehören ganz we-
sentlich zur Botschaft Jesu. Sie verpflichten uns zur
Solidarität und zur Überwindung der Armut in allen
ihren Formen, sowohl im eigenen Lande wie auf Welt-
ebene.

7.2.5 Mit allen Menschen stehen auch die Christen
vor Bergen von Schwierigkeiten, die in unseren Volks-
wirtschaften heute aufgetürmt sind. Es ist ihre Auf-
gäbe, aus christlicher Verantwortung Lösungen zu su-
chen und in der Hoffnung auf Gottes Zusage an ihrer
Verwirklichung zu arbeiten. Das sollen sie nicht tun
aus blossem Interesse an Wirtschaftssystemen oder
an wirtschaftlichen Erfolgen, sondern damit sich
menschlichere und gerechtere Strukturen in allen Be-
reichen des gesellschaftlichen Lebens durchsetzen
und festigen.

7.2.6 Strukturelle Änderungen in unserer heutigen
wirtschaftlichen Ordnung sind nur dann möglich,
wenn der Mensch sich bewusst bleibt, dass er sich
selber mitändern und mitwandeln muss. Zwischen
einer Änderung der Strukturen der Welt und einem
Anders- und Neuwerden des Menschen besteht eine
gegenseitige Beziehung; das eine wird zum Impuls
für das andere.

7.3 K/7fe/7en für cf/'e Vermenscb/Zcbi/ng

7.3.0 Damit das Menschliche in der Wirtschaft ver-
wirklicht wird, müssen Richtpunkte (Kriterien) beach-
tet werden, mit deren Hilfe entschieden werden soll,
was für konkrete Situationen richtig und ethisch ver-
antwortbar ist. Anhand dieser Kriterien sollen beste-
hende Verhältnisse (Strukturen) und Verhaltenswei-
sen kritisch überprüft und neue Formen sowie neue

Entwicklungen im Bereich der Wirtschaft ermöglicht
werden.
Folgende Kriterien haben in unserem Zusammenhang
grundlegende Bedeutung:

7.3.7 /W/fmenscb/fcbke/f

Da die Verwirklichung des Menschlichen für Christen
durch ihren Glauben geprägt ist, soll ihnen Jesu Ver-
halten Massstab für die Begegnung mit den konkreten
Menschen sein. Solche Mitmenschlichkeit soll zum
Ausdruck kommen in unmittelbar personalen Bezie-
hungen von Mensch zu Mensch, in allen Entschei-
düngen und Handlungen. Sie besagt eine gegensei-
tige verantwortungsvolle Teilnahme am Leben des
Mitmenschen sowie ein Teilhabenlassen an dem, was
ich als Mitmensch sein soll.

7.3.2 Parf/z/paf/on
Unsere heutigen sozialen und gesellschaftlichen Ver-
hältnisse sind in hohem Masse durch Institutionen
(Verbände, Unternehmungen, staatliche und politi-
sehe Organisationen u. a.) geprägt. Deswegen müs-
sen auch diese mittelbaren institutionellen Beziehun-
gen mitmenschlich sein, d. h. die Strukturen müssen
so gestaltet werden, dass sie eine verantwortungs-
volle Teilhabe und Teilnahme zum Wohl aller Betei-
ligten bzw. Betroffenen ermöglichen (Partizipation).
Nur wenn sie dies gewährleisten, entsprechen die
Macht-, Rechts- und Eigentumsstrukturen der sozia-
len Gerechtigkeit.

7.3.3 Sacbgesefze und Sacbgerecbfbe/'f
In den wirtschaftlichen Organisationssystemen und
Verfahrensweisen wirken Sachgesetzlichkeiten, die
sogar als eigentliche Sachzwänge erfahren werden
können. Man muss sich davor hüten, diese Sachge-
setzlichkeiten bzw. Sachzwänge als unabänderlich
zu sehen. Sie sind veränderbar durch Veränderung
der Systeme. Wirken sich die Sachgesetzlichkeiten
eines Systems menschenwidrig aus, dann muss das
System geändert werden. Daher gilt: Was nicht men-
schengerecht ist, kann auch nicht sachgerecht und
was nicht sachgerecht ist, kann nicht menschenge-
recht sein. Beides bedingt sich gegenseitig.

7.3.4 Qua//'fäf des Lebens

Wenn heute mehr Freiheit und Sicherheit für alle ge-
fordert werden, sind diese Bestrebungen nach dem
Kriterium «mehr Qualität des Lebens für alle» zu un-
tersuchen. Unsere Umweltproblematik zwingt uns zur
Einsicht, dass die Menschen nicht herrisch über die
natürlichen Lebensgrundlagen (Wasser, Luft, Boden-
schätze, oekologische Systeme von Tieren und Pflan-
zen) verfügen dürfen.
Die durch einseitige und profitausgerichtete Anwen-
dung des technischen Fortschritts bewirkte Ver-
schlechterung der Lebensqualität bedeutet Einen-
gung der Freiheit und Sicherheit der Menschen in

vielen Regionen der Erde, besonders in Ballungszen-
tren. Die gesellschaftlichen, oekonomischen und so-
zialen Verhältnisse müssen vermehrt nach dem Kri-
terium der Steigerung und der gerechten Verteilung
der Lebensqualität für alle gestaltet werden.
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Die genannten Kriterien dürfen nicht absolut und iso-
liert gesetzt werden. Sie stehen zueinander in Bezie-
hung und drängen auf eine umfassende Verwirk-
lichung.

2 Situationsanalyse

2.7 Wesen, Z/'e/ und Wand/eng der W/'rfscda/f

2.7.7 Die Wirtschaft ist eine Lebensnotwendigkeit
für den Menschen, ein Instrument, ohne das er nicht
zu überleben vermöchte. Darum gehört das Wirtschaf-
ten zu den menschlichen Urtätigkeiten. Grundsatz-
liehe Diskriminierung des Wirtschaftlichen verstösst
ebensosehr gegen das Menschliche wie die grund-
sätzliche Diskriminierung geistigen Schaffens.

2.7.2 Das rationale Ziel der wirtschaftlichen Tätig-
keit ist die Versorgung der Gesellschaft mit den Gü-
tern und Dienstleistungen, deren sie bedarf, um das
Leben menschlicher zu machen. Die Nachfrage nach
Gütern und Dienstleistungen wandelt sich aber. Sie
wird differenzierter, anspruchsvoller und anfälliger für
Funktionsstörungen. Die Folge ist, dass sich das Wirt-
schatten ändert, das heisst den sich ändernden Be-
dürfnissen des Menschen anpassen muss.

2.7.3 Das moderne Wirtschaften ist gekennzeichnet
durch den immer rascher fortschreitenden Prozess
der Technisierung. Das führt auf der einen Seite zu
einer erheblichen Steigerung der Produktivität; auf
der andern Seite verwandelt sich die Wirtschaft in
einen stets komplizierter, mächtiger und so gefähr-
licher werdenden Apparat. Darum ist die Wirtschaft
in ihren heutigen Strukturen nicht nur ein lebensnot-
wendiges Instrument, sondern auch eine lebensge-
fährdende Macht. Man hat hier nicht nur an die Um-
weltschutzprobleme zu denken, sondern auch an die
Erschöpfung von Rohstoffvorräten und Energie-
quellen.

2.7.4 In diesem Doppelgesicht der Wirtschaft liegt
letzten Endes ihre heutige Problematik. Wir benötigen
eine leistungsfähige, also produktive Wirtschaft, und
es gilt die Wirtschaft so zu ordnen, dass sie nicht zu
einem Mittel der Zerstörung und Versklavung des
Menschen wird.

2.2 Grundfype/7 w/rfscha/f/Zcher Ordnungs/ormen

2.2.7 Es gibt zwei Grundtypen wirtschaftlicher Ord-
nung: der marktwirtschaftliche und der zentralverwal-
tungswirtschaftliche. Keiner der beiden Grundtypen
lässt sich in reiner Form verwirklichen.

2.2.2 Unter Marktwirtschaft versteht man eine ar-
beitsteilige Wirtschaft, welche durch weitgehende
Freiheit der Betätigung (Unternehmertätigkeit, Kon-
sum- und Arbeitswahl) sowie durch die Koordination
der individuellen Konsum-, Produktions- und Inve-
stitionsentscheidungen über den Markt gekennzeich-
net ist. Dabei soll das Verhältnis von Angebot und
Nachfrage auf der Basis des Wettbewerbes geregelt
werden.

2.2.3 Im Gegensatz dazu erfolgt in der Zentralver-
waltungswirtschaft die Ordnung der Produktion und

die Verteilung der produzierten Güter auf Konsum
und Investitionen zur Hauptsache durch Planung von
Seiten des Staates. Die Grundlage der Marktwirt-
schaft, der freiwillige Vertrag zwischen den selbstver-
antwortlichen Wirtschaftselementen, wird damit auf-
gehoben. Die Erzeugnisse werden allenfalls noch der
Form nach verkauft und gekauft, der Sache nach aber
abgeliefert und zugeteilt.

2.2.4 Beide Ordnungsformen haben ihre Vor- und
Nachteile. Der Vorteil der Marktwirtschaft besteht in
der Verbindung von Leistungsfähigkeit und Wirtschaft-
licher Freiheit, der Nachteil in den immer wieder auf-
tretenden Störungen des konjunkturellen Gleichge-
wichts. Demgegenüber ist die Zentralverwaltungswirt-
schaft stabiler, erkauft dies aber durch geringere Mo-
bilität und Effizienz.

2.2.5 Für unsere Wirtschaft stellt sich heute das Pro-
blem, in welcher Form und wie weit die Marktwirt-
schaft im Interesse erhöhter Stabilität sowie der bes-
seren Wahrnehmung des allgemeinen Wohls planmo-
difiziert werden kann und muss. Diese schwierige,
weil politisch hochbrisante Frage sollte ohne jede
ideologische Voreingenommenheit angegangen wer-
den.

2.2.6 Vielfach wird dir marktwirtschaftliche Ord-
nungsform mit dem kapitalistischen System in eins
gesetzt. Das ist eine Quelle arger Verwirrung. Denn
die Marktwirtschaft hat an sich mit Kapitalismus
nichts zu tun. Auch die Zentralverwaltungswirtschaft
kann im Fall des sogenannten «Staatskapitalismus»
kapitalistische Struktur annehmen. «Kapitalismus» ist
also nicht der «Marktwirtschaft» gleichzustellen. Es
handelt sich bei ihm um eine bestimmte Ordnung,
.vorab gekennzeichnet durch den Gegensatz von Be-
sitz und Nichtbesitz, von «Kapital» und «Arbeit», von
Befehlen und Gehorchen. Der daraus entspringende
Sozialkonflikt, wie er sich besonders auf dem Boden-
und Wohnungs-, wie auf dem Kapital- und Arbeits-
markt zeigt, ist typisch für die vornehmlich kapitali-
stisch strukturierte Marktwirtschaft. Eine Struktur der
Marktwirtschaft, welche die spezifisch kapitalisti-
sehen Eigentums- und Marktverhältnisse als eine
Hauptquelle heutiger sozialer Konflikte abbaut, ist
durchaus denkbar.

2.3 Das scöweZzerZscöe WZrfscöaZfssysfem

GenereZ/e Aspe/de

2.3.7 DZe mar/rfw/rfscha/f/Zche Grund/age

2.3.7.7 Das schweizerische Wirtschaftssystem be-
ruht auf marktwirtschaftlicher Grundlage. Sie ist ver-
fassungsrechtlich gewährleistet in Art. 31 BV (Han-
dels- und Gewerbefreiheit). Doch haben wir faktisch,
wie in anderen Marktwirtschaften, ein Mischsystem:
«Wenn das Gesamtinteresse es rechtfertigt, ist der
Bund befugt, nötigenfalls in Abweichung von der Han-
dels- und Gewerbefreiheit, Vorschriften zu erlassen»
(Art. 31 bis Abs. 3 BV). Darauf gründen beispielsweise
die «Wirtschaftsartikel», die es erlauben, unsere
Landwirtschaft aus den Preismechanismen herauszu-
nehmen. Die Preismechanismen funktionieren nur un-
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ter bestimmten Bedingungen in einem sozial verant-
wortbaren Sinn. Sind diese Bedingungen nicht erfüllt,
dann können sie sozial unheilvolle Wirkungen zeiti-
gen (wie z. B. auf dem Wohnungsmarkt in den Bai-
lungszentren).

2.3.7.2 Wann immer derart kritische Entwicklungen
eintreten, sind, zum Schutz der sozial benachteiligten
Wirtschaftspartner, staatliche Eingriffe in das Wirt-
schaftsgeschehen nicht nur unvermeidlich, sondern
geboten. In unserem Wirtschaftssystem üben also öf-
fentliche wie private Institutionen Einfluss auf die
Wirtschaftsprozesse aus.

2.3.7.3 Es ist insofern kapitalistisch orientiert, als
sich bei uns das produktive, das heisst in der Wirt-
schaft eingesetzte Eigentum zur Hauptsache in pri-
vater Hand befindet und, was noch entscheidender
ist, in der faktischen Verfügungsgewalt einer relativ
kleinen Gruppe steht.

2.3.2 Geme/nw/rfsc/?a/f//c/7e E/emenfe /'n unserem
W/'rfsc/iaffssysfem

2.3.2.7 Nicht nur vom ordnungstheoretischen Ge-
Sichtspunkt aus gesehen handelt es sich bei der
schweizerischen Wirtschaft um ein Mischsystem. Das-
selbe gilt auch hinsichtlich der Unternehmensgrund-
formen. Neben den privaten Unternehmen, die in In-
dustrie, Gewerbe und Landwirtschaft sozusagen aus-
schliesslich das Feld behaupten, gibt es zahlreiche
Unternehmen mit gemein- oder gemischtwirtschaft-
lichem Charakter sowie Privatbetriebe mit anderen
Rechtsformen (SBB, PTT, kantonale und kommunale
Verkehrsbetriebe, kantonale, kommunale und Genos-
senschaftsbanken, kommunale und genossenschaft-
liehe Betriebe, genossenschaftliche Verteilerorgani-
sationen).

2.3.2.2 Dies widerlegt die oft gehörte Behauptung,
dass die Marktwirtschaft mit dem Privateigentum an
Produktionsmitteln stehe oder falle. Sie verträgt sich
auch mit andern, in dieser oder jener Weise soziali-
sierten Unternehmungen, sofern sich diese den Wett-
bewerbsregeln unterstellen. Es wäre mithin denkbar,
im Interesse einer besseren Teilung der Wirtschaft-
liehen Macht, die gemeinwirtschaftlichen Elemente in
unserer Wirtschaft bewusst zu fördern.

2.3.2.3 Die blosse Verstaatlichung der Produktions-
mittel kann diese Lösung noch nicht sein, weil mono-
polistische Konzentration in der Hand des Staates für
eine wirklich menschlich sein wollende Gesellschaft
nicht weniger bedenklich ist als das privatkapitalisti-
sehe Konzept.

2.3.3 Re/ormöesfrebungen

2.3.3.0 Reformbestrebungen innerhalb unseres Wirt-
schaftssystems sind im Gange. Sie tendieren, etwas
pauschal gesagt, in Richtung auf eine soziale Markt-
Wirtschaft, verbunden mit Wohlfahrtsstaat.

2.3.3.7 Ein hervorstechendes Merkmal des Wohl-
fahrtsstaates ist die Sozialversicherung (Alters- und
Hinterbliebenenversicherung, Invalidenversicherung
und Kranken- bzw. Spitalversicherung). Was diese

soziale Sicherheit anbetrifft, dürfen wir uns mit ande-
ren Wohlfahrtsstaaten wohl vergleichen, und beim
heutigen Stand der Gesetzgebung werden für diesen
Zweck 36% des Lohneinkommens eingesetzt. Damit
soll nicht der Eindruck erweckt werden, als wäre bei
uns hinsichtlich der Sozialversicherung alles in bester
Ordnung. Es gibt — neben Überversicherung bei ein-
zelnen Kategorien von Arbeitnehmern — drückende
Notlagen, und insbesondere die geradezu astrono-
misch ansteigenden Kosten der medizinischen Dien-
ste stellen neue Probleme, deren auch nur einiger-
massen geglückte Bewältigung grösste Anstrengun-
gen kosten wird.

2.3.3.2 Ebenfalls sind beachtliche Reformbestrebun-
gen auf dem Gebiet des Bodenrechtes zu verzeich-
nen. Nachdem eine Initiative der Sozialdemokrat!-
sehen Partei der Schweiz und der Gewerkschaften
gegen die Bodenspekulation in der Volksabstimmung
keine Gnade gefunden hatte, wurden durch die Er-
gänzungsartikel 22ter und Hquater BV die gesetzli-
chen Grundlagen wenigstens für eine Regional- und
Landesplanung im Interesse einer besseren Nutzung
unserer Landesreserven geschaffen. Ob aber die vor-
gesehenen Massnahmen ausreichend sind, ist frag-
lieh. Gerade die zum Teil sehr heftigen Auseinander-
Setzungen um ein neues Bodenrecht haben gezeigt,
wie schwer es hält, die herkömmlichen privaten
Eigentumsrechte zugunsten des Allgemeinwohls zu
beschränken. Dabei sollte man doch einsehen, dass
derjenige Wertzuwachs beim Grund und Boden, der
nicht durch eigene Leistung, sondern durch Spekula-
tives Marktglück oder gar durch infrastrukturelle In-
vestitionen der öffentlichen Hand zustande gekom-
men ist, auf keinen Fall dem privaten Besitzer zufallen
dürfte.

2.3.3.3 In immer zwingenderem Masse zeigt sich
weiter, dass unser Land ohne eine zielbewusste Kon-
junktur- und Entwicklungspolitik mit vermehrten Inter-
ventionsmöglichkeiten des Bundes nicht mehr aus-
kommen kann.

2.3.3.4 Zu den vorderhand noch kaum in Angriff ge-
nommenen Problemen gehört die demokratische Kon-
trolle wirtschaftlicher Macht. Es stellt sich um so drin-
gender, als die Konzentrationsbewegungen im Ban-
kensystem und in der Grossindustrie zu Machtballun-
gen führen, die sich wie eine Art «Staaten im Staate»
ausnehmen können (z. B. multinationale Konzerne).
Soweit unser Wirtschaftssystem «kapitalistisch»
orientiert ist, lässt sich darin eine systembedingte
Weiterentwicklung sehen. Für die marktwirtschaft-
liehe Grundlage wirken sie aber gerade systemge-
fährdend, denn monopolkapitalistische Unterneh-
mensgebilde haben eine Tendenz zur Marktbeherr-
schung und Konsummanipulierung, die das Wettbe-
werbsprinzip verzerrt, wenn nicht faktisch aufhebt.
Die Zukunft einer auf den Markt ausgerichteten Wirt-
schaft bzw. ihre menschengerechte Entwicklung wird
entscheidend davon abhängen, ob es gelingt, diesen
«Kapitalismus» mit den öffentlichen Interessen in Ein-
klang zu bringen. Dazu aber bedarf es einer kritischen
Überprüfung grundlegender Ordnungsfragen unseres
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Wirtschaftssystems und, darauf beruhend, des Auf-
baus einer zielbewussten Wirtschaftspolitik, die im
Dienste des Allgemeinwohls klare Prioritäten zu set-
zen weiss.

f/nze/aspekte

2.3.4 D/'e /a/7dw/rfscäa/f//c/7en ßefr/'eöe

2.3.4.7 Die Schweiz hat sich in den letzten 150 Jah-
ren von einem Agrarland zu einem Industriestaat ent-
wickelt. Waren 1850 noch 66% der Bevölkerung im
primären Sektor beschäftigt, so sind es heute nur
noch rund 7 %. Diesem nicht abgeschlossenen
Schrumpfungsprozess des Bauernstandes geht eine
noch immer anhaltende Vergrösserung der Anbauflä-
chen der Einzelbetriebe sowie eine rasch fortschrei-
tende Technisierung und Rationalisierung der Agrar-
Produktion parallel. Der Bauer von ehedem ist ein
merkantiler Unternehmer geworden. Trotzdem besteht
im primären Sektor gegenüber dem zweiten und drit-
ten (Gewerbe/Industrie und Dienstleistungen) ein Ein-
kommensdefizit.

2.3.4.2 Die Möglichkeiten zur Kapitalbildung sind
gering, weshalb die Mittel für dringende Erschlies-
sungen, Grundlagenverbesserungen, Sanierungen der
Wohnverhältnisse u. a. m. fehlen. Die Landwirtschaft
fühlt sich darum chronisch benachteiligt, ja sogar in
ihrer Existenz bedroht. Die Lage wird vor allem in den
Berggebieten immer prekärer. Zu diesen materiellen
Nachteilen kommen weitere, die besonders die jun-
gen Leute vom Erlernen des Bauernberufes abhalten,
so z. B. weniger Freizeit, wenig oder keine Ferien, we-
niger Komfort, lange Arbeitszeiten für Bauer und
Bäuerin (Einmannbetrieb, keine Arbeitskräftereserve).
Sehr oft ist auch die Möglichkeit zur Aus- und Weiter-
bildung der Kinder stark eingeschränkt. Soll die Land-
Wirtschaft, insbesondere im Berggebiet, erhalten blei-
ben, so bedarf es für die nahe Zukunft klarer Zielset-
zungen in der Agrarpolitik und ein entsprechend ho-
hes Mass an Hilfen. Mit Hinweisen auf die ideellen
Schönheiten des Landwirtschaftsberufes ist diesem
Berufsstand nicht geholfen.

2.3.5 D/'e gewerb//c/7er7 ßefr/'eöe

2.3.5.7 Eine strenge Scheidung zwischen industriel-
len und gewerblichen Betrieben ist in der Schweiz
noch weniger als anderwärts möglich. Einmal ist das
Gewerbe bei uns stark industrialisiert und dann haben
viele Industrieunternehmungen, von ihrer Grösse her
gesehen, noch durchaus gewerblichen Charakter. Auf
alle Fälle kommt dem Gewerbe eine wirtschaftlich und
sozial bedeutende Stellung zu. Es mag vielleicht über-
raschen, dass der Beschäftigungszahl nach bei uns
das Baugewerbe die Spitze hält. An 3. Stelle steht
anfangs der 70er Jahre der ebenfalls noch stark ge-
werblich strukturierte Detailhandel, während das
Gastgewerbe an 5. Stelle erscheint. Wie sehr in der
Industrie die Mittel- und Kleinbetriebe vorherrschen,
zeigen die Zahlen der Betriebszählung 1972: von total
1635 Betrieben des Maschinen- und Apparatebaus mit
total 222 949 Beschäftigten sind 1411 Betriebe mit

1—199 Beschäftigten und 172 Betriebe mit 200—999
Beschäftigten und nur 38 Betriebe mit 1000 und mehr
oder insgesamt 87 094 Beschäftigten. Noch deutlicher
wird dies in der Metallindustrie, wo in 1679 Betrieben
117 672 Personen beschäftigt sind, wovon 1552 Be-
triebe mit 1—199 und 114 Betriebe mit 200—999 Be-
schäftigten und nur 9 Betriebe mit 1000 und mehr
oder total 16 520 Beschäftigten.

2.3.5.2 Diese Verhältnisse haben natürlich ihre gros-
sen menschlichen Vorteile. Sie wehren vor allem einer
Anonymisierung der modernen Arbeitswelt. Wie weit
aber auch hier die fortschreitende Industrialisierung
und Rationalisierung den Konzentrationstrend voran-
treibt und kleinere Betriebe in grössere aufgehen
lässt, ist schwer abzuschätzen. Oft liegen die Dinge
für die Kleinen günstiger, sofern es sich um gut ge-
führte, von Erfindergeist und Innovationsfähigkeit ge-
tragene Betriebe handelt. Relativ geringere Unkosten
sowie erhöhte Wendigkeit und Reaktionsfähigkeit, die
die kleineren Unternehmen oft auszeichnen, sind ihre
Vorteile auf dem Markt.

2.3.6 D/'e /'ndt/sfn'e//en Unferneömi/ngen

2.3.6.7 Dass auch in der eigentlichen Industrie die
Zahl der kleineren und mittleren Betriebe unseres
Landes erstaunlich hoch ist, wurde bereits gesagt.
Ihnen sind die Konzerngesellschaften gegenüberzu-
stellen, deren 25 grösste um die 580 000 Beschäftigte
zählen (die zu ihnen gehörenden ausländischen Un-
ternehmen miteingeschlossen). Ihre Macht ist entspre-
chend gross, und man wird sagen müssen, dass sie
das Gepräge der schweizerischen Industriewirtschaft
entscheidend bestimmen.

2.3.6.2 Soweit die demokratische Ordnung und Kon-
trolle der Macht die Aussenbeziehungen der Unter-
nehmen anbelangt, ist das in erster Linie Sache der
staatlichen, am Allgemeinwohl orientierten Wirt-
schaftspolitik. Soweit es dagegen um die Innenbezie-
hungen geht, ist es Sache einer menschengerechten
Unternehmens- und Betriebsverfassung, die die Ar-
beitnehmer in den Rang von Wirtschaftsbürgern er-
hebt, die an den unternehmerischen und betrieblichen
Grundentscheidungen beteiligt sind. Auf der Unter-
nehmensebene geht es dabei um die Beteiligung der
Arbeitnehmerseite an der Wahl und Kontrolle der Ge-
schäftsleitung sowie an der Festlegung der Unterneh-
menspolitik (wirtschaftliche Mitbestimmung). Auf der
Betriebsebene handelt es sich um die Beteiligung an
den Entscheidungen in organisatorischen, sozialen
und personellen Belangen (betriebliche Mitbestim-
mung) sowie in den Angelegenheiten des eigenen Ar-
beitsbereiches (Mitbestimmung am Arbeitsplatz).
Während das Problem der Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer am Arbeitsplatz, zum Teil auch auf der Be-
triebsebene, schon von manchen Betrieben erkannt
worden ist, stösst das Postulat der wirtschaftlichen
Mitbestimmung nach wie vor auf grossen Widerstand
vor allem aus Unternehmerkreisen. Hier bedarf es
noch einer tiefgreifenden Umorientierung, soll die Mit-
bestimmungsfrage eine befriedigende, das heisst
menschengerechte Lösung finden.
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2.3.7 D/'e pr/Vafe/7 und ö/fenf//c/7en D/'ensf/e/'sfungs-
befr/'ebe

2.3.7.7 Die privaten wie die öffentlichen Dienstlei-
stungen, wozu neben der kommunalen und Staat-
liehen Verwaltung die Medizinal- und sonstigen So-
zialdienste, das Sicherheits- und Verkehrswesen, die
Versicherungsgesellschaften und das Bankensystem
gehören, werden dem sogenannten tertiären Sektor
zugerechnet. Die Beschäftigungsstruktur der Schwei-
zer Wirtschaft zeigt, dass der primäre Sektor (Land-
Wirtschaft) stark schrumpft, der zweite Sektor (Indu-
strie) nur noch ganz unwesentlich zunimmt, während
der tertiäre Sektor sich kräftig ausdehnt.

2.3.7.2 Das Problem der inneren Beziehungen in den
Dienstleistungsbetrieben, gleichgültig ob sie private
oder öffentliche sind, stellt sich im wesentlichen nicht
anders als in den industriellen Unternehmungen. Im
Blick auf die Aussenbeziehungen ist zu sagen, dass
die öffentlichen Dienstleistungsbetriebe von vorne-
herein der öffentlichen Kontrolle unterliegen. Bei den
privaten Dienstleistungsunternehmungen, die zum
Teil wirtschaftliche Machtballungen darstellen — man
denke an die Grossbanken und Versicherungsgesell-
schatten — verhält es sich anders. Hier erhebt sich
wieder die Frage nach den Möglichkeiten einer demo-
kratischen Ordnung und Kontrolle ihrer Einflussnah-
me auf die Allgemeinheit.

2.4 D/'e soz/'a/en Spannungen, Kon///7<te und Unge-
rec/7f/g/re/fen /'n unserem W/'rfscbaffssysfem

Es kann sich hier natürlich nicht darum handeln, das
gesamte Spannungs- und Konfliktsfeld in unserem
Wirtschaftssystem abzuleuchten. Die Beschränkung
auf einige der wichtigsten Momente, ohne Prioritäten
zu setzen, ist unerlässlich.

2.4.7 Der /Wenscb /'m Aröe/'fsprozess

2.4.7.7 Durch die Industrialisierung der Produktion,
wie übrigens auch der Dienstleistungen, hat sich der
Charakter der Arbeit grundlegend geändert. An die
Stelle der gesellschaftlich-handwerklichen trat die
technische Arbeitsteilung mit einer durchrationalisier-
ten Arbeitsorganisation, die dem einzelnen oft gar
keinen Entscheidungsspielraum mehr übrig lässt. Die
Folge ist eine innere Verödung der Arbeit und damit
die Entfremdung des Menschen zu ihr. Der Beruf wird
zum «Job», zu dem man meistens nur noch ein geld-
mässig-prestigehaftes, aber kein persönlich-verant-
wortliches Verhältnis hat. Das bedeutet für manche
eine Dehumanisierung in der Arbeit und ein vermeint-
lieh wirkliches Menschensein erst in der Freizeit.

2.4.7.2 Es ist sicher, dass die fortschreitende Auto-
matisierung für viele eine Erleichterung bringt, weil
sie repetitive Arbeiten reduziert und Raum für an-
spruchsvollere Tätigkeiten schafft. Andererseits kann
sie auch neue Probleme aufwerfen (partielle Arbeits-
losigkeit, Verlust des Verantwortungsgefühls und der
Arbeitsfreude). Es handelt sich da unter anderem um
einen Konflikt zwischen Technisierung der Arbeit und
dem menschlichen Bedürfnis nach individueller Ent-
faltung in der Arbeit, zwischen Rentabilität und Anfor-
derungen an den arbeitenden Menschen.

2.4.7.3 Die Verbesserung der Arbeits- und Lebens-
qualität, eine berechtigte Forderung der Arbeitnehmer
und insbesondere der jungen Generation, muss je-
doch die Gestaltung der Arbeitsplätze unter Berück-
sichtigung wirtschaftlicher Aspekte und dem tech-
nischen Fortschritt gestatten. Nicht die politisch-ideo-
logische Diskussion über die Isolierung des einzelnen
am Arbeitsplatz bringt uns weiter, sondern die auf
wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhende Verbes-
serung der Arbeitsgestaltung. Über sie erlangt der
Mitarbeiter in Produktion, Dienstleistung und Verwal-
tung die Möglichkeit zur Selbstentfaltung.
Gegenwärtige Bemühungen um eine Verbesserung
der Qualität des Arbeitslebens zielen darauf hin, das
Prinzip der Trennung von Denken und Tun im Bereich
der Arbeit zu überwinden und möchten, mehr oder we-
niger explizit, auf dem Weg über eine Verbesserung
der Qualität des Arbeitslebens zur Verbesserung der
allgemeinen Lebensqualität beitragen.
2.4.2 Das Macbfprob/em /'n der W/'rfscbaff
2.4.2.7 Die moderne Industriewirtschaft ist notwen-
dig, doch muss der Gefahr einer Vermachtung des
Menschen gewehrt werden.
2.4.2.2 In den Aussenbeziehungen der grossen Un-
ternehmen geht es um die Kontrolle ihrer Wirtschaft-
liehen Macht. In den Innenbeziehungen geht es um
den Abbau der Machtposition der Kapitalseite und
der damit verbundenen Herrschaftsstrukturen. Das
Ziel ist, die einseitige Abhängigkeit der Arbeitnehmer-
von der Arbeitgeberschaft in gleichberechtigte Part-
nerschaft zu verwandeln.

2.4.2.3 Im Zusammenhang mit der Machtposition
des Kapitals stellt sich die Frage, ob das Eigentum an
Produktionsmitteln abzuschaffen sei. Dazu ist zu-
nächst zu sagen, dass sich Produktionsmitteleigentum
sowenig wie jedes andere Eigentum «abschaffen»,
sondern nur von der einen in die andere Form umwan-
dein lässt, afso von Privat- in Kollektiveigentum. Da-
bei aber bleibt das Machtproblem bestehen. Denn
auch Kollektiveigentum ist mit Macht verbunden.

2.4.2.4 In der modernen Industriegesellschaft liegt
die eigentliche Macht nicht so sehr bei den formellen
Kapitaleignern, sondern bei denen, die über die Kapi-
talmacht verfügen, sei es das private Management
oder die staatliche Wirtschaftsbürokratie. Kontrolle
der wirtschaftlichen Macht grosser Unternehmungen
müsste heute grössere Transparenz der grundlegen-
den Aussenentscheidungen bedeuten. Im übrigen ist
in sämtlichen Unternehmungen die Frage der Mitge-
staltung der Innenverhältnisse aktuell. Beides ruft
nach Formen arbeitnehmerischer Mitsprache und Mit-
bestimmung.
2.4.2.5 Voraussetzung für Mitsprache und Mitbestim-
mung ist eine umfassende Information der Arbeitneh-
mer. Die Unternehmungsleitung muss in einem stän-
digen Dialog mit den Mitarbeitern stehen. Die Ziele,
Entscheidungen und Leistungen eines Betriebes müs-
sen den Mitarbeitern transparent und verständlich ge-
macht und ihr Wissen um die Zusammenhänge des
betrieblichen und wirtschaftlichen Geschehens geför-
dert werden. Je besser die Mitarbeiter informiert und
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geschult sind, um so sachlicher können auftauchende
Probleme behandelt werden.
Mitsprache und Mitbestimmung bedürfen auf seiten
der Unternehmensleitung und der Mitarbeiter ver-
mehrter Verantwortung und Loyalität.
2.4.2.6 In der Mitbestimmung auf der Arbeitsplatz-
ebene geht es vor allem darum, die Arbeit so zu orga-
nisieren, dass der einzelne oder eine Gruppe in den
Arbeitsprozessen eigenen Entscheidungs- und Ent-
faltungsraum bekommt. Der partizipative Führungs-
Stil, wie er sich in den nach modernen Methoden ge-
leiteten Betrieben durchzusetzen beginnt, ist hierfür
eine Voraussetzung, nicht aber schon die Lösung.
2.4.2.7 Bei der Mitbestimmung auf der Betriebs-
ebene muss es vor allem darum gehen, das Personal
über seine Repräsentanten an der Festlegung der Or-
ganisationsstruktur und Betriebsbestimmungen zu be-
teiligen.
2.4.2.8 Von Mitbestimmung auf der Unternehmens-
ebene kann nur dort die Rede sein, wo den Arbeitneh-
mern das Recht zusteht, gleichgewichtig mit der Ka-
pitalseite die Geschäftsleitung zu wählen, deren Tätig-
keit zu kontrollieren und die grundlegenden Unter-
nehmensziele aufzustellen. Dass diesem Recht die
Pflicht zur Mitverantwortung für das wirtschaftliche
Gedeihen des Unternehmens gegenüberstehen muss,
versteht sich ganz von selbst. So muss im Rahmen
der gemeinsam festgelegten Unternehmenspolitik die
Einheitlichkeit, Verantwortungsfähigkeit sowie das
Direktionsrecht des Unternehmens gewährleistet blei-
ben. Voraussetzung dafür ist, dass der Verwaltungsrat
im wesentlichen Aufsichtsfunktionen ausübt, während
die exekutiven Rechte von der Geschäftsleitung wahr-
zunehmen sind. Nur so lässt sich das Mitbestim-
mungspostulat auf paritätische Besetzung des Ver-
waltungsrates in den Kapitalgesellschaften sachge-
recht vertreten. Damit ist eine menschlichere, weil
partizipative Gestalt der Kooperation auch auf der
Unternehmensebene möglich, ohne die Effizienz der
Geschäftsführung in Frage zu stellen.

2.4.3 Gerecöfe Verfe/'/ivng des Vo/kse/'n/rommens

2.4.3.7 Die heftigsten sozialen Spannungen und Kon-
flikte in unserem Wirtschaftssystem brechen noch im-
mer in der Frage der Verteilung des Sozialproduktes
auf. Von mancher Seite wird das bestehende Wirt-
schaftssystem, auch wo es im Sinn der sozialen
Marktwirtschaft orientiert ist, pauschal als «Ausbeu-
terwirtschaft» gebrandmarkt. Dahinter steckt die un-
sachliche Gleichsetzung von marktwirtschaftlicher
Gewinnorientierung und «kapitalistischer Ausbeu-
tung».
2.4.3.2 In einem marktorientierten System mit ver-
nünftigem Wettbewerb können sich nur Unternehmun-
gen halten, die eine für das weitere Überleben not-
wendige Rendite abwerfen. Das Rentabilitätsprinzip
lässt sich in keinem Wirtschaftssystem, auch nicht in
einem sozialistischen, missachten. Es gibt natürlich,
vorab im tertiären Sektor (man denke etwa an die Spi-
täler) Unternehmungen, die nicht gewinnbringend
sein können. Sie sind aber nur in dem Masse tragbar,
als sie trotzdem effizient arbeiten und die Gesamtwirt-

schaft einen Gewinn abwirft. Man muss sich darum
vor einer grundsätzlichen Diskriminierung von «Ge-
winn» und «Leistung» hüten. Damit soll aber nicht ge-
sagt sein, dass es keine ungerechte Verteilung des
Sozialproduktes und Ausbeutung des wirtschaftlich
Schwächeren durch den Stärkeren gebe.

2.4.3.3 In jeder Unternehmung besteht ein Dualismus
zwischen den Kapitalbildungsinteressen und dem In-
teresse an der Entwicklung der Löhne und Sozialver-
hältnisse der Arbeitnehmer. Es liegt in der Natur der
Sache, dass die eine Richtung primär von der Unter-
nehmensleitung und die andere primär von der Arbeit-
nehmerschaft wahrgenommen werden muss. Zwi-
sehen beiden je auf ihre Weise .legitimen, weil not-
wendigen Interessenrichtungen besteht eine in der
Struktur der Marktwirtschaft begründete Spannung.
Diese Spannung braucht nicht zum sozialen Konflikt
zu führen, doch wird das unvermeidlich, wenn der
eine oder andere Sozialpartner seine spezifischen In-
teressen auf Kosten des andern maximiert.

2.4.3.4 Wird die Kapitalbildung so wahrgenommen,
dass die umgekehrten Interessen geschädigt werden,
dann liegt Ausbeutung der Arbeitnehmer vor, selbst
wenn die Gewinne nicht in Form von Dividenden an
die Aktionäre ausgeschüttet, sondern im Unterneh-
men investiert werden. Ein Unternehmen verhält sich
in dem Mass «kapitalistisch», als es die Wahrneh-
mung der Kapitalbildungsinteressen zum obersten
oder gar einzigen Ziel seines Wirtschaftens macht. Es

bemüht sich um eine gerechte Verteilung des Sozial-
Produkts, wenn es die Kapitalbildungsinteressen nur
in dem Masse wahrnimmt, wie dies das gesunde Ge-
deihen des Unternehmens erforderlich macht. Eine
effektive Mitbestimmung, die den Arbeitnehmer auch
an der Mitverantwortung für den Erfolg des Unterneh-
mens beteiligen müsste, könnte die Basis für eine
grundsätzliche Kooperation bilden.

2.4.3.5 Eine gerechte Verteilung des Sozialproduktes
wird sich freilich kaum nur auf dem Wege einer ge-
genseitigen, kooperativen Abstimmung der Kapital-
und Lohn- oder Sozialinteressen erreichen lassen.
Dazu gehört auch eine Korrektur in der Verteilung der
Produktionsmittel, das heisst des Kapitaleigentums.
Solange die einseitige Verteilung bleibt, solange wird
der Wertzuwachs ebenfalls einseitig behändigt, ein
soziales Unrecht, das im Zeitalter der chronischen In-
flation um so schwerer wiegt! Die Bildung von Pro-
duktionsmitteleigentum in Arbeitnehmerhand wird zu
einem dringenden Gebot.

2.4.4 Das l/Wrtsc/7a/fswac/7Sfum

2.4.4.7 Eines der in jüngster Zeit am meisten umstrit-
tenen Probleme stellt die Frage nach dem Sinn des
Wachstums dar. Auch dieses Problem existiert in den
östlichen Wirtschaftssystemen so gut wie in den west-
liehen.

2.4.4.2 Bis vor kurzem wurde die Behauptung, dass
nur eine expandierende Wirtschaft Aussicht auf Über-
leben habe, als eine Tatsache betrachtet. Heute denkt
man skeptischer. Die Schattenseiten des Wachstums
treten bedrohlich vor unsere Augen. Was soll über-
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haupt eine weitere Entfaltung von Produktion und
Konsum, wenn die Welt immer unwohnlicher und das
Leben in seinen ökologischen Grundlagen gefährdet
wird. Die Antwort wird allerdings nicht in einer emo-
tionalen Ablehnung jedes Wirtschaftswachstums lie-
gen. Schliesslich lässt sich die Verantwortung, für die
auch bei strenger Familienplanung noch weiter an-
steigende Bevölkerung Arbeit, Verdienst und Wohn-
räum zu schaffen, nicht einfach überspielen. Dazu
kommt, dass auch ein gebremstes Wachstum noch
immer den Ausbau der Infrastruktur und einen ver-
stärkten Umweltschutz bedingen wird. Dafür müssen
den Gemeinwesen vermehrte Mittel zugeführt werden.
Das wird nach grundsätzlichen Änderungen unserer
Fiskalpolitik rufen. Das Verhältnis zwischen dem pri-
vaten Reichtum und den Mitteln der öffentlichen Hand
muss zugunsten der letzteren verschoben werden. Die
damit verbundene Begrenzung sowohl der Investi-
tionsmittel als auch der Kaufkraft dürfte dazu beitra-
gen, dass das Wirtschaftswachstum gebremst und
indirekt die Lohn-Kosteninflation — das soziale Un-
recht am kleinen Sparer und Sozialrentner — ge-
dämpft werden kann.

2.4.5 Fecbf auf Anbe/f

2.4.5.7 Das Recht auf Arbeit, und zwar auf eine das
Menschliche nicht zerstörende Arbeit, gehört zu den
elementarsten Sozialrechten des Menschen. Die
schweizerische Gesellschaft und alle für Wirtschaft-
liehe und politische Entscheidungen Verantwortlichen
haben zur Verwirklichung dieses Rechts die entspre-
chenden Mittel zu schaffen und anzuwenden.

2.4.5.2 Das bedingt die Kontrollierung des Wirt-
schaftswachstums in einem Sinn, der nicht eine neue
Arbeitslosigkeit heraufbeschwört. Dabei muss freilich
beachtet werden, dass das Recht auf Arbeit nicht
gleichbedeutend mit der Garantie des angestammten
Arbeitsplatzes sein kann. Wenn durch notwendige
Umstellungen bisherige Arbeitsplätze nicht erhalten
werden können, ist schon im Stadium der Planung
alles vorzukehren, dass dieser Prozess unter äusser-
ster menschlicher und sozialer Schonung der Betraf-
fenen vor sich geht.

2.4.6 D/'e Frage der aivs/änd/'scöerj Arbe/'fer

2.4.6.7 Auch dieses Problem hängt mit dem explo-
sionsartigen Wachstum der schweizerischen Wirt-
schaft in den letzten 15 Jahren zusammen. Die grosse
Zahl fremder Arbeitskräfte stellt ein nationales und
noch vermehrt ein sozialpsychologisches Problem
dar.

2.4.6.2 Es gibt Betriebe, wo die Zahl der ausländi-
sehen Arbeitnehmer die der einheimischen übersteigt.
Sprachschwierigkeiten, Verschiedenheiten in der
Mentalität und Ressentiments allem Fremden gegen-
über führen zu schweren Kontaktstörungen. Das be-
hindert die notwendige und gegenseitige Anpassung
der ausländischen Arbeitnehmer in Betrieb und Ge-
Seilschaft. Trotz anerkennenswerter Anstrengungen
sind die Bemühungen um eine Integrierung der Aus-
länder in unsere Gesellschaft noch immer ungenü-
gend.

2.4.7 Frauen und /'ugend//'c/7e Arbe/'fnebmer

2.4.7.7 Noch lange nicht überall gilt die Praxis der
gleichen Entlohnung für die gleichwertige Arbeit der
Frau, eine wünschbare Flexibilität in der Arbeitszeit-
gestaltung fehlt und Aufstiegs- und Weiterbildungs-
Chancen sind reduziert. Leider wird eine fachlich und
persönlich geeignete Frau in leitender Stellung noch
nicht selbstverständlich akzeptiert.
2.4.7.2 Vermehrte allgemeinbildende Schulung und
grundsätzlich bessere Förderung der Jugendlichen
(der Ungelernten oder Angelernten und der Lehrlinge)
in beruflicher und menschlicher Hinsicht sind einem
zu grossen Einsatz im Produktionsbereich vorzuzie-
hen.

2.4.8 Das Wobnungsprab/em
2.4.8.7 Die gegenwärtigen Verhältnisse von Angebot
und Nachfrage und die heutige Struktur des Bauge-
werbes führen zu einer Verteuerung, die durch die in-
flatorische Kostenexplosion noch verstärkt wird und
bei den betroffenen Mietern das Gefühl der Ohnmacht
bewirkt.

2.4.8.2 Diese Situation wird noch verschärft durch
die Umwandlung von preiswerten Wohnungen in Bü-
ras, Zweitwohnungen, Wohnungsmiete durch Jugend-
liehe und Bau von vorwiegend Kleinwohnungen und
hohen Ansprüchen an Wohnkomfort. Die Betroffenen
sind in erster Linie immer die Familien.

2.4.9 Ausb/'/dungs-, L/mscbu/ungs- und
l/Ve/ferb/'/dungsfrage

2.4.9.7 Die rapide technologische Entwicklung in al-
len Sektoren unserer Wirtschaft, strukturelle Wand-
lungen in den Marktverhältnissen, sonstige Verschie-
bungen auf dem Markte (z. B. Uhrenindustrie, Schuh-
industrie) erfordern vom Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber eine erhöhte Beweglichkeit.
2.4.9.2 Nicht alle Betriebsschliessungen, Produk-
tionsverlegungen oder Produktionsumstellungen sind
vom «Profitstreben» der Unternehmer diktiert. Es sind
sehr oft vom Markt her gebotene, sachbegründete
Massnahmen, an denen auch ein weitgehendes wirt-
schaftliches Mitbestimmungsrecht der Arbeitnehmer
nicht viel zu ändern vermöchte. Daher stellt sich die
Forderung, die fachliche und geistige Mobilität der
Arbeitnehmer systematisch zu fördern, so dass sie
Umstellungen zu bewältigen vermögen. Das bedeutet
aber auch gegenüber dem bisherigen Stand umfas-
sendere Ausbildung, verbunden mit permanenter Wei-
terbildung im Sinne einer Bewusstseinsveränderung
für eine bessere Bewältigung der persönlichen und
gesellschaftlichen Situation. Das letztere Postulat ist
auch eine unerlässliche Voraussetzung für eine effek-
tive Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Rahmen
einer kooperativen Betriebs- und Unternehmensver-
fassung.

2.4.70 Scbwe/'z und Dr/'ffe We/f

Alle genannten, die Spannungs- und Konfliktverhält-
nisse in unserem Wirtschaftssystem zum Vorschein
bringenden Probleme dürfen nicht angegangen wer-
den unter Ausklammerung der entwicklungspoliti-
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sehen Fragen, die das Faktum der Dritten Welt stellt.
Unser eigenes politisches, wirtschaftliches und sozia-
les Schicksal lässt sich nicht vom Geschick der Drit-
ten Welt lösen. (Dieser ganze Problemkreis wird von
der ISaKo 10 behandelt.)

2.5 Änderung der Strukturen unserer W/'rfscbaff oder
ßese/'f/'gung des «Systems»

2.5.7 Das gesellschaftliche und damit auch das wirt-
schaftliche System unseres Landes beruht auf der
rechtsstaatlichen und marktwirtschaftlichen Ordnung.
Die grundsätzliche Beseitigung von Rechtsstaatlich-
keit und Marktwirtschaft würde die elementaren poli-
tischen und wirtschaftlichen Freiheitsrechte des Bür-
gers in Frage stellen und eine Zwangsgesellschaft zur
Folge haben. Darum ist gegenüber den heute laut-
stark erhobenen Rufen nach «systemüberwindenden
Lösungen» zumindest Skepsis am Platz.

2.5.2 Diese Feststellung hat aber nichts zu tun mit
einer Verteidigung der Strukturen unserer heutigen
wirtschaftlichen und sozialen Ordnung. Die vorliegen-
de Analyse zeigt, dass schwerwiegende Strukturge-
brechen vorhanden sind, was strukturelle Änderungen
unumgänglich macht. Strukturelle Änderungen einer
Ordnung zielen allerdings nicht auf deren Beseiti-
gung, sondern auf Erneuerung, Korrektur im Interesse
ihres Überlebens. Nur in solchem Sinne wandlungs-
fähige Ordnungen haben überhaupt eine Überlebens-
chance.

2.5.3 Die strukturellen Gebrechen unserer Marktwirt-
schaft sind wesentlich in der mangelnden Rahmen-
Planung mit bestimmter, dem Gemeindewohl ver-
pflichteten Prioritätensetzung zu suchen sowie in der
kapitalistischen Orientierung und des damit verbun-
denen Machtungleichgewichts. Das eine führt zu man-
nigfachen wirtschaftlichen Krisenlagen, wie sie in der
Analyse angedeutet worden sind, das andere zu
schweren sozialen Spannungen, die heute nicht zu-
fälligerweise neu aufleben und keineswegs bloss das
Werk extremistischer Geister sind.

2.5.4 Entsprechend sind Strukturwandlungen nach
zwei Seiten hin geboten. Einmal in Richtung auf eine
gesamtwirtschaftliche Rahmenplanung, die eine ef-
fektive Konjunkturlenkung ermöglicht, ohne die Ein-
zelwirtschaften einem staatlichen Dirigismus zu unter-
werfen. Und dann in Richtung auf eine Beseitigung
des kapitalistischen Machtungleichgewichts in Arbeit
und Wirtschaft, durch Transparentmachung des Un-
ternehmensgeflechts und dessen öffentliche Kon-
trolle, durch massive Bildung von Produktionsmittel-
eigentum in Arbeitnehmerhand, durch eine effektive
Mitbestimmung der Arbeitsseite auf der Unterneh-
mens-, Betriebs- und Arbeitsplatzebene und durch ein
neues Bodenrecht, das die privaten Eigentumsrechte
im Interesse der Allgemeinheit relativiert. Nur wer die
Marktwirtschaft mit den herkömmlichen kapitalisti-
sehen Eigentumsverhältnissen in eins setzt, wird in
solchen strukturellen Direktiven einen Angriff auf die
eigentlichen, nicht aufzugebenden Grundlagen unse-
rer Gesellschafts- bzw. Wirtschaftsordnung sehen
können.

l/or/age

Die Koordinationskommission bittet die Diözesansynoden, wenig-
stens die mit einer senkrechten Linie versehenen Abschnitte zu
behandeln.

3 Subsidiarität des kirchlichen Engagements DE

3.7 /n der vorangeftenderj S/fuaf/onsana/yse (Kom-
m/ss/onsben'e/jf 2) s/'nd /'m Kap/'fe/ «D/'e soz/'a/en Span-
nungen, Ko/id/Tde und Ungerecbf/g/ce/feu /'n unserem
I/Wrfscbaftssysfem» bere/'fs e/'ne Pe/'he von Proö/emen
und /'bren Zusammenhängen, w/'e zum Te/7 auch An-
säfze zu deren Bewä/f/'gung, aufgeze/'gf worden. Wenn
es /'m ßere/'ch der Arbe/'f und der W/'rfscbaff auch
n/'cbfs g/'bf, was der Forderung nach «Vermensch//-
chung» (Komm/'ss/'onsber/'cbf 7j entzogen werden
darf, se/'en /'m fo/genden doch nur so/che Posfu/afe
erhoben, d/'e erstens durch d/'e gegenwärf/'ge Lage
a/s dr/'ng//'ch erachtet werden und über deren Oppor-
tun/'fäf und Formu/Zerung zwe/'fens vom cbr/'sf//'cben
Sfandpun/rf aus e/'ne gew/'sse a//geme/'ne Zusf/'mmung
erwartet werden dart.

3.2 S/'e um/assen Prob/eme, we/che ana/og zur S/'-

fuaf/'onsana/yse, ausgehend von den grossen Zusam-
menhängen b/'s zu Fragen an den e/'nze/nen Men-
sehen etwa w/'e to/gf geg//'ederf werden können; Ge-
se//scha/fs- und Ordnungsfragen, W/'rfschaffstragen
und W/'rfscha/fspo//'f/7c, Soz/'a/po/Zt/'/f, ßefr/'ebsprob/e-
me und schZ/'essZ/'ch Fragen des Chr/'sfen an s/'ch
seZbsf.

3.3 £s /'st we/'fer tesfzusfe//en, dass /'m Znfernaf/'ona-
/en ßere/'ch übersfaaf/Zche Organ/'saf/'onen und zw/'-
schensfaaf//'che Abmachungen versuchen, d/'e aufge-
ze/'gfen Prob/eme zu /Ösen, /m /'nnerstaaf/Zchen ße-
re/'ch tä//f d/'ese Aufgabe vorweg dem Staat und der
Po//'f/7c, zah/re/'chen /nsf/fuf/'onen und Organ/'saf/'onen
sow/'e dem e/'nze/nen veranfworf/Zchen Chr/'sfen zu.

3.4 D/'e K/'rcbe /'st besonders dort zur Akf/'v/'fäf auf-
gerufen, wo bedeutende Lücken bestehen und es s/'ch
um Prob/eme hande/f, deren A//'chf/ösung d/'e /Wen-
schenwürde zu gefährden droht.

4 Ausgewählte Fragen aus dem Problemkatalog DE

4.7 Kap/'fa/ — Arbe/'f — Unfernehmer/'sche Täf/'gke/'f

/n der /'ndusfr/'e//en Unternehmung w/'rken dre/' Fakfo-
ren zusammen; das Kap/'fa/ für d/'e stete Erwe/'terung,
tWodern/'s/'erung und effekf/'ve Ausnüfzung der Produk-
f/'onsm/'ffe/, d/'e Arbe/'f m/'f dem pr/'mären /nferesse an
der Lohnentw/'ck/ung und d/'e unfernehmer/'sche Tä-
f/'gke/'f, d/'e grundsäfzh'cb auf d/'e ßenfab/7/fäfs- bzw.
Kap/fa/b/'/dungs/'nferessen ßücks/'chf nehmen muss.
We/7 s/'ch d/'e /Wacht stets m/'f dem Faktor verb/'ndef,
der am knappsten /'st, besteht /'n d/'esem Kräffedre/'eck
/'mmer w/'eder d/'e Tendenz zu e/'ner Ver/agerung des
Schwerpunkfes der /Wacht.
W/'r fordern e/'ne W/'rfschaffsordnung, /'n der d/'e

G/e/'chwerf/'gke/'f der Produkt/'onsfakforen Kap/'fa/, Ar-
be/'f und unfernehmer/'sche Täf/'gke/'f angestrebt w/'rd.
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4.2 Gew/'nn — Lohn

Es //eg? /m /angfr/'sb'gen /nferesse der /Arbe/'fnebmer,
dass d/'e Schaffung neuer Produkfe und d/e /Wodern/'-
s/'erung und Rabonabs/'erung des L/nfernebmens so-
w/'e dessen ?/nanz/e//e S/'cberbe/Y durcb e/'n fücbf/'ges
/Wanagemen? s/'cbergesfe//f w/'rd.
W/'r /ebnen L/nfernebmergew/'nne, erre/'cb? durcb T/'ef-

ba/fung der Löhne und Soz/a//e/sfungen ab, aber aucb
übermäss/'ge Lohnforderungen zu/asfen unzure/'cben-
der /nvesb'ö'onen und Reserven. Dnfer ßeacbfung d/'e-
ser Grundsäfze eracbfen w/'r Lohnforderungen a/s ge-
recbfferf/'gf, sowe/7 s/'e der forfscbre/'fenden Teuerung
und der Produ/d/V/'fäfszunabme des L/nfernebmens
enfsprecben.

4.3 E/'genfumsb/'/dung /'n /Arbe/Ynebmerband

Für d/'e gerecbfe Verfe/'/ung des wachsenden Soz/'a/-
produ/des /'s? es wesenü/'cb, aus we/cben Que//en d/'e

Kap/Ya/versorgung gespe/'sf w/'rd. E/'n grosser Te/'/ der
Kap/7a/b/'/dung erfo/gf beufe durcb Se/bsff/'nanz/'erung
der L/nfernebmen, d. b. ohne dass dadurch Lobnemp-
fänger e/'nen enfsprecbenden /Anfe/7 an E/'genfum der
enfsfebenden Vermögenswerte erb/'e/fen. D/'ese e/'n-
se/Y/'ge Beanspruchung des Resu/fafes aus dem Zu-
sammenw'rlfen von ße/egscbaff, L/nfernebmen und
Kap/Ya/gebern w/'derspr/'cbf den a/(fue//en Gerecbf/'g-
/fe/Ysvorsfe//ungen und benacbfe/'//'gf d/'e /Arbe/Yneb-
merscbafL
Es /'sf darum e/'ne mehr a/s b/oss symbobscbe, son-
dem fafsäcbb'cbe, w/'rtscbaff//'cb /'ns Gew/'cbf fa//ende
ß/'/dung von Produ/cY/onsm/Yfe/e/genfum /'n /Arbe/Yneb-
merband anzusfreben.

4.4 KYrch/fcbes Vermögen
Sowe/Y k/'rcb//'cbes E/'genfum /'m D/'ensfe der Goffes-
Verehrung sfebf und zur ßezab/ung von /f/'rcb//'cben
D/'ensffrägern herangezogen werden kann, sfebf er
wob/ ausser D/'s/cuss/'on. /Wan w/'rd aberd/'ngs beden-
/(en müssen, dass /r/rcb//cber ßes/Yz /'n hohem /Wasse
/'n K/'rcbenbaufen gebunden /'sf. Gegenwärt/'g /(ann nur
e/'n ger/'nger Te/'/ der nofwend/'gen /dreh/Zehen /Ausga-
ben, unfer denen d/'e Persona/ausgaben sfar/c sfe/'gen,
aus ßes/Yze/'n/commen besfr/Yfen werden. Der für d/'e

Ex/'sfenz der K/'rcbe nofwend/'ge E/'nanzbedart /(ann
n/'cbf ohne ausre/'cbende KVrcbensfeuern gedec/cf
werden.
Sowe/'f d/'e K/'rcbe /'m ßes/Yz von Grund und ßoden /'sf,

der für bau/Zehe Erscb/Zessung /'n Frage kommf, w/'rd
s/'e s/'cb /'brer soz/'a/en /Aufgabe vermehrt bewussf wer-
den müssen und /'bren ße/Yrag dadurch erbr/'ngen,
dass s/'e z. ß. ßau/and für den Wohnungsbau zu gün-
sb'gen ßed/'ngungen zur Verfügung sfebf.

4.5 F/'nanzausg/e/'cb

Der F/'nanz- und Lasfenausg/e/'cb sfebf /'m sfaafbcben
und /dreh/Zehen ßere/'cb e/'n dr/'ngendes Prob/em dar.
/m Sfaaf besfeben bere/Ys /Ansäfze zu Lösungsversu-
eben, d/'e aber noch n/'cbf befr/'ed/'gen. /n der K/'rcbe
wurde b/'sber auf F/'nanzausg/e/'cbsmassnabmen we/Y-

gebend verz/'cbfef, wesba/b e/'ne Versfär/cung des F/-
nanzausg/e/'ebs f/canfona/, scbwe/'zer/'scbj zu prüfen
und zu verw/'rtd/'cben /'sf.

4.6 Konkurrenz
D/'e /Warkfw/'rfscbaff enfspr/'cbf der /dee nach dem
fre/'en Weffbewerb. /A/s Cbr/'sfen können w/'r d/'esen /'n-
sowe/7 befürworten, a/s er d/'e Cbanceng/e/'cbbe/Y be-
/'nba/fef. Wenn b/'ngegen der Konkurrenzkampf zum
Se/bsfzweck w/'rd und n/'cbf mehr d/'e ecbfe Le/'sfung,
sondern d/'e Macbfpos/Y/'on der L/nfernebmen enf-
scbe/'def, dann muss d/'e Weffbewerbsordnung /'n e/'ner
We/'se geändert werden, d/'e sowob/ der /Warkf/'dee
w/'e den gese//scba/f//cben Gesamf/'nferessen Rech-
nung frägL

4.7 ßefr/'ebskbma
E/'n gufes ßefr/'ebskbma muss e/'nerse/Ys durcb enf-
sprechende Massnahmen der Gescbäffs/e/Yung und
des Kaders gefördert werden, se/' es /'n organ/'safor/'-
scher oder /'n persona/pobf/'scber R/'ns/'cbf. Der /Arbe/'f-
nebmer baf /Anrecbf darauf, dass er geaebfef w/'rd und
dass d/'e Vorgesefzfen aucb bere/Y s/'nd, /'bm Versfänd-
n/'s und w/rksame R/'/fe aucb ausserberub/'cben Sor-
gen gegenüber enfgegenzubr/'ngen. /Anderse/Ys kann
das ßefr/'ebskbma n/'cbf e/'nfacb von oben «gemacbf»
werden, sondern abe ßefr/'ebsangebör/'gen müssen
/'bren persön/Zcben ße/Yrag /e/'sfen, der durcb kerne
noch so guf e/ngesp/'e/fe Organ/'saf/'on oder gufdob'er-
fe Soz/'a/e/'nr/'cbfung ersefzf werden kann.

4.8 M/Ybesf/'mmung und M/Yveranfwortung

4.8.7 D/'e moderne /ndusfr/'eprodukf/'on berubf we-
senfbcb auf der Kooperab'on zw/'scben den Trägern
der grund/egenden Produkf/'onsfakforen Kap/Ya/, /Ar-
be/Y und unfernebmer/'scbe Täf/'gke/Y (Management,
e/'n Sacbverba/f, der für /'ede W/'rfscbaffsordnung Ge/-
fung baf.

4.8.2 D/'ese Kooperab'on kann nur dann mensch//'-
eben Cbarakfer haben, wenn s/'e part/'z/'paf/'ve Sfrukfur
ann/'mmf, das be/'ssf, wenn d/'e Trägerscbaffen sämf/f-
eher Produkf/'onsfakforen, aucb d/'e der /Arbe/7, an der
Macbfverwa/fung, W/Y/ensbbdung und Enfscbe/'dungs-
b'ndung veranfwortbeb befe/7/gf s/'nd.

4.8.3 W/'r sehen /'n der M/Ybesf/'mmung e/'n M/Yfe/, um
so/cbe Kooperab'on zu verw/'rk//'cben. S/'e muss auf
aben Ebenen zum Zuge kommen.

4.8.3.7 Es s/'nd — sowe/'f nöb'g — d/'e gesefzbeben
Grund/agen zur Ermög/Zcbung e/'ner umfassenden,
aucb d/'e L/nfernebmensebene e/'nscb//'essenden M/Y-

besb'mmung der /Arbe/Ynebmer /'n der /ndusfr/'e zu
schaffen.

4.8.3.2 D/'e bere/Ys besfebenden /Ansäfze zur M/Ybe-

sb'mmung am /Arbe/Ysp/afz und auf der ßefr/'ebsebene
müssen schon /'efzf /'m gesamfarbe/Ysverfragbcben
Rahmen z/'e/bewussf ausgebauf und d/'e dabe/' zu ge-
w/'nnenden Erfahrungen für /'bre we/Yere /Ausgesfa/-
fung auf der höheren Ebene genufzf werden.

4.8.3.3 Darüber b/'naus w/'rd es uner/äss/Zcb se/'n, Mo-
debe der M/Ybesf/'mmung auszuarbe/Yen und zur D/'s-

kuss/'on sfeben zu /assen, d/'e e/'nerse/Ys der V/'e/ge-

sfa/f/'gke/'f der scbwe/'zer/'scben /ndusfr/'e Rechnung zu
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fragen w/'ssen und anderse/'fs e/'ne mögbcbsf opbma/e
Uerw/r/f//c/7tvng der Menscbenrecbfe /'n den /Arde/fs-
verbä/fn/'ssen berbe/'zufübren irermögen. Dabe/' /'sf

fesfznba/fen, dass Menseben- und Sacbgerecbfes zu-
sammengebörf, a/so d/'e ßeaebfung der W/'rfscbaff-
bebke/'f des m/'fbesf/'mn7fen Onfernebmens unaufgeb-
bar b/e/'bf.

4.8.3.4 Scbbessbcb /'sf das Sfud/'i/m der sebr w/'cb-
f/'gen Frage e/'ner sysfemab'scben /At/sb/'/dnng iron /Ar-

be/'fnebmern zur Wahrnehmung künfbger M/'fbesb'm-

mungsaufgaben iron e/'nem /rompefenfen Grem/'um,
besfebend ans Verfrefern des Bundes, der Soz/'a/parf-
ner und der l/lb'ssenscbaff, unverzüg/Zcb an d/'e Hand
zu nehmen.

4.9 A/eue Formen der /Arbe/'fsorgan/'saf/'on

4.9.7 D/'e /'enge Generab'on f/'ndef s/'cb /'e /änger /'e

wen/'ger m/7 e/'nem >4rbe/'fssysfem ab, durch das der
/4rbe/7ende zu e/'nem b/ossen Rädeben /'m Gefr/'ebe
vrerd/'ng//'cbf w/'rd. S/'e ver/angf zu Recbf d/'e Verbesse-
rung der /Arbe/'fs- und Lebensgua/bäf sowob/ /'n der
Produkbon w/'e /'n der D/'ensf/e/'sfung und Verwa/fung
m/'f dem Z/'e/, d/'e Mög//'cb/(e/'f zur Se/bsfenffa/fung /'n

eebfer M/'fveranfworfung zu er/angen. Das muss nücb-
fern, un/'deo/og/'scb, unfer ßeaebfung der beub'gen
arbe/'fsw/'ssensebaffbeben Fr/cennfn/'sse w/'e nafürb'cb
aueb der w/'rfscbaff//'cben /Aspekfe aufgenommen
werden.

4.9.2 /n ersfer L/'n/'e s/'nd b/'er zu erwähnen d/'e guan-
f/'faf/Ve Frwe/'ferung des /Aufgabenbere/'cbes (/'ob en-
/argemenf), d/'e guabfabve Erwe/'ferung des /Aufgaben-
bere/'cbes (/'ob enr/'ebmenf) und d/'e ß/Vdung iron aufo-
nomen /Arbe/'fsgruppen. D/'e Erwe/'ferung des Täf/'g-
ke/'fssp/'e/raumes d/'enf, äbnb'cb w/'e d/'e des /Arbe/'fs-
weebsefs (/ob rofabon), dem /Abbau iron Ermüdungs-,
Monofon/'e- und Säff/'gungspbänomenen. Ober das
b/'naus d/'enf d/'e Erwe/'ferung des /Aufgabenbere/'cbes
(grössere, s/'nniro//ere /Arbe/'fse/'nbe/'fen verbunden m/'f
Sefbsffconfro/fe und Term/'nüberwacbung) den ßedürf-
n/'ssen nach Sefbsfirerw/'r/d/'cbung und Persönb'cb-
ke/Ysenffa/fung. Dem Mode/f der autonomen >Arbe/'fs-

gruppen //'egf d/'e /Auffassung zugrunde, dass /efzfere
ersf durch Se/bsfbesf/'mmung, d/'e den /Aspe/cf der so-
z/'afen Verpb/'cbfung und Veranfworfung e/'nscb//'essf,
ermögb'cbf werden.

4.9.3 Es gebf darum, Formen e/'ner Raf/'ona//'s/'erung
der /Arbe/'f zu b'nden, d/'e den Menseben n/'cbf den ße-
d/'ngungen e/'nes feebn/'s/'erfen /Arbe/'fsprozesses an-
passen, sondern umgebebrf d/'e humanen ßed/'ngun-
gen, d/'e s/'cb vom Menseben her ergeben, beaebfen.

4.9.4 Der für d/'e neuen /Arbe/fsformen erböbfe /Aus-
b/'/dungs- und E/'narbe/'fungsaufwand muss von den
Onfernebmen gefragen und be/' der geme/'nsamen E/'n-

fübrung derarf/'ger Massnahmen e/'ne Lobngaranb'e für
e/'nen ausre/'cbenden Ze/'fraum gewäbrf werden.

4.70 /Arbe/'f und Menscb//'cb/(e/'f

IM/'fbesf/'mmung und neue Formen der /Arbe/fsorgan/'-
sab'on werden a/fe/'n n/'cbf ausre/'cbend se/'n, um der

/ndusfr/'e- und D/'ensffe/'sfungsarbe/'f /'bren mensch-
//'eben Cbara/cfer zurückzugeben, /n der markfw/'rf-
scbaff//'cb sfrukfur/'erfen Gese//scbaff besfebf d/'e Ge-
fahr, dass d/'e /Arbe/'f nur unfer dem Ges/'cbfspunkf
e/'nes Warenwerfes beurfe/'/f w/'rd. Je gefragfer e/'ne
«/Arbe/'fskraff», desfo höher /'br M/erf bzw. d/'e Enf/öb-
nung, desfo grösser aber auch /'m a//geme/'nen das
-Ansehen, das der Erbr/'nger e/'ner Le/'sfung gen/'essf.
Dabe/' aber müssfe der soz/'a/e CbaraMer der /Arbe/'f
/'n den Vordergrund gesfe//f werden, /n der /Arbe/'f /'sf

der Mensch w/'r/d/'cb für andere Menseben da. Jeder,
der e/'ne für den ßesfand der Gese//scbaff unenfbebr-
//'che /Arbe/'f /e/'sfef, baf /Anspruch auf g/e/'cbe Würde.
Ersf wenn d/'e /Arbe/'f unfer /'brem soz/'a/en /Aspekt ge-
werfef w/'rd, kann s/'e /'bren mensch/toben Cbarakfer
zurückgew/'nnen. Daraus ergeben s/'cb Konseguenzen.

4.70.7 Jeder /Arbe/'fende /'sf an se/'nem /Arbe/tsp/afz
n/'cbf b/oss a/s «/Arbe/tskraff» zu aebfen, sondern a/s
Mensch. Daher /'sf er /'n se/'ner Persön//'cbke/'f, /'n se/'-

ner E/'genarf, /'n se/'nen Oberzeugungen, ob E/'nbe/'m/'-
scher oder /Aus/änder, zu respekb'eren.

4.70.2 We/7 /'eder /Arbe/'fende e/'ne soz/'a/e Le/'sfung
erbr/'ngf, baf /'bn d/'e Gese//scbaff auch soz/'a/ zu /'nfe-
gr/eren. /m ß//'ck auf d/'e aus/änd/'scben /Arbe/'fer be-
deufef das, dass d/'esen d/'ese/ben soz/'a/en Recbfe
w/'e den e/'nbe/'m/'scben /Arbe/tern zusfeben so//en.

4.70.3 We/7 /'eder /Arbe/'fende e/'ne soz/'a/e Le/'sfung
für d/'e Gesamfgese//scbaff erbr/'ngf, s/'nd d/'e Soz/'a/-
/e/'sfungen des Sfaafes so auszubauen, dass /'eder
/Arbe/'fende /'m Fa// von Krankbe/'f, /nva//'d/'fäf und /A/fer
/'n e/'nem Masse ges/'cberf /'sf, das e/'ne mensebenwür-
d/'ge Ex/'sfenz ermögb'cbf.

4.77 D/'e Berufswab/

4.77.7 D/'e ßerufswab/ /'sf beufe sebw/'er/'g: D/'e ße-
rufsmög//'cbke/'fen s/'nd sebr gross; e/'ne /'nfens/'ve
Werbung und e/'ne gez/'e/fe Rek/ame ze/'gen den Re/'z
des A/euen und sprechen von den Mode- und Mange/-
berufen. D/'e Zab/ der Jugend/Zehen, d/'e /'m e/'genf-
//'eben S/'nn be/' der Berufs- oder Sfud/'enwab/ un-
seb/üss/'g s/'nd, erböbf s/'cb.

4.77.2 D/'e ßerufswab/ w/'rd aber beufe /'mmer w/'cb-
b'ger, we/7 der gewäb/fe Beruf n/'cbf mehr Lebensauf-
gäbe, sondern «Sfarframpe» für e/'ne s/'cb wande/nde
und n/'cbf überschaubare Zukunff /'sf. Dazu kommf,
dass ung/e/'cbe Erz/'ebungs- und ß/7dungsmög//'cbke/'-
fen /'n den Fam/7/'en (z. ß. F/'nanzs/'fuaf/'on, ß/'/dungs-
n/'veau der E/fern uswj und /'n den Reg/'onen (Onfer-
seb/'ede der Lebensverbä/fn/'sse /'n Sfadf und Land,
unferseb/edbebe ß/7dungse/'nr/'cbfungen uswj schon
vom K/e/'nk/'nd an ung/e/'cbe Voraussefzungen sebaf-
fen.

4.77.3 Dem /'ungen Menseben muss auf verseb/'eden-
sfe We/'se (durch /nformaf/ob, ßerafung, Konfakfmög-
bebke/'fen, Scbnupper/ebren, ßerufswab/sebu/e usw.)
gebo/fen werden, e/'ne ßerufswab/ nach se/'nen A/e/'-

gungen und E/'gnungen und n/'cbf nach dem Presbge
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der /Angebör/'gen ZreZ/en zu /rönnen. Doch dar/ d/'e ße-
ru/sberaZung n/'c/if e/nse/'f/'g den /nferessen der DnZer-
nehmen und der l/l//rfscda/f d/'enen.

4.77.4 D/'e ung/e/'cben /am/7/'ären und vor a//em re-
g/'ona/ öed/'ngfen S/arf- und Zubun/Zscbancen so//en
gem/'/derZ werden. Es g/'/f nac/7 Lösungen zu suchen,
d/'e /ür a//e (Jugend/Zehe und E/fernj e/'ne bessere und
sacbgerecb/ere /n/ormaZ/'on b/'efen und übera// /ür
ze/7gemässe ß/'/dungse/'nr/'cbZungen sorgen.

4.72 Seru/sfä//'ge Frauen

G/e/'cbe Enf/öbnung /ür g/e/'cbwer//'ge >Arbe/7, F/ex/'b/7/'-

fäf /'n der yArbe/7sges/a//ung und bessere /Au/sü'egs-
cbancen s/'nd a//e Pos/u/a/e, deren Verw/'rbbcbung be-
scb/eun/'gf werden so///e.

Den v/'e/en a//e/'ns/ebenden Frauen so///e d/'e K/'rcbe
S/ä//en der Begegnung, der ßera/ung und der ge/'s//'-

gen Förderung bere/7s/e//en.

Den We//ä///gen Prob/emen der beru/sfä//'gen Frauen
/'n der modernen Gese//scba// ba/ d/'e K/'rcbe /'n Zu-
sammenarbe/'f m/7 l/l//'ssenscba// und W/'rZscba/Z vo//e
ßeacb/ung zu scben/cen.

4.73 Wobnungsprob/em

Das Wobnungsprob/em s/e/// vor a//em /ür Fam/'//'en
m/7 K/'ndern be/' bescbe/'denem Lobne/'n/commen, aber
aucb /ür y'unge Paare und ä/fere Leufe e/'ne e/'gen/-
//'cbe A/o//age dar. D/'e s/'cb /'üngsZ abze/'ebnende Zu-
nabme des Leerbes/andes an Wobnungen ander/ da-
ran wen/'g, we/7 d/'ese nur d/'e /euren KaZegor/'en be-
/r/7//.

Soz/'a/er Wohnungsbau muss beu/e aber mebr be/'s-

sen a/s b/osse Verb/7//'gung der l/1/obnungen dureb den
E/'nsa/z ö//en///'cber M/7/e/. Es müssen S/'ed/ungsge-
b/'e/e geschahen werden m/7 Wohnungen ohne unnö-
//'gen Luxus, da/ür aber m/7 op//'ma/er ,Ausr/'chZung au/
d/'e e/emen/aren ßedür/n/'sse der K/'nder. /Auch so///en
s/'e so ange/eg/ se/'n, dass ä/Zere, doch n/'cb/ p//ege-
bedür///'ge Leu/e /'n e/'ner /'bnen angepass/en We/'se /'n

so/cben S/'ede/ungen Raum Z/'nden. Da/ür /eb/en
durcbdacb/e Mode//e. H/'er/'n bä/Zen s/'cb d/'e K/'rcbge-
me/'nden w/'e d/'e GesamZ/drcbe en/seb/'eden zu enga-
g/'eren /'m S/'nne /'brer soz/'a/en D/'a/con/'e, d/'e /'bre ge-
scb/'cb/bcben Vorb/'/der ba/ (Herberge, Sp/7ä/er, Scbu-
/en e/c.J.

4.74 K/'rcbe — /ndus/r/'e — W/'rZscba/Z

(K/'rcb//'cbe /ndus/r/'earbe/7J

4.74.7 D/'e h/'rebbebe /Arbe/7 /'m ßere/'cb von W/'rZ-

scba/Z und /Arbe/'Z w/'b d/'e spez/7/scben Prob/eme, d/'e

s/'cb aus der Kon/ronZaZ/'on der /ndusZr/'ewe/Z m/7 der
ßo/scba/Z Cbr/'sZ/' /ür den e/'nze/nen /Wenseben, d/'e

Gese//scba/Z und d/'e K/'rcbe ergeben, er/rennen und
zu /Ösen versuchen. S/'e be/assZ s/'cb m/7 den ßed/'n-

gungen, d/'e d/'e beru/bebe, soz/'a/e und pob'Z/'scbe S/'-

ZuaZ/'on des Menseben besZ/'mmen. S/'e b/'//Z dem e/'n-

ze/nen, durch /'bre /Au/b/ärungs- und ß/7dungsarbe/7
(z. ß. LebensbundeunZerr/'cbZ /'n den Gewerbe- und
Werbscbu/en, M/'Zarbe/'Z be/' /Arbe/'Znebmerbursen, be/'

Fübrungsbursen /ür d/'e verseb/'edenen KadersZu/en
sow/'e /ür L/n/ernebmer,) d/'e Zusammenhänge und Pro-
b/eme der modernen /ndusZr/egese//scba/Z zu begre/'-
/en und scba/ZZ som/'Z d/'e VorausseZzungen /ür e/'n ver-
an/wor/bebes und br/7/'scbes EngagemenZ. S/'e sucbZ
d/'e Zusammenarbe/'Z m/7 ßeZr/'eben und E/'nr/'cbZungen
der /'ndusZr/'eben Gese//scba/Z, m/7 /Arbe/'Znebmern, /Ar-

be/'Zgebern, den UerZreZern gesebscba/Zbcber und po-
b'Z/'scber Gruppen und w/7/ m/7arbe/7en /ür d/'e Zre/'e,
menscb//'cb ganzbe/'Z//'cbe und cbr/'sZ//cbe EnZ/a/Zung
der Menschen (7Arbe/7er- und /ndusZr/'esee/sorge,
/ACO /AcZ/'on caZbobgue ouvr/ere, C/AJ Cbr/'sZ-
//'che /Arbe/'Zer/'ugend, K/Aß KaZb. /Arbe/7nebmer-ße-
wegung, VCD Vere/'n/'gung cbr/'sZ//'cber DnZerneb-
mer, Soz/'a/es Sem/'nar, K/'rcbe und /ndusZr/'eJ.

4.74.2 Für d/'ese /Au/gaben so// d/'e K/'rcbe au/ der
Ebene der P/arre/', der Reg/'on, der D/'özese und der
Scbwe/'z d/'e gee/'gneZen D/'ens/s7e//en und zusZänd/'-

gen Grem/'en schaben und besorgZ se/'n, dass /ür d/'e-

se /Au/gaben See/sorger (z. ß. P/arre/'see/sorger m/7

ScbwerpunbZ «/ndusZr/'ep/arrer»J, /Arbe/'Zer- und /ndu-
sZr/'esee/sorger, La/'enZbeo/ogen und andere gee/'gne/e
Facbbrä/Ze e/'ngeseZzZ werden.

4.74.3 D/'e /Aus- und We/'Zerb/'/dung aber b/'rcb//'cben
D/'ensZZräger muss /ür unser Land e/'ne prabZ/'scbe und
ZbeoreZ/'scb-redex/'ve /Ause/'nanderseZzung m/7 /ndu-
s/r/'e und l/Wr/scba/Z um/assen (z. ß. /ndusZr/'esem/'nar
m/7 ßeZr/'ebsprabZ/'bum /ür Tbeo/og/'esZudenZen, /ndu-
sZr/'eburse /ür P/arrer usw.J.

4.74.4 Besonders /nZeress/'erZen /'s/ zudem e/'ne Zun-

d/'erZe /Ausbbdung zu ermögbeben. S/'e so// geschehen
/'n Zusammenarbe/'Z m/7 den besZebenden und neu zu
b/'/denden b/rcb//'cben /ns//7uZ/'onen und Organ/'saZ/'o-
nen. /AnzusZreben /'sZ e/'ne soz/'a/eZb/'scbe, person- und
s/'ZuaZ/'onsgerecbZe /Ausbbdung /'m S/'nne der ge/order-
Zen reg/'ona/en und gese//scba/Z//cben See/sorgeau/-
gaben.

4.75 Erwacbsenenb/'/dung

4.75.7 D/'e Erwacbsenenb/'/dung /'s/ von der K/'rcbe
a/s wesen/beber ßesZandZe/7 /'brer /Au/gabe zu be/racb-
Zen, d/'e /ür v/'e/e ßere/'cbe des cbr/'sZ//'cben Lebens
von ßedeu/ung /'s/; /Arbe/7, Wohnung, Fam/'be, Fre/'ze/'Z.

4.75.2 Es geh/ a/so n/'cbZ nur um d/'e Förderung der
Erwacbsenenb/'/dung /'n re/'n rebg/'öser H/'ns/'cbZ, son-
dem aucb um d/'e soz/'a/e Erwacbsenenb/'/dung
(mensch/. Zusammen/eben, Ehe und Fam/7/ej, d/'e M/7-

arbe/7 /'n der beru/beben Erwacbsenenb/'/dung (Per-
sönbcbbe/'Z, /Arbe/'ZseZb/'b, Führung^, d/'e We/'Zerb/'/dung
/ür ße/ange der Fam/'be (Handwer/c und Hobby, Wob-

nen und Ges/a/Zen, maZer/'ebe H/7/enj, der Fre/'ze/'Z

(Sp/'e/en, Ku/Zure//esJ.

4.75.3 A/eben der abZ/'veb GesZa/Zung und ßere/'ZsZe/-

/ung von H/7/sm/ZZe/n /ür d/'e erwäbn/e ß/'/dung und
Scbu/ung so// s/'cb d/'e K/'rcbe b/'n/er das PosZu/aZ des
bezab/Zen ß/'/dungsur/aubes sZeben.
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4.76 Konst/mverrta/fen

4.76.7 Durcb d/'e Frücbfe des Forfscbr/Yfes s/'nd gros-
se Te/'/e der Sera/Zcertyng von der ßedrängn/'s pbys/'-
seder A/of befre/Y. Dadurch w/'rd aber /'br ö/conom/'-
sebes Verba/fen b/'s zw e/'nem gew/'ssen Grade man/'-
pub'erbar. Es berrsebf beufe e/'ne unwabrscbe/'n//'cb
sfarRe /4nregr/ng zum Konsum. ReWame, soz/'a/e Werf-
masssfäbe, der sogenannfe Lebenssfandard, aber
at/cb d/'e S/'cberbe/Y des unm/'ffe/baren Gebrauchs ver-
drängen d/'e Vorsorge für ßedürfn/'sse der Zn/ct/nff.
Wob/ me/'nf der Konsumenf, Kon/'g zu se/'n, /'n W/'rR-

//cb/ce/'f /'sf er SR/ave und fre/'bf d/'e W/'rfscbaff m/'f se/'-

nem Konsumverba/fen an.

4.76.2 Gez/'e/fe Sparförderung (z. ß. durcb Sfeuer-
er/e/'cbferungenj, E/'nscbränRung mass/oser Werbung
für Lnxtvsgüfer (Rauchwaren, zA/Robo/, Kosmeb'/f, /An-

fos efcj und ob/'eRf/ve Verbrat/cber/'n/ormaZ/on /cön-

nen d/'esem Trend enfgegenw/YRen.

4.76.3 Zudem muss /'eder e/'nze/ne s/'cb über/egen,
w/'e und wo er se/'nen RonRrefen ße/'frag /'m S/'nne
e/'nes Konsumverz/'cbfes /e/'sfen so//.

4.77 Se/bsfverw/'r/f//'cbt/ng /'n /Arbe/'f und Fre/'ze/'f

4.77.7 Das ßecbf t/nd d/'e P///'cbf, s/'cb se/bsf ztt ver-
w/'r/d/'cben, gebörf zt/m Wesen des Menseben. Es gebf
n/'cbf an, dass der Mensch /'n se/'ner z4rbe/Y «anonym«
b/e/'bf t/nd ers7 nacb Fe/'erabend «zw s/'cb se/bsf
/commf».
Es mt/ss bere/Ys d/'e /Arbe/Y se/bsf dem Menseben d/'e
Mög//'cb/ce/Y e/'ner gest/nden t/nd at/sgeg//'cbenen Enf-
fa/ft/ng geben.

4.77.2 Das ver/angf, w/'e zt/m Te/'/scbon erwäbnf:

— Werfscbäfzt/ng des Menseben t/nd se/'ner /Arbe/Y

(gegen D/'s/fr/'m/'n/'ert/ng verseb/'edener /Arf, w/'e
z. ß. d/'e des /Arbe/Yers gegenüber dem /Angesfe//-
fen, der mant/e//en gegenüber der ge/'sf/'gen
u. dg/.;.

— Mög//'cb/fe/Y der /At/sb/'/dt/ng enfspreebend den
Veran/agt/ngen t/nd A/e/'gungen.

— Fre/'e Wab/ des /Arbe/Ysp/afzes.

— Mög//'cb/ce/Y der beruh/eben We/Yerb/Ydt/ng, des
Wecbse/s der /Arbe/Y (7\t/fsf/'egscbancenJ.

— M/Yw/'r/ft/ng at/f den verseb/'edenen Ebenen.

— Verbesserung des /Arbe/YsM/mas und der ßed/'n-
gungen am /Arbe/Ysp/afz.

— Veranfworf//'cbRe/Y gegenüber s/'cb se/bsf, gegen-
über dem M/Yarbe/Yer und dem ßefr/'eb.

— Ebr//'cbRe/Y, RücRs/'cbfnabme, Versfändn/'s und To-
/eranz von se/Yen der Vorgesefzfen gegenüber den
M/Yarbe/Yern und umgeRebrf.

4.77.3 Es /'sf versfändb'cb, dass be/' der beub'gen /Ar-
be/Ysfe/'/ung n/'cbf /'ede zArbe/Y dem Menseben d/'e Mög-

//'cbRe/Y e/'ner vo//en menscb//'cben Enffa/fung g/'bf. L/m

so mebr muss d/'e ßedeufung der Fre/'ze/'f bervorge-
boben werden, d/'e /'n d/'eser Fb'ns/'cbf aueb a/s w/'cb-
b'gsfes ßegu/af/'v befraebfef werden Rann.

4.77.4 M/Y der /nfens/'v/'erung der zArbe/Y enfsfand e/'n
nafürb'cbes ßecbf und ßedürfn/'s auf «arbe/Ysfre/'e
Ze/Y« und «ausserproduRf/'ve« ßez/'ebungen. V/'e/es /'sf
/'n d/'eser Ze/Y und Umgebung re/'n dem Zufa// der /n/'-
f/'af/'ve e/'nze/ner über/assen.

4.77.5 ß/'er so//fen geordnefe /nsf/Yub'onen, w/'e ße-
fr/'ebsc/ubs, reg/'ona/e Vere/'ne, /'deo/og/'scbe Vere/'n/'-

gungen und aueb d/'e K/'rcbe für vermebrfe ßegegnun-
gen und ßez/'ebungen sorgen. Dam/Y w/'rd e/'ne s/'nn-
vo//e Gesfa/fung der Fre/'ze/Y er/e/'ebferf.

4.77.6 We/Yere Forderungen s/'nd:

— Erz/'ebung und ß/'nfübrung zum so//'dar/'scben Den-
Ren und Verba/fen gegenüber M/Ymenscben, Öf-
fenf//'cbRe/Y und gese//scbaff//'cben /nsf/Yuf/'onen

— Vom ßefr/'eb gewäbr/e/'sfefe Fre/'be/Y zu po//Y/'scber,
gewerRscbaff//'cber, Ru/fure//er und re//'g/'öser ße-
fäb'gung

— /nformaf/'on über d/'e Mög//'cbRe/Y vernünff/'ger Fre/'-
ze/Ygesfa/fung und deren räumb'cbe und fecb-
n/'scbe Verw/'rR//'cbung

— /nfens/'v/'erung der Erwacbsenenb/'/dung /'n den
verseb/'edenen SeRb'onen

— Förderung und Unfersfüfzung der Sporf- und Er-
bo/ungszenfren (d/'e zu erscbw/'ngb'cben Pre/'sen
besuebf werden Rönnenj

— ßerücRs/'cbf/'gung des Fre/'ze/Yan//'egens /'m Wob-
nungsbau (z4fe//'ers, Sporfan/agen usw.;.
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Kommissionsbericht und Vorlage der Kommissionsminderheit '

Komm/ss/onsöer/c/??

10 Einleitung

Es ist nicht unser Ziel, eine sozio-ökonomische Ana-
lyse unseres Systems anzufertigen. Wir versuchen
vielmehr, einige Grundprinzipien zu finden, die einer-
seits unser soziales und wirtschaftliches Leben ent-
scheidend beeinflussen und vorantreiben, die aber
andererseits auch all die Blockierungen, die wir der-
zeit feststellen können, ursprunghaft in sich enthalten.
Alle Begriffe in diesem Bereich sind zwiespältig. Wir
wissen, dass unsere Arbeit schwierig ist, dass Ahn-
liches gleichzeitig auch von qualifizierten Forschern
und von bestens dafür ausgestalteten Arbeitsteams
unternommen wird. Wir werden deshalb versuchen,
uns an Prinzipien zu halten, die als Wegweiser für jed-
wede Aktion zu gelten haben. Unsere Fragestellung
geht Hand in Hand mit einem seelsorglichen Anlie-
gen. Warum ist es so oder scheint es so zu sein, dass
die Arbeits- und Wirtschaftswelt derart unerreichbar
ist für jede Form der Evangelisation?
Warum werden unsere Strukturen heute mehr als in
früheren Zeiten in Frage gestellt? Warum berührt es
uns so tiefgehend, wenn unsere Vorstellungen bezüg-
lieh des sozialen und wirtschaftlichen Lebens in Fra-
ge gestellt werden? Was sollte beibehalten werden,
und was müsste geändert werden?

Dies sind einige Fragen, die uns als Anhaltspunkte
dienten für unsere Überlegungen. Unser Ziel ist es vor
allem, teilzunehmen an einer Bewusstseinsbildung,
die heute in der ganzen Welt im Gange ist, und die
uns vielleicht davor bewahren wird, «Opfer» zu sein
von Dingen, die eigentlich dem Menschen dienen sol-
len, statt sich seiner zu bedienen und ihn zu verskla-
ven. Der Aufbau einer Gesellschaft, die nach unserem
Wunsch den Menschen zu respektieren hat, sowie die
Entfaltung der menschlichen Fähigkeiten werden sich
nur verwirklichen lassen, wenn jeder Christ seine
eigene menschliche Dimension erkennt und wirklich
aus dem Glauben heraus sein Leben gestaltet.
Nur der Mensch selbst hat die Macht, sich von den
Zwängen zu befreien, die er sich selbst geschaffen
hat. Einige von ihnen sind übrigens von anderen Korn-
missionen der Synode analysiert worden. Letztere
werden sicher zu dem Schluss kommen, dass der
Mensch zwar aufgrund seiner Evolution eine naturbe-
dingte innere Triebhaftigkeit besitzt, dass er aber die
Macht hat, über sich hinauszugehen und Herr der
Welt zu sein. Der Wille, diese Macht wirksam zu ma-
chen, ist zu einem gewaltigen Antrieb geworden und
nimmt heute erschreckende Ausmasse an. Sie kann
dazu missbraucht werden, die Menschheit völlig zu
manipulieren oder gar zu vernichten. Sie kann aber
auch dazu dienen, die Menschen frei zu machen bis
hin zur Ankunft des Gottesreiches.

') Originaltext französisch

11 Die Verantwortung des Christen im Wirtschaft-
liehen Leben

17.1 Gri/ndsäfz//che Prv'nz/'p/en

77.7.7 D/'e Vorrang/gke/'f c/es MenscW/'chen /'n den
Unternehmen, /'n W/rfscha/f und Gese//scha/f (DE 74.7)

Auf welcher Ebene es auch sein mag: die Arbeit ist
kein Produkt, über das man verfügen könnte wie über
eine Ware, die lediglich den Marktgesetzlichkeiten
unterworfen ist. Sie kann auch nicht nur Gegenstand
eines Vertrages zwischen zwei Individuen oder Grup-
pen sein. Die Aussagen Papst Pauls VI. vom 10. Juni
1969 vor dem IA in Genf sind eindeutig: «In der Arbeit
muss der Mensch an erster Stelle stehen. Sei er
Künstler oder Handwerker, Unternehmer oder Arbei-
ter, sei er Handarbeiter oder Intellektueller — immer
ist es ein Mensch, der arbeitet, und der für andere
Menschen arbeitet. Folglich muss ein Ende damit ge-
macht werden, dass man die Arbeit über den Arbei-
tenden stellt, dass die technischen und Wirtschaft-
liehen Erfordernisse vorherrschen und nicht die Be-
dürfnisse des Menschen. Niemals mehr darf die Ar-
beit höher stehen als der Arbeiter. Immer muss die
Arbeit für den Arbeiter dasein, im Dienste des Men-
sehen, im Dienste aller Menschen und des ganzen
Menschen.»

Versuchen wir, alle Konsequenzen zu ziehen, die sich
aus einer solch grundsätzlichen Stellungnahme erge-
ben.

Was Wirtschaft und Unternehmen anbelangt, so wis-
sen wir, dass die Arbeitsleistung, die in ein Produkt
eingeht, einem bestimmten Kostenaufwand entspricht,
der dann Einfluss ausübt auf den Marktpreis des Pro-
duktes. Es ist aber so, dass die Elemente, die einen
Einfluss haben auf diese Arbeitskosten, zum Teil die
gleichen sind und zum Teil andere als jene, die die
Kosten der anderen Produktionsfaktoren beeinflussen
(Kapital, Boden).

77.7.2 Es geht um eine Konzeption, die weit entfernt
ist von der sogenannten Marktwirtschaft wie auch von
der autoritären und zentralistischen Planwirtschaft.
Es kann nicht mehr darum gehen, ob man diese bei-
den Wirtschaftsformen irgendwie so einrichten und
umformen kann, dass dem Arbeiter oder — anders
gesagt — demjenigen, der seine Arbeitskraft, seine
Kenntnisse und Talente anbietet, das Risiko erspart
bleibt, ausgebeutet zu werden. Was auf dem Spiel
steht, ist vielmehr unser Verständnis des Menschen
als einem Wesen, das mit Leib und Seele in der Ge-
schichte engagiert ist.

77.7.3 Vor? der? Zwängen
Bisher hat man den Abschnitt des Genesis, der von
der Mühseligkeit der Arbeit spricht, stark hervorge-
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hoben: «Unter Mühsal sollst du dich von ihm ernäh-
ren alle Tage deines Lebens» (Gen 3,17).

Seit einigen Jahrzehnten steht ein anderer Aspekt im
Vordergrund: die Wertschätzung der Natur. In den
letzten Jahren tritt dieser Aspekt zurück und macht
einem anderen Platz: dem Umweltschutz. In der Mei-
nung, er würde etwas Gutes und Wertvolles tun, hat
der moderne Mensch in Wirklichkeit einen Raubbau
betrieben an den Rohstoffvorräten der Natur. Jetzt
erkennt er dies plötzlich, und zwar auf eine ziemlich
brutale Art. Er ist sich heute darüber im klaren, dass
Entwicklung und Wachstum freiwillig eingeschränkt
werden müssen, wenn wir unser Leben oder Überle-
ben nicht gefährden wollen.

Die von Gott geschaffene Natur wurde dem Men-
sehen anvertraut, damit er sie gestalte. Seine Intelli-
genz erlaubt es ihm, die eigenen vitalen Bedürfnisse
zu erkennen, und wenn er seine Intelligenz und Ver-
nunft auch dazu gebraucht, das ihm Anvertraute zu
verwalten, dann wird es dem Menschen gelingen, sei-
ne Bedürfnisse zu befriedigen und die Schöpfung
fortzusetzen, indem er die natürlichen Vorkommen
verantwortungsbewusst zur Weiterentwicklung ge-
braucht.

77.7.4 Wenn man die Kontemplation auch als den
höchsten Ausdruck des Lebens und des Geistes be-
zeichnen kann, so ist doch die Aktion für den Men-
sehen der normale Bereich, in dem er sich vervoll-
kommnet, in dem er aber auch sein Unglück finden
kann.

Der Mensch oder die Masse der Menschen verwirk-
licht sich mittels der Arbeit, mit all den Zwängen
und Anforderungen, die damit verbunden sind.

77.2 Der /Wense/? a/s soz/'a/es Wesen (DE 74.2j

77.2.7 Aufgrund der modernen Technologie wird der
Mensch in grosse Produktions- und Verteilungsstät-
ten hineinversetzt und erfährt so eine andauernde
Veränderung seines psychologischen, moralischen
und sozialen Verhaltens.

Der Mensch lebt mehr und mehr sozial gebunden und
wird auch entsprechend gefordert durch die zahlrei-
chen Kontakte, die dieser Sozialisierungsprozess mit
sich bringt.
Wir bestehen darauf, dem Wort «Sozialisierung» jed-
weden politischen Nachklang zu nehmen. Wenn diese
Sozialisierung aber nur das Aufbürden neuer Aktivi-
täten bedeutet, deren Aneinanderreihung einen Lei-
stungszuwachs erbringen soll, so wäre dies für den
Menschen zerstörend.

Die Sozialisierung schafft eine Konzentration der
Kräfte, die mehr bedeutet als nur die Addition der
Energien. Dieses Phänomen kann man auch in ande-
ren Bereichen wiederfinden.

Mann und Frau in der Ehe bedeuten mehr als das Zu-
sammengehen von zwei Personen: es handelt sich
vielmehr um eine Gemeinschaft auf einer anderen
Ebene. Wenn eine Gruppe zusammen ein Problem

bearbeitet, so hat diese Gruppe eine ihr eigene Kraft,
die sich nicht durch Addition der bei den einzelnen
Mitgliedern verfügbaren Kräfte ergibt.

77.2.2 Was der Mensch während seiner Arbeitszeit
einsetzt und hergibt, dient nicht allein der Befriedi-
gung seiner natürlichen Bedürfnisse, so verfeinert
diese auch sein mögen. Wichtiger ist, dass er mit-
arbeitet an der Verwirklichung des Gemeinwohls und
an der Vervollkommnung der Welt, in der wir leben.
Es mag sein, dass diese Mitarbeit nicht sehr bedeu-
tend ist, aber sie ist eine Tatsache, und sie ist auch
mehr oder weniger wirksam, je nachdem wie die Ge-
meinschaft organisiert ist. Es ist nicht mehr möglich,
den Arbeiter — nach Taylor — als ein Rädchen im
Getriebe anzusehen, so leblos wie möglich und bar
jeder Intelligenz. Man ist heute dabei, die mensch-
liehen Faktoren der Arbeit neu zu entdecken: die
Fruchtbarkeit einer moralischen Einstellung des Ar-
beiters, den positiven Einfluss, den seine Umgebung,
die Qualität seiner Beziehungen, seine ausserberuf-
liehen kulturellen Interessen und die Freude an der
Arbeit haben können.

77.2.3 Hüten wir uns davor, in irgendeine Art des
Idealismus zu verfallen. Wir besitzen kein Monopol
für die Interpretation der geschichtlichen Phänomene.
Andererseits aber müssen wir uns fragen, ob diese
Geschichte sich in die von Gott gewollte Richtung
fortentwickelt. Gleichzeitig müssen wir uns aber auch
davor hüten, unser eigenes Urteil gleichzusetzen mit
dem Urteil Gottes oder der ganzen Kirche.

Es gilt die Wege zu finden, die uns von der mensch-
liehen Natur selbst vorgezeichnet sind. Wir wissen
aus Erfahrung, dass diese Natur verwundet ist, dass
sie aber bei jedem einzeln und bei allen erlöst worden
ist durch Christus. Bei all dem müssen wir auch die
Tatsache berücksichtigen, dass der Mensch noch auf
dem Weg ist, ein soziales Wesen zu werden, und dass
dies nicht ohne Versagen und Schmerzen abgeht.

77.2.4 Es gibt sehr tiefgründige Texte, die uns den
Weg weisen können: Populorum Progressio 15—17:
«Nach dem Plan Gottes ist jeder Mensch gerufen, sich
zu entwickeln Jeder Mensch kann durch seine gei-
stige und willentliche Anstrengung als Mensch wach-
sen, mehr wert sein, mehr sein Der Mensch ist
aber auch Glied der Gemeinschaft. Er gehört zur gan-
zen Menschheit. Nicht nur dieser oder jener, alle
Menschen sind zur vollen Entfaltung berufen. Die Kul-
turen entstehen, wachsen, sterben. Aber wie die Woge
der steigenden Flut weiter als die vorhergehende den
Strand überspült, schreitet auch die Menschheit auf
dem Weg ihrer Geschichte voran.»

«Die Arbeit als typisches Werk des Menschen ist bis
zu ihren technischen und wirtschaftlichen Fundamen-
ten ein Lebensprinzip der Gemeinschaft. Das heisst
aber, dass der Arbeiter Mitglied dieser Gemeinschaft
sein muss, statt sich mit Kräften zu verbinden, die ihr
entgegengesetzt sind. Nur so wird er eine Persönlich-
keit werden und frei sein.»
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77.2.5 Die Synode ist der Ansicht, dass man sich
freimachen muss von einer gewissen Denkweise, die
aus dem vergangenen Jahrhundert stammt, dass man
wegkommen muss von einem, man könnte sagen in-
dustriellen Wertsystem, da dieses eine vertiefte Ein-
sieht in die Struktur der Produktionsmittel nahezu un-
möglich macht. Es fällt uns schwer einzusehen, dass
es einen anderen Weg gibt als die Entfremdung der
Arbeitswelt, als die Überproduktion der Maschine,
dass die Industrialisierung nicht das einzig mögliche
Mittel ist, um vor Knappheit und Mangel zu schützen.
Unterschwellig wird unser Urteil oft von der Furcht
bestimmt, dass eine ablehnende Haltung zur Gegen-
wart eine Rückkehr in die Versklavung der Vergan-
genheit heraufbeschwören könnte.

77.3 E/'/ie neue Perspe/cf/ve (DE 74.3J

Die Synode vertritt die Auffassung, dass eine neue
Sicht der Arbeit, die auf eine Änderung der mensch-
liehen Beziehungen hinausläuft, auch zu einer tiefen
Veränderung unserer Sicht des wirtschaftlichen und
sozialen Lebens führen muss. Die verschiedenen
Gruppen von Menschen werden daraufhin keine Be-
Ziehungen mehr untereinander haben, die von den
Kräfteverhältnissen bestimmt sind und bei denen es
vor allem um Machtzuwachs geht. Diese Beziehungen
werden vielmehr gekennzeichnet sein von gegensei-
tiger Abhängigkeit und von der gemeinsamen Suche
nach Lebensqualität oder, anders gesagt, nach Ver-
wirklichung des Gemeinwohls.

77.3.7 D/e Gewa/f (DE 74.4j

Es ist heute so, dass die Gewalt vom militärischen
auf den wirtschaftlichen Bereich übergeht. Sie tritt
dort weniger offen zutage und ist nicht leicht aufzu-
decken, da sie sehr subtile Aspekte aufweist. Kann
man das Vorhandensein und die Fortentwicklung die-
ser Gewalt billigen?
Wir müssen uns bewusst werden, dass in uns allen
die Fähigkeit zur Gewalt vorhanden ist. Wir müssen
aufmerksam werden auf jedes Anzeichen von Gewalt
im Alltag und vor allem im wirtschaftlichen, sozialen
und politischen Leben. Die Gewalt wird in unserer
Zeit studiert und analysiert. Sie tritt verschiedenartig
auf: Da gibt es einmal die körperlich-physische Ge-
wait, die das Leben oder die materielle Unabhängig-
keit von Personen oder Gruppen in Gefahr bringt.
Dann die strukturbedingte Gewalt, die von den Insti-
tutionen, Regierungen und Gesetzgebungen ausgeht.
Ferner die kulturbedingte Gewalt, die von den Mas-
senmedien herrührt sowie vom Arbeitsrhythmus und
von den unzähligen Zwängen der industriellen und
technisierten Zivilisation. Die Gewalt des Wissens
und Könnens.

Die Gewalt wird heute nicht mehr nur als ein Verhäng-
nis angesehen. Sie wird miteinkalkuliert, wenn es
darum geht, die Gesellschaft umzuformen oder ihren
Fortbestand zu sichern.

77.3.2 Der Konkurrenzkampf
Er ist eine moderne Form der Gewalt, verlagert auf
den wirtschaftlichen Bereich. Wenn er ausartet, muss

man seinen gefährlichen Charakter erkennen. Man
weiss neuerdings, dass der Selektionsdruck innerhalb
einer bestimmten Gattung von Lebewesen nicht not-
wendigerweise zu einem Fortschritt führt. Oscar Hein-
roth, der Lehrer von Konrad Lorenz, sagte manchmal
spöttisch: «Abgesehen von den Federn des Pfau-
fasans ist das unsinnigste Ergebnis der intraspezifi-
sehen Selektion im Westen der Arbeitsrhythmus der
zivilisierten Menschen.» Das ruhelose Dasein, in das
sich unsere industrialisierte und kommerzialisierte
Menschheit gestürzt hat, bietet in der Tat ein ausge-
zeichnetes Beispiel für eine Evolution, die aus-
schliesslich bedingt ist durch die Konkurrenz zwischen
Artgenossen, und die ihr Ziel verfehlt. Die Menschen
von heute leiden an der Managerkrankheit, an zu ho-
hem Blutdruck, an Nierenatrophie und Magenge-
schwüren. Sie werden geplagt von Neurosen und fal-
len zurück ins Stadium der Barbarei, weil ihnen keine
Zeit verbleibt für kulturelle Aktivitäten. All das kann
indessen vermieden werden: nichts hindert in der Tat
die Menschen daran, sich untereinander zu verständi-
gen und künftig etwas langsamer zu arbeiten. — So
Konrad Lorenz. — Um derartige Auswüchse zu ver-
meiden, muss der tiefere Sinn der Gerechtigkeit wie-
dergefunden werden.

77.3.3 D/e Gerec/7f/'gke/'f
Sie wird nicht mehr allein durch eine Anzahl von Ge-
setzen gewährleistet, die den einzelnen schützen. Die
Gerechtigkeit wird versuchen, die Zwänge zu durch-
brechen, die gemeinhin als unvermeidlich gelten. Was

gegen die Menschlichkeit ist, kann auch nicht gerecht
sein. Wenn sich eine Gruppe von Menschen oder eine
einzelne Person in einer unannehmbaren Lage befin-
det, dann bedeutet dies, dass irgendwo eine Unge-
rechtigkeit geschieht, die wie immer die Tendenz ha-
ben wird, einen Zustand der Ungerechtigkeit herauf-
zubeschwören. Der Christ muss dies zur Kenntnis
nehmen und den festen Willen haben, sie nicht mehr
ohne weiteres hinzunehmen.

77.3.4 D/'e So//'da/7fäf

Sie ist nicht mehr nur eine Tugend, die sich auf die
Beziehungen zwischen einzelnen Individuen be-
schränkt. Sie ist nicht mehr nur diese Tugend, die von
den Christen lange Zeit guten Glaubens praktiziert
worden ist, weil diese sich unfähig glaubten, die Un-

gerechtigkeit eines Systems anzuprangern und zu be-
seitigen, und statt dessen als Ausgleich exemplarische
persönliche Solidarität übten gegenüber den Opfern
eines Systems.
Sie ist vielmehr die Hinwendung einer Gruppe von
Menschen zu den Sorgen und Nöten einer anderen
Gruppe. Sie spielt sich auf horizontaler Ebene ab,
wenn sie geübt wird zwischen Gruppen, die gleiche
sozio-ökonomische Funktionen haben, und auf verti-
kaier Ebene, wenn es sich dabei um verschiedenar-
tige Gruppen handelt. So wird auch die zweifache
Dimension der Solidarität einsichtig: sie ist gleich-
zeitig eine persönliche und eine kollektive Aufgabe.
Oder, um es anders auszudrücken, sie liegt begründet
in der Einstellung der einzelnen und im Verhalten der
Gruppen.
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Ihr Ziel ist es, die sozialen und wirtschaftlichen Un-
gleichheiten, die sich mitunter rein zufällig ergeben,
zu beseitigen. Man braucht nur an die Einführung
einer neuen technischen Errungenschaft zu denken,
an eine plötzliche wirtschaftliche oder politische Re-
volution, die in einem ganzen Wirtschaftssektor Ar-
beitslosigkeit hervorrufen können, wenn entsprechen-
de Massnahmen nicht zum richtigen Zeitpunkt getrof-
fen werden. Die Solidarität muss bei Verhandlungen
auf allen Ebenen mitbestimmend sein, sie ist die
menschliche Tugend schlechthin, da alle Menschen,
wenn auch auf verschiedenen Plätzen, das gleiche
Abenteuer zu bestehen haben. Sie kann aber nur ganz
verwirklicht werden zwischen verantwortungsbewuss-
ten Personen.

77.3.5 D/'e Veranfworfung
Die Ungleichheiten im Leben der Menschen springen
auch dem unkundigen Beobachter ins Auge. Wir sind
verschieden in bezug auf die Charaktereigenschaften,
die Talente, die Intelligenz und die Herkunft. Aber wir
sind gleich in bezug auf die Würde der Person, und
alle müssen das Recht haben, ihre Möglichkeiten zu
realisieren, individuell und in der Gemeinschaft. Die
genannten Ungleichheiten bedingen, die Entstehung
von sozialen Klassen oder Ebenen, zwischen denen
es grosse menschliche, kulturelle und soziale Unter-
schiede gibt. Die einzelnen Klassen verfügen nicht
über die Machtmittel, die ihnen eine wirksame Ein-
fiussnahme auf das politische und wirtschaftliche Le-
ben erlauben würden. Aufgrund dieser Lage sind ge-
werkschaftliche Organisationen erforderlich, die es
ermöglichen, Verantwortung zu übernehmen mittels
einer Gruppe und die Interessen dieser Gruppe wahr-
zunehmen und durchzusetzen. Diese Organisationen
können die verschiedensten Richtungen vertreten:
Arbeiter, Landwirte, Familien, Verbraucher, Mieter —
alle sind aufgerufen, zur Befreiung und Förderung der
sozialen Gruppe und der menschlichen Person beizu-
tragen. Wirkliche Demokratie wird es nur geben, wenn
auch die kleinsten Minderheiten sich zu Gehör brin-
gen können und wenn die bürokratische Organisation
der Gesellschaft nicht mehr bewusst oder unbewusst
versuchen wird, sie zum Verstummen zu bringen.
Es entspricht einem vitaien Bedürfnis des Menschen,
verantwortlich zu sein. Jemand, der nicht die gering-
ste Verantwortung zu tragen hätte, würde eine Ent-
fremdung erleben. Spricht man nicht heute vom Pro-
blem der 3. Altersstufe, die sich zurückgesetzt fühlt
gegen ihren Willen, weil unsere Gesellschaft nicht in
der Lage ist, ihr eine Verantwortung zu übertragen?
Die Verantwortungen des beruflichen Lebens gehören
zu jenen, die jeder Mensch braucht. Es ist klar, dass
sich diese auf die verschiedenen Glieder eines Orga-
nismus verteilen müssen, aber sie müssen tatsächlich
vorhanden sein. Illusionen halten in diesem Bereich
niemals sehr lange. Wie gross ist die Frustration,
wenn der Arbeiter, ohne befragt worden zu sein, Ent-
Scheidungen hinnehmen muss, die sein Leben zutiefst
beeinflussen!
Sobald die Verantwortung auf allen Ebenen verwirk-
licht ist, und zwar so, dass sie jeweils von demjenigen

übernommen wird, der beruflich und menschlich da-
für am besten geeignet ist, dann kann man anfangen,
von Mitbestimmung zu sprechen. Jeder einzelne steht
dann an einem Kreuzpunkt des Wirtschaftsprozesses
und des Ordnungsgefüges.

77.3.6 D/'e fW/Yöesf/'mmi/ng (DE 74.5j

Sie ist eine Folge der Verantwortung. Wenn man zur-
zeit im Gespräch über die Mitbestimmung nicht wei-
terkommt und alles völlig blockiert scheint, so liegt
das daran, dass man sich über die Prinzipien nicht
einig wird und zu wenig weiss über die Probleme und
die Gesinnung der sozialen Gruppen, denen man
selbst nicht angehört. Die Stärke der Arbeitgeberseite
besteht darin, dass sie allein die praktischen Probie-
me zu erfassen vermag, die sich für die Gesamtheit
der einzelnen Unternehmen sowie für das jeweilige
berufliche Milieu ergeben. Ihre Schwäche liegt darin,
dass zwischen ihr und dem konkreten Leben derer,
die an der Basis stehen und unmittelbar in der Pro-
duktion tätig sind, ein unüberbrückbarer Abstand
liegt. Solange alles gut läuft, nehmen die Männer von
der Basis nur einen geringen Platz ein im Leben der
Arbeitgeber. Daraus ergibt sich eine starke Kurzsich-
tigkeit, die ihre bösen Folgen zeitigt, sobald eine
Krise auftritt. — Die Stärke der Arbeitnehmerseite be-
steht darin, dass sie etwas zu sagen weiss über die
Realitäten, denen sie täglich begegnet und die Be-
standteil ihrer unmittelbaren Erfahrung sind, dass sie
als direkt Beteiligte informiert sind über alles, was um
sie herum gut oder weniger gut geht — in den Werk-
Stätten, Geschäften oder auf Bauplätzen. Ihre Schwä-
che ist, dass sie andere Realitäten des eigenen Be-
triebes schlecht oder fast überhaupt nicht kennt. Dazu
kommt die Unkenntnis auf beiden Seiten über be-
stimmte Regeln, die auf die Grundlagen der Wirt-
schaft einwirken.
Erhalten die Arbeiter eine wirkliche Verantwortung
und schliesslich ein echtes Mitbestimmungsrecht, so
versteht es sich von selbst, dass dies eine Reihe von
Konsequenzen nach sich zieht. Eine dieser Konse-
quenzen ist die Transparenz.
Um mitbestimmen zu können, ganz gleich auf welcher
Ebene, ist es erforderlich, dass man Kenntnisse be-
sitzt. Um Kenntnisse zu besitzen, muss man sie erhai-
ten haben, d. h. informiert sein. Will man aber jeman-
den informieren, so muss man dem Betreffenden ge-
genüber loyal sein, und dies setzt voraus, dass ein
Klima herrscht, das weder von Gewalt noch von wil-
dem Wettbewerb bestimmt ist. Das bedeutet, dass
von jedem einzelnen eine grosse Bemühung der
Selbsterziehung erwartet werden muss. So kommen
wir unweigerlich zur Definition der Ziele von Unter-
nehmen, Wirtschaft und gesellschaftlichem Leben.

77.3.7 Unser wirtschaftliches Leben ist geregelt
durch gewisse juristische Bestimmungen, die von
Prinzipien des 18. Jahrhunderts inspiriert sind. Man
erkennt heute, dass diese Strukturen Mentalitäten auf
den Plan rufen, die diesen Prinzipien widersprechen,
weil sie letztlich die menschliche Natur in deren Korn-
plexität nicht erfassen. Von den Ideen her wird in un-
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serer Gesellschaft die Achtung der Person grossge-
schrieben. Tatsächlich ist es aber so, dass die grösst-
mögliche Befriedigung so vieler Menschen wie mög-
lieh durch maximalen Güterkonsum und möglichst
umfangreiche Dienstleistungen als das höchste Gut
angesehen wird. Führt dies aber nicht letzten Endes
zur Verstümmelung der Person?
Werden die Dinge allgemein so gesehen, dann erge-
ben sich daraus aggressive Einstellungen, die den
einzelnen dazu veranlassen, soviel Wohlstand wie nur
möglich für sich herauszuholen und dem Staat die
Aufgabe zu überlassen, Ungerechtigkeiten auszuglei-
chen und für eine gerechtere Verteilung des Brutto-
Sozialproduktes zu sorgen. Es gilt aber sich klarzu-
machen, dass man durch ständiges Abschieben der
Verantwortung auf den Staat neue Zwangsstrukturen
hervorruft, die den Menschen wiederum nicht vor dem
Zerdrücktwerden bewahren.

Die Gleichheit erfordert eine Teilung von Macht und
Besitz. Man muss wissen, ob man einer zunehmend
einseitigen Verschiebung der Machtverhältnisse zu-
stimmen will oder nicht. Ein unbegrenztes Wachstum
der Produktion hat zur Folge, dass Ungleichheit ent-
steht. Je mehr die Verteilung ausgeglichen wird, desto
mehr wird auch die Kontrolle der Produktion zentra-
lisiert.
Könnte man nicht das Wohl jedes einzelnen definie-
ren als die Fähigkeit, seine eigene Zukunft zu planen
und zu gestalten?

77.3.8 Es ist frappierend, wenn man in den am wei-
testen fortgeschrittenen Studien, die von Autoren aus
den verschiedensten Richtungen stammen, lesen
kann, dass es sich hier um einen Problemkreis han-
delt, der mit rein technischem Vorgehen nicht gelöst
werden kann. Der Bericht des Club of Rome hebt die
Notwendigkeit hervor, dass das Wertsystem der Ge-
Seilschaft grundlegend geändert werden muss.
Man kann sich vorstellen, dass dies eine Freude her-
vorrufen könnte, die jedem zugänglich wäre, vielleicht
verbunden mit einer gewissen Form der Mässigung,
die aber erwünscht und akzeptiert wäre. Eine Gesell-
schaft, in der jeder bereit wäre, auf Überfluss zu ver-
ziehten, wäre vielleicht eine arme Gesellschaft, aber
sie wäre sicher reich an Überraschungen und an Frei-
heit.

77.3.9 D/'e Lebe/isgua/Zfäf (DE 74.6J

Muss nicht auch die Qualität des Lebens in dieser
Richtung gesucht werden? Man erkennt heute, dass
Lebensqualität nicht unbedingt gleichbedeutend ist
mit Überfluss. Überfluss ist ein quantitativer und zwie-
spältiger Begriff. Zunächst muss man sich fragen:
Überfluss wovon? Und dann: Von wem und wie wird
er verteilt? — Die Lebensqualität setzt sich zusammen
aus einer Reihe von materiellen Elementen, wie Nah-
rung, Wohnung, Arbeit, aber in erster Linie geht es
wohl um eine Menge anderer Elemente, die man we-
niger beim Namen nennen kann, die den Menschen
aber zutiefst berühren. Der materielle Überfluss, wie
er von der Wachstumsgesellschaft angestrebt wird,
erzeugt schwerwiegende Frustrationen.

12 Konsequenzen einer besseren Einschätzung der
menschlichen Arbeit

72.0 Wird die Arbeit gesehen in der Perspektive der
menschlichen Entfaltung, so verändert sie vollständig
die Beziehungen zwischen den verschiedenen Wirt-
schaftsfaktoren.

72.7 Jede Wirtschaft basiert auf der Anhäufung von
Gütern, ganz gleich, um welche es sich handelt. Diese
Anhäufung ist die Frucht einer Arbeitsleistung, die
nicht unmittelbar entlohnt wird. So kommt es zur Bit-
dung von Kapital, welches wiederum verwaltet wer-
den muss.

Die verwerteten Reichtümer und die Energie der Na-
tur, vom Menschen nutzbar gemacht, verschaffen uns
ein Kapital, das ständig zunimmt und eine dauernde
Umwandlung erfährt. Die Verwaltung dieser Güter in
unserer Gesellschaft mit all ihrer Komplexität und der
gegenseitigen Abhängigkeit ihrer Glieder muss unun-
terbrochen neu überdacht werden, und dies ist die
Aufgabe der Humanwissenschaften: Politische Wis-
senschaften, Sozialwissenschaften, Wirtschaftswis-
senschaften, von denen jede wiederum eine eigene
Methodik und ein besonderes Rechtsverständnis be-
sitzt, und jede hat auch verschiedene Schulen, die
treu zu einer bestimmten Ideologie stehen. Die Ideolo-
gien geben Anlass zur Entstehung von entsprechen-
den Systemen, die dann oft diesen ihren Ursprung
verraten. Man muss feststellen, dass eine Institution
immer hinter der Idee zurückliegt, die zu ihrer Entste-
hung geführt hat. Dies ist vor allem heute der Fall, da
die Geschichte in einem schnelleren Rhythmus ab-
läuft, was Spannungen und ständiges Infragestellen
zur Folge hat. Dies wiederum macht es möglich, dass
die Besitzverhältnisse und die Arbeit der Verwaltung
so angepasst werden, dass sie häufig mit dem Modell
nichts mehr zu tun haben. Man kann sagen, dass die
Schweiz beispielsweise so etwas wie ein Begeg-
nungsort aller Besitz- und Verwaltungssysteme ist: es
sind Elemente des liberalen Kapitalismus und des
bürokratischen Sozialismus vorhanden und dazwi-
sehen alle möglichen Spielarten.

72.2 Spannungen kommen auf, wenn es darum geht,
die angehäuften Güter in Besitz zu nehmen bzw. zu
verteilen. Dabei werden auch die Ungerechtigkeiten
eines Systems am deutlichsten erkennbar. Überall
dort, wo Besitz erworben wird in einem System des
«wilden Wettbewerbs», kann man eine Institutionali-
sierung der Gewalt beobachten, was wiederum Kenn-
zeichen einer Verwaltung ist, die den Sinn des Ge-
meinwohls verloren hat. Überall dort, wo die Güter-
Verteilung vorgenommen wird ohne die Zustimmung
derer, die sie erzeugt haben, entsteht zuletzt ein un-
gerechter Zustand.

72.3 In der Schweiz erkennt man jetzt, dass nicht
mehr alles möglich ist. Wir sehen uns deshalb ge-
zwungen, grundsätzliche' Zielsetzungen zu wählen.
Zum Beispiel: Landesplanung, Bodenrecht, Gesund-
heitswesen, Strassenbau, Schulwesen und Erwachse-
nenbildung, Sozialversicherung, Landwirtschaft usw.
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Die Zielsetzungen müssen von der Gemeinschaft be-
stimmt werden, und dies erfordert eine klare, objek-
tive und unabhängige Information.

72.4 Diese Information muss jeden Bürger etwas
angehen. Jeder einzelne muss natürlich auch in der
Lage sein, diese Zielsetzungen in ihrer menschlichen
und politischen Dimension zumindest im wesentlichen
zu begreifen. Wir wissen, welch grosse Mühe aufzu-
wenden ist von seiten der Unternehmen, der Gewerk-
schatten, der verschiedenen Gemeinschaften und
auch von seiten der Kirche, deren Pflicht es ist, die
Gesinnungen zu ändern.

72.5 Jüngste Ereignisse (Ölkrise, Rohstoffkrise) ha-
ben uns gelehrt, was gegenseitige Abhängigkeit be-
deutet. Eine Politik, die allein die nationalen Inter-
essen suchen würde, hätte Ungerechtigkeiten auf
weltweiter Ebene zur Folge. Wir können es uns nicht
mehr erlauben, reich zu sein neben den armen Län-
dem. Als Christen sind wir herausgefordert durch die
vitalen Ungleichheiten unserer Epoche, da diese eine
mögliche Ursache von schwerwiegenden Konflikten
sind.

13 Zusammenfassung

Diese Überlegungen sind vor allem gedacht als ein
Arbeitsinstrument. Wir spüren, dass manche Vorstel-
lungen sich als unhaltbar erweisen: so etwa der My-
thos des Wachstums, die vermeintlichen Wohltaten
des freien Wettbewerbs oder der Planwirtschaft, die
Idee vom Glück als Frucht des Überflusses, der tech-
nische Fortschritt als endgültige Lösung aller Pro-
bleme unserer Gesellschaft.

Wir erkennen, dass alle Begriffe in diesem Bereich
zweideutig sind. Die Wissenschaft vom Verhalten des
Menschen als Sozialwesen ist noch zu jung.
Es steht jedoch sehr viel auf dem Spiel, da der
Mensch sehr mächtig geworden ist. Er ist in der Lage,
alles in kürzester Zeit zu zerstören; er kann aber auch
alles aufbauen, allerdings langsam und mit vielen ta-
Stenden Versuchen. Wir müssen zusammenarbeiten,
um uns bewusst zu werden, was auf dem Spiel steht.
Und diese Bewusstseinsbildung wird die Menschen
dazu anleiten, die Welt so zu gestalten, dass man sich
in ihr wohlfühlen kann.

Vor/age DE
Die Koordinationskommission bittet die Diözesansynoden, wenig-
stens die mit einer senkrechten Linie versehenen Abschnitte zu
behandeln.

74.7 Vorrang c/es TWenscMcöen (siehe 11.1)

In jeder Arbeit steht der Mensch an erster Stelle. Die
Arbeit verfehlt ihren eigentlichen Sinn (ihren höheren
Zweck), wenn sie nicht in der Lage ist, geeignete Be-
dingungen für eine echte Entfaltung der Persönlich-
keit zu schaffen und die vorhandenen Fähigkeiten
nutzbringend zur Geltung zu bringen.
Deshalb setzt sich die Synode für die Entwicklung
und die Förderung eines Arbeitsethos ein, das den
Vorrang des Menschen im Wirtschaftsleben in den
Vordergrund stellt. Auf diesem Gebiet müssen die
Christen von grösster Wachsamkeit sein.

74.2 Der/Wensc/7 a/s soz/'a/es Wesen (siehe 11.2)

Die Arbeit ist das grundlegende Prinzip eines Lebens
in der Gemeinschaft. Der einzelne Mensch wird im-
mer stärker in grosse Produktionseinheiten integriert,
die sein Verhalten beeinflussen und verändern. Ge-
genüber den heutigen Sozialisierungserscheinungen
(im soziologischen Sinn) fordert die Synode dazu auf,
die negativen Auffassungen zu überwinden und sich
bewusst zu werden, dass jeder einzelne eine Rolle
beim Aufbau der menschlichen Gemeinschaft zu
übernehmen hat.

74.3 £/n neuer Ges/'cöfspi/n/cf (siehe 11.3)

Die Synode vertritt den Standpunkt, dass ein neues
Verständnis der Arbeit, das die zwischenmensch-
liehen Beziehungen aufwertet, unsere Auffassungen
vom sozialen und wirtschaftlichen Leben zutiefst be-
einflussen sollte. Wir müssen die durch Gewalt und

Machtwillen geprägten und gekennzeichneten Bezie-
hungen aus unserem Blickfeld verbannen und das
Streben nach dem allgemeinen Nutzen in den Vorder-
grund stellen.

74.4 Vor? der Gewa/f zur GerecM/'g/ce/f
(siehe 11.3.1—3)

Ursache aller Gewalt ist die Fortdauer eines unge-
rechten Zustandes. Dieses Unrecht führt zu Umwäl-
zungen (Revolutionen), die bis jetzt meistens gewalt-
tätig waren. Die Revolution zieht die Unterdrückung
nach sich.

Diese Entwicklung ist besonders im Wirtschaftsleben
spürbar, wo die Gewalt vor allem in der Gestalt einer
hemmungslosen Konkurrenz auftritt. Wenn die Men-
sehen zu Spielbällen des Konkurrenzkampfes und der
Arbeitsmethoden werden, erfahren sie die Arbeitswelt
als ein Gebiet, wo grosse Ungerechtigkeit herrscht.
Die Synode macht den Vorschlag, dass diese Zustän-
de und Tatsachen aufgedeckt werden, damit sie all-
gemein bewusst und wirksam verbessert werden
können.

74.5 D/'e Parf/'z/paf/on (siehe 11.3.6)

Die Synode ist sich bewusst, dass die Geisteshaltung
von heute in ihren verschiedenen Ausdrucksformen
und die übernommenen wirtschaftlichen Grundsätze
von gestern die Ursache vieler Konflikte zwischen den
Wirtschaftspartnern sind. Die Kirche mit ihrem Auf-
trag, die Einstellung und die Verhaltensweise der
Menschen zu verändern und sie so zu führen, dass sie
bereit sind, Verantwortung zu übernehmen, fördert
die Bestrebungen, die mehr Transparenz und eine
bessere Information in die Arbeitswelt bringen wollen.
Dies sind die grundlegenden Bedingungen, um eine
echte Partizipation ausüben zu können.
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keit zu gefallen, um damit unsere Ruhe und unseren
falschen Frieden zu bewahren. Diese Einstellung ist
das grösste Hindernis, um ein echtes christliches Ver-
ständnis und Bewusstsein zu erwerben, das der Ur-
sprung der wahren Freiheit ist.

Die Synode fordert deshalb die Christen auf, ihr Be-
wusstsein für die weltweiten Probleme zu öffnen (sich
der Probleme in der heutigen Welt bewusst zu wer-
den).

74.6 Qua//'fäf des Lebens (siehe 11.3.9)

Die Synode fordert, dass das Gewicht auf die immate-
riellen Elemente der Qualität des Lebens gelegt wird,
um einen wahren Begriff für ein geglücktes Leben zu
erhalten, das zugleich ein Erfolg des Menschen und
damit der menschlichen Gesellschaft ist.

74.7 Bewivssfse/'nsö/Vdt/ng (siehe 12)

Wir sind versucht, uns in einer gewissen Gleichgültig-

Päpstlicher Erlass über die Neuordnung
der Mess-Stipendien

t/nfer dem 77te/ «Firma in tra4üione» er-
yc/»e« im Owervaiore Romano vom 28.
2974 ein päpst/ic/zer Fr/ays iiier die Nen-
ord/ifmg 4er Mesy-5n'pe«4i£n èzw. 4er Fa-
ku/täten, 4ie im Ziuammenftang vor ai/em
mif gesii/feierz Messe« nn4 Redaktionen neu
z« èeac/zten si«4. Wir kringe« 4en Frioss in
eigener ÜFerye/znng. (Redaktion)

Nach bewährter Überlieferung besteht in
der Kirche 'der Brauch, dass fromm- unld
kirohllliohgesinnte Gläubige zum euchari-
«tischen Opfer noch sozusagen ein per-
söhliahes Opfer hinzufügen, um so noch
aktiveren Artteil ian jenem zu nehmen. Sie
wollen damit den Nöten der Kirche nach
Möglichkeit zu Hilfe kommen, vor allem
wollen sie damit zum Unterhalt ihrer
Diener béi'tragen. Solches Denken liegt
durchaus in der Linie der Worte des
Herrn: «Der Arbeiter ist seines Lohnes
wert» (Lk 10,7), ein Ausspruch, den auch
der Apostel Padlus im ersten Brief an

Probleme im Lektionar
Schluss von Seite 530

schöfe, solle erst nach einer Probezeit von
einigen Jahren die sprachliche Fassung
endgültig festgelegt, und sollten die ge-
wonnenen Erfahrungen berücksichtigt
werden. Damit solle «ein leichterer Zu-
gang zu den Reichtümern des göttlichen
Wortes 'ermöglicht und zur Bereicherung
und Vertiefung des Glaubens beigetra-
gen» werden. Die Lektoren mahnten die
Bischöfe, «mit diesen Texten ehrfürchtig
umzugehen urtd isle nach einem Wort des

Heiligen Augustinus 'so zum Vortrag brin-
gen, dass sie selbst „nicht hohle, ausser-
liehe Prediger des Wortes Gottes, sondern
dessen innere Hörer" seien-». In Nach-
achtung dieser so nützlichen Weisung sind
auch die hier vorgelegten Anregungen,
die sich aus der homiletischen Praxis er-
geben haben, vielleicht von einigem Nut-
zen. P/flc/4«,y Jordan

Timotheus (5,18) unld im ersten Korin-
therbrief (9,7—14) erwähnt.

Mit diesem Brauch gliedern dich die
Gläubigen dem sich opfernden Christus
enger an und empfangen daher reichere
Frucht. Darum wurde er von der Kirche
nicht bloss gebilligt, sondern auch ge-
fördert. Er ist in ihren Augen ein Zeichen
für die Verbundenheit des getauften Men-
sehen mit Christus wie auch der Ver-
bundenheit des Gläubigen mit dem Prie-
ster, der ja sein Amt zum Nutzen des
Glaubenden ausübt.

Um äber den inneren Sinn dieses Brau-
ches stets ungetrübt zu bewahren und ge-
gen irgenwelche mögliche Misisbräuche
abzuschirmen, wurden im Laufe der Jahr-
hunderte passende Normen darüber erlas-
sen. Sie zielten dahin, dass der Kult, den
die Gläubigen Gott in Freizügigkeit lei-
sten wollten, dann auch mit nicht gerin-
gerer Gewissenhaftigkeit und Grossmut
vollzogen werde. Wegen bestimmter Um-
stände der Zeit und der menschlichen
Gesellschaft können aber bisweilen ein-
zelne übernommene Verpflichtungen spä-
ter praktisch kaum mehr erfüllt werden.
In solchen Fällen ist die Kirche notwendi-
gerweise gezwungen, die genannten Ver-
pflichtungen neu zu überdenken und an-
zupassen. Dabei achtet sie aber darauf,
sich selber treu zu 'bleiben und die Treue
gegenüber den Spendern nicht zu ver-
letzen.

Die Normen über die Mess-Stipendien
sirtd gewiss 'eine ernste und vieil Klugheit
erfordernde Angelegenheit. Um eine eini-
germassen überall gleiche Ordnung dar-
über aufstellen zu können, haben wir
durch eine Verlautbarung des Staatsse-
kretariates vom 29. November 1971 (AAS,
63, 1971, IS. 841) 'beschlossen, für eine
Zeit lang alle Entscheide über erbetene
Reduktionen, Aufhebungen und Um-
Wandlungen von Mess-Stipendien ums per-
sörtlich vorzubehalten und haben mit Da-
tum vom 1. Februar 1972 alle bisherigen
diesbezüglich gewährten Fakultäten auf-
gehoben.

Nun aber, da die mit jener Anordnung
angestrebten Ziele zur Hauptsache er-
reicht sind, halten wir die Zeit für ge-
kommen, jenen Vorbehalten ein Ende zu
setzen. Damit aber eine gute Neuord-
nunig dieser Angelegenheit auch auf so-
liden neuen Fundamenten stehe und nicht
etwa durch irgendwelche unrichtigen Aus-
legungen ausgehöhlt werden können, soll
alles, was von früheren Gewährungen her
noch verblieben ist, aufgehoben sein.

Wir möchten jedoch unsern Brüdern im
Bischofsamte in ihren Sorgen und Nöten
so gut wie möglich entgegenkommen und
den guten Erfahrungen Rechnung tragen,
die mit den ihnen vormals gewährten
Fakultäten gemacht wurden. Es sei' er-
innert an die Apostolischen Briefe «Pa-
storäle munus» (AAS 56 1964, Ss. 5—12)
und «De Episcoporum muneribus» (AAS,
58, 1966, Ss. 467—472). Wir hielten es

darum für richtig, ihnen, die mit uns das
Hirtenamt in der Kirche teilen, einige
Vollmachten zu übergeben.

Nach reiflicher Überlegung, motu proprio
und Kraft unserer päpstlichen Vollmacht,
beschliessen und entscheiden wir dar-
um wie folgt:

1. Am 1. Juli 1974 endet der oben er-
wähnte Vorbehalt, von wdlchem in der
Verlautbarung des Staatssekretarialtes

vom 29. November 1971 die Rede war.
Vom gleichen Tag an dürfen die Kon-
gregationen der Römischen Kurie ihre
Kompetenzen auf diesem Gebiet wieder
wahrnehmen. Sie sind jedoch gehalten,
diese nach den neuen, genau umschrie-
benen Richtlinien, die sie sich seihst ge-
geben haben, auszuüben. Gesuche, 'die

dieses Gebiet betreffen, sind demnach
wieder an diese Kongregationen zu rieh-
ten.

2. Vom gleichen Tag an gelten 'als end-

gültig zurückgenommen alle bis dahin
gültigen Fakultäten, wie immer sie ge-
währt oder erbeten worden waren. Es
sind also ausser Kraft alle Gewährungen,
seien sie einer moralischen oder physi-
sehen Person gegeben, stammen sie von
uns oder von unsern Vorgängern oder
von der Römischen Kurie oder von ir-
gend einer Autorität, seien sie mündlich
oder 'schriftlich gewährt worden, ob auf
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Grund eines Privilegs öder eines Indults
oder einer Dispens oder sonstwie; auch
Partikulargesetze sind nicht ausgenom-
men. Ob man sich dabei berufen mag
auf eine Mitteilung, auf sonderrechtliche
Regelung auf jahrhundertalte oder uralte
Gewohnheiten, auf Verjährung oder an-
dere Gründe spielt ebenfalls keine Rolle.
Nach diesem alles umfassenden Rück-
ruf gelten in Zukunft nur noch folgende
Fakultäten:
a) jene, die in Nr. 1 erwähnten der Rö-
mischen Kongregationen,
b) jene, die im päpstlichen Motu-proprio-
Erlass «Pastorale munus.? und «Index
facultatum» enthalten sind und den Orts-
Ordinarien und Päpstlichen Legaten ge-
währt werden,
c) die neuen Fakultäten, die wir mit die-
sem Motu-proprio-Erlass den Bischöfen
erteilen und von denen nun im Punkt 3

die Rede ist.

3. Die Personen, die im Motu-proprio-
Eriass «Pastorale munus» genannt siud,
erhalten unter den dort festgehaltenen
Bedingungen vom 1. Juli 1974 an folgen-
de Vollmachten:
a) Sie dürfen den Priestern, die innerhalb
der Diözese eine Biniations- oder Trina-
tionsmesse feiern, gestatten, diese zu ap-
plizieren und ein Stipendium dafür anzu-
nehmen, das dann verwendet werden
muss für ein vom Diözesanbischof fest-
gelegtes Bedürfnis. Oder sie dürfen ihnen
gestatten diese Messen zu applizieren für
solche Intentionen, für welche sonst um
Erlass oder Reduktion nachgesucht wer-
den müsste. Diese Erlaubnis darf nicht
ausgedehnt werden auf jene konzele-
brierte Binationsmessen, die auf Grund
der Erklärung der Gottesdiensfkongre-
gation vom 7. August 1972, Nr. 3, b, ge-
stattet sind (AAS, 64, 1972, Ss. 561—
563). Für diese darf unter gar keinem
Titel ein Stipendium angenommen wer-
den.
b) Sie dürfen, falls die Einnahmen ent-
sprechend vermindert 'sind, die Verpflich-
tungen reduzieren, welche manchen Ra-
thedral- oder Kollegiatskapiteln obliegen,
nämlich täglich eine Konventsmesse für
die Wohltäter zu applizieren. Doch muss
wenigstens eine Konventsmesse jeden
Monat als Pflicht verbleiben.
c) Sie dürfen, aus einem gerechten
Grund, Messverpflichtungen, die an be-
stimmte Tage oder Kirchen oder Altäre
gebunden sind, anderswohin übertragen.
Diese Normen gelten vom ersten Tag des
kommenden Monats Juli an.

Alles also, was in diesem unserem Motu-
proprio-Erlass festgelegt ist, erklären wir
in Gesetzeskraft unter Aufhebung aller
gegenteilig lautenden Bestimmungen.
Gegeben zu Rom, bei Sankt Peter, am
13. Juni, dem Festtage des Heiligen Lei-
bes und Blutes Christi, im Jahre 1974,
im 11. Jahre unseres Pontifäkates.

Papst PawZas FL

Hinweise

Arbeitshilfen für den Pfarreirat

Innerhalb weniger Jahre ist in vielen Pfar-
reien der Pfarreirat gegründet worden.
Es ist erfreulich, wie viele wertvolle Mit-
arbeiter versuchen, der alten und tradi-
tionsreichen Seelsorgearbeit neue Im-
pulse zu geben. Wer in der Presse die
Arbeitsberichte der Pfarreiräte durchgeht,
stellt fest, dass man vielerorts in Unter-
gruppen die Aufgaben löst. Wenn kaum
eine Pfarrei der andern gleicht, so liegen
doch die Erwartungen an den einzelnen
Pfarreirat nicht so weit auseinander. Er-
fahrungsaustausch kann darum nur be-
fruchtend wirken. Dieter Tröndle war
lange Zeit Vorsitzender eines Pfarrge-
meinderates (so nennt man unsern «Pfar-
reirat» in Deutschland) in der Nähe von
München. Seine Schrift ' zeigt einen wei-
ten Fächer von Einsatzmöglichkeiten für
den Pfarreirat. Der helvetische Leser
muss einiges auf eidgenössische Verhält-
nisse übertragen. Der gleiche Verfasser,
seit 1970 Referent für Ehe und Familie
in der Erzdiözese München-Freising mit
Schwerpunktarbeit in der Familienb.il-
dung, gibt in einem weitern Band in der
Reihe «Pfarrei heute» 2 wertvolle Anre-
gungen für die kirchliche Ehe- und Fami-
lienarbeit. Der Pfarreirat hat ein weites
Aktionsfeld in Familienbildung, Fami-
lienseelsorge und sozialem Einsatz für die
Familie. Jakoè Berne/

1 Dieter Frönd/e, Was tun im Pfarrge-
meinderat? Reihe Pfarrei heute, heraus-
gegeben von Hansmartin Lochner. Ver-
lag Pustet Regensburg 1972, 80 Seiten.

2 Dieter Trönd/e, Familie und Gemeinde.
Familienarbeit im Pfarreigemeinderat.
Reihe Pfarrei heute. Verlag Pustet Re-
gensburg 1973, 112 Seiten.

Eingegangene Bücher
Einzelbesprechung erfolgt nach Möglichkeit.

L/m, Bern/zard: Thema Ehe — Familie. Ge-
sprach - Sexualität - Partnerschaft - Frei-
heit trotz Bindung - Gegen Resignation in
Erziehung - Probleme der alten Ehe. Reihe
Thematische Verkündigung. Wien, Verlag
Herder & Co., 1974, 239 Seiten.

Lauer, Werner.- Humor als Ethos. Eine mo-
raipsychologische Untersuchung. Bern,
Stuttgart, Wien, Verlag Hans Huber, 1974
387 Seiten.

Lamm, Johanna: Angst und Subjektivität.
Aktuelle Probleme in der Psychiatrie, Neu-
rologie, Neurochirurgie: 11. Herausgegeben
von P. Kielholz, H. Kaeser und M. Klingler.
Bern, Stuttgart, Wien, Verlag Hans Huber,
1974, 97 Seiten.

.Sc/u7//ng, z(//red.- Der Herr und seine Kirche.
Kritische Verkündigung. Düsseldorf, Pat-
mos-Verlag, 1974, 144 Seiten.

Weener, R/c/zard: Jesuiten im Norden. Zur
Geschichte des Ordens in Schweden I.:
1574—1879. Paderborn, Bonifacius-Drucke-
rei, 1974, 141 Seiten.

IKK Interdiözesane Kateche-
tische Kommission

Mitgliederliste gemäss der Wahl der DOK
vom 12. Juli 1974

Bistum Basel
RoZzer/ Füg/üter, Dr., Pfarrer, Präsident der
IKK, Hohlbeinstrasse 28, 4051 Basel
£5 061 - 23 60 33

A/oz's Güg/er, Dr., Prof., Direktor des Kate-
chetischen Institutes, Hirschmattstrasse 25,
6003 Luzern, I £3 041 - 22 86 40, P 041 -

22 82 79
* Kar/ K/rc/z/zo/er, Rektor, Moosmattstrasse
4, 6005 Luzern, <23 041 - 41 64 24

ZVada WeZzer-Kz'rz'/ovz'c, Alpenstrasse 55, 3084
Wabern, £5 031 - 54 25 10

Bistum Chur
Ka//zarz>za Brücker-Fon Dac/z, Attinghauser-
Strasse, 6460 Altdorf, £5 044 - 2 19 55

Laur/na, L/ayoz, Sr., Kloster, 6440 Ingenbohl,
0 043 - 31 16 31

Oswa/d Kr/en/uz/z/, Prof., Auf der Mauer 13,
8001 Zürich, £3 01 - 34 86 00
* C/zr/s/ian Monn, Domherr, Im Hof 19,
7000 Chur £3 081 - 22 23 12

Bistum St. Gallen
Edwin Gwerder, Leiter der Katechetischen
Arbeitsstelle, Frongartenstrasse 11, 9000 St.
Gallen, £5 071 - 23 17 22
* Pan/ Mäder-Germann, Laientheologe, Klo-
sterstrasse 7, 9403 Goldach, <23 071 - 41 06 48

Margrz7/z Sc/zerrer, Lehrerin, Seehofstrasse
19, 8645 Jona, £5 055 - 27 76 50

Bistum Lausanne, Genf, Fribourg
Hrzz/zror B/nz, Collège St-Michel, 1700 Fri-
bourg, <23 037 - 22 31 87

* Pan/ Fare/, Pfarrer und Dekan, 3178 Bö-
singen, <23 031 - 94 72 26

Bistum Sitten
* Em// /m/zoden, Dekan und Pfarrer, 3922
Stalden, <23 028 - 4 31 54

/o/zann Wer/ezz, Pfarrer, Katholisches Pfarr-
amt, 3981 Reckingen, <23 028 - 6 26 20

Vertreter der Ausbildungsinstanzen
Frz'/z Orer, Sekundarlehrer und Dozent, Wal-
lisellenstrasse 351, 8050 Zürich, <23 01 -
40 34 01

t/rr B7ederke/zr, Dr., Sekretär TKL/KGK,
Neptunstrasse 38, 8032 Zürich,
<23 01 - 47 96 86

Vertreter der katechetischen Vereinigungen
Ot/zmar Frei, lie. theol., Adligenswilerstrasse
15, 6009 Luzern, <23 041 - 23 65 22
Hans FogeZ-MäA/i, Katechet, Schutzengel-
Strasse 7, 6340 Baar, <23 042 - 31 40 78

Von der «IKK» Beauftragte
Für den Lehrplan:
Ot/zmar Mäder, Dr., Pfarrer, 9313 Muolen,
<23 071 - 67 22 24

Für die Finanzen:
Man/red Hnz/zerd-ZUacguaf, Sekretär Rom.-
Kath. Zentralkommission, Gartenstrasse 26,
8002 Zürich, G <23 01 - 36 35 77,
P 01 - 86 10 77

* Vertreter der diözesanen Kommissionen

Sonntag /ür Kinder. Kindergottesdienste für
jeden Sonn- und Feiertag im Kirchenjahr.
Herausgegeben von Winfried Blasig. Heft 3:
Die Sonntage nach dem Dreifaltigkeitsfest.
Zürich, Benziger-Verlag, 1974, 115 Seiten.
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Amtlicher Teil

Für alle Bistümer

Synodenopfer
31. August/l. September 1974

Empfehlung der schweizerischen
Bischofskonferenz

Die Synode 72 steht in der 2. Hälfte
ihrer Arbeit. Es 'gilt nun, mit Ausdauer
und im Vertrauen auf den Beistand des

heiligen Geistes zu Ende führen, was wir
im Jahre 1972 begonnen haben.
Die bisherigen Bemühungen, die heutige
Situation genauer zu erkennen und Wege
für die zukünftige Arbeit unserer Kirchen
in der Schweiz zu suchen, sind von gross-
ter Bedeutung. Wir danken allen, welche
auf irgend eine Weise zu diesem grossen
Werk beigetragen haben und bitten Sie

zugleich weiterhin um Ihr Interesse und
Ihren Einsatz, vor allem aber um Ihr
Gebet.
Wenn auch die Synodalen und Kom-
missionsmitglieder keine Taggelder er-
halten, erwachsen aus der Synoden-
arböit trotzdem bedeutende Kosten. Der
finanzielle Aufwand muss weitgehend
durch Kirchenopfer gedeckt werden. Wir
bitten Sie deshalb eindringlich, das Syn-
odenopfer vom 31. August/1. Septem-
ber durch Ihren Beitrag zu unterstüt-
zen. Wir danken Ihnen zum voraus für
jede Gabe.

Die sc/nveizerwcfte BwcÄo/skon/erewz

Bistum Chur

Diözesane Heilig-Jahr-Wallfahrt nach
Einsiedeln

In zahlreichen Dekanaten und Pfarreien
unseres Bistums wurden schon verschie-
dene Anlässe unter das Thema «Heiliges
Jahr und Versöhnung» gestellt. Damit
auch die Diözese als solche nioht zurück-
bleibe, hat das Ordinariat Ohur 'beschlos-

sen, im kommenden Herbst eine diöze-
sane Wallfahrt nach Einsiedeln anzusa-
gen. Im Einvernehmen mit der Wall-
fahrtsleitung wurde 'als Datum der Sonn-
tag, 27. Oktober 7974, bestimmt. Der vor-
läufige Plan sieht eine Bucharistiefe'ier
mit dem Herrn Diözesanbischof am Vor-
mittag und einen Wortgottesdienst am
frühen Nachmittag vor.

Kurse und Tagungen

Bildungweekend im Jugend- und Bildungs-
Zentrum Einsiedeln vom 31. August bis 1.
September 1974. Tkema; Archetypische

Die Seelsorger mögen sich dieses Datum
vormerken und es womöglich bereits den

Gläubigen über das Pfarrblatt bekannt-
gëben.
Weitere Mitteilungen folgen im Verlauf
des Septembers.

Ernennungen

Dr. A/o« Baümflnn, bisher Professor an
der Kantomsschule Kollegium Schwyz,
wurde zum Pfarrprovisor von Samedan
ernannt. Antritt: 1. September 1974.

Synode 72 — 2. Opfer 1974

Das zweite Opfer für die Synode 72 pro
1974 söll am 1. September 1974 in allen
Kirchen und hei allen Gottesdiensten auf-

genommen werden. Man möge das Geld
an «Synode 72 Bistum Chur, Postcheok
70-10054» zustellen und nicht an die
Bischöfliche Kanzlei. Das erste Synoden-
opfer 1974 hat Fr. 86 922.80 ergeben.
Die Hälfte davon wurde der allgemeinen
Synode überwiesen.

Stellenausschreibung

Pfarrer Sic« Bert Cac/ruv/, Savognin,
wurde zum neuen Pfarrer von Alvaneu
gewählt.
Die Pfarrei Savognm (GR) wird hiermit
zur Wiederbesetzung ausgeschrieben. In-
teressenten mögen sich bis zum 13. Sep-
tember 1974 bei der Personalkommission,
Bischöfliche Kanzlei, Hof 19, 7000 Ohur,
melden.

Bistum St. Gallen

Pfarrexamen

Das für die Bewerbung für eine Pfarrei
erforderliche Pfarrexamen findet im Lau-
fe des kommenden Novembers statt. An-
meidungen hiefür haben bis Ende August
an die bischöfliche Kanzlei zu erfolgen.

Bistum Lausanne, Genf und
Freiburg

Ernennungen

Bischöf Dr. Pierre Mamie ernennt Gl/-
èerf CoRef, bisher Vikar in Marly, zum
Pfarrhelfer in Villars-sur-Gläne.

Wirkweise und meditativer Wert des Bildes
in Legende und Bibel. Re/erent; Pfarrer
Guisep Willimann, Lantsch. Eingeladen sind
Seelsorger, Katecheten, Jugendleiter, Eltern
und alle, denen Meditation ein Anliegen ist.
.Seminar Jagend und Lüurgie im Bildungs-

Zentrum Einsiedeln vom 6.—12. Oktober
1974. 77jema: Nicht-eucharistische Gottes-
dienstformen: Wort-, Meditations-, Buss-,
Gebets-Gottesdienst. Seminarleitung: Dozent
Oswald Krienbühl, Zürich, Prof Dr. Walter
Wiesli, Immensee und verschiedene Referen-
ten. Programme und Anmeldung: Schweiz.
Kongregationszentrale, Postfach 159, 8025
Zürich 25, Telefon 01 - 34 86 00.

Berichtigung
In Nr. 30/1974 der Schweizerischen Kirchen-
Zeitung stand ein Artikel betitelt «Sowjeti-
sehe Kirchenvertreter gegen Solschenizyn».
Als Autor wurde angegeben: Eugen Voss,
Küsnacht. Der Artikel stammt jedoch von
einem russisch-orthodoxen Theologen, der
mit «R» zeichnet. Dass er seinen Namen
nicht bekannt gibt, wie das sonst in der SKZ
die Regel ist, wird jedermann verstehen.
Eugen Voss war lediglich der Vermittler des
Beitrages. Wir bitten um Entschuldigung.

Die Redaktion

Mitarbeiter dieser Nummer

Jakob Bernet, Pfarrer, Hauptstrasse 51,
4552 Derendingen

Dr. P. Placidus Jordan OSB., 6431 IllgauSZ

«Schweizerische Kirchenzeitung»
Wochenblatt. Erscheint jeden Donnerstag.

Redaktion;
Hauptredaktor: Dr. Joh. Bapt. Villiger,
Prof., St.-Leodegar-Strasse 9, 6000 Luzern
Telefon 041 - 22 78 20 (abwesend).
Mitredaktoren: Dr. Karl Schuler, Bischofs-
vikar, Hof 19, 7000 Chur, Tel. 081 - 22 23 12

Dr. Ivo Fürer, Bischofsvikar, Klosterhof 6,
9000 St. Gallen, Telefon 071 - 22 20 96.

Nachdruck von Artikeln, auch auszugs-
weise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung
durch die Redaktion gestattet.

wrcd Fer/ag:
Grafische Anstalt und Verlag Raeber AG,
Frankenstrasse 7—9, 6002 Luzern,
Telefon 041 - 22 74 22 / 3 / 4,
Postkonto 60 - 162 01.

Aèonnementrpreire;
Schweiz:
jährlich Fr. 45.—, halbjährlich Fr. 24.—.
Ausland:
jährlich Fr. 53.—, halbjährlich Fr. 28.—.
Einzelnummer Fr. 1.30.

Bitte zu beachten:

Für Abonnemente, Adressänderun-
gen, Nachbestellung fehlender Num-
mern und ähnliche Fragen: Verlag
Raeber AG, Administration der
Schweizerischen Kirchenzeitung,
Frankenstrasse 7—9, 6002 Luzern,
Telefon 041 - 22 74 22.

Für sämtliche Zuschriften, Manu-
skripte und Rezensionsexemplare:
Redaktion der Schweizerischen Kir-
chenzeitung, St.-Leodegar-Strasse 9,
6000 Luzern, Telefon 041 - 22 78 20.

Redaktionsschluss: Samstag 12 Uhr.

Für Inserate: Orell Füssli Werbe AG,
Postfach 1122, 6002 Luzern,
Telefon 041 - 24 22 77.

Schluss der Inseratenannahme:
Montag 10 Uhr.
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Leobuchhandlung
Gallusstrasse 20, 9001 St. Gallen
Telefon 071 -222917

Gratisabonnement für unser Informationsbulletin
«Leo-Index». Der Leo-Index informiert Sie unent-
geltlich und unverbindlich über Neuerscheinun-
gen auf den Gebieten Theologie, Philosophie,
Soziologie und Pädagogik.

Die römisch-katholische Kirchgemeinde Möhlin sucht auf ]

Herbst 1974 einen

Katecheten
Sein Tätigkeitsgebiet umfasst nebst Religionsunterricht:
Erwachsenenbildung, Jugendarbeit und liturgische Aufga-
ben.

Wir bieten weitgehend selbständige Tätigkeit und zeitge-
mässe Gehalts- und Sozialleistungen.
Wenn Sie Interesse haben, vollverantwortlich im Seelsorge-
team unserer Pfarrei mitzuarbeiten, dann reichen Sie Ihre

Anmeldung an die Römisch-katholische Kirchenpflege,
4313 Möhlin, ein.

Für Auskünfte wollen Sie sich an Herrn Pfarrer Martin Kol-
1er, Telefon 061 - 88 10 54, wenden.

Die Dreifaltigkeitspfarrei Bern sucht infolge bevorstehender

Pensionierung des bisherigen Stelleninhabers auf Ende 1974

vollamtlichen Sakristan

Salär gemäss der kantonalen Besoidungsordnung.

Schriftliche Offerten mit Lebenslauf und Angabe der bishe-

rigen Tätigkeit sind zu richten an das Katholische Pfarramt

Dreifaltigkeit, Taubenstrasse 4, 3011 Bern.

Kirchenglocken-Läutmaschinen
System Muff
(ges. geschützt) Patent
Neueste Gegenstromabbremsung
Beste Referenzen. Über 50 Jahre Erfahrung.
Joh. Muff AG, 6234 Triengen
Telefon 045 -7415 20

Bekleidete KRIPPENFIGUREN
handmodelliert
für Kirchen und Privat

Helen Bossard-Jehle, Kirchenkrippen, 4153 Reinach/BL
Langenhagweg 7, Telefon 061 76 58 25

Weinhandlung

SCHULER &CIE
Aktiengesellschaft Schwyz und Luzern

Das Vertrauenshaus für Messweine und gute Tisch- und Flaschen-
weine, Tel. Schwyz 043 - 21 20 82 — Luzern 041 - 23 10 77

An die Auftraggeber von
Chiffre-Inseraten

Wer unter Chiffre inseriert, ist durch das Chiffre-Geheimnis

geschützt. Das enthebt ihn aber nicht jeder Anstandspflicht.
Im Gegenteil, Bewerber und Interessent haben ein Anrecht

darauf, innerhalb von höchstens drei Wochen eine Antwort
zu erhalten. Das ist eine reichlich bemessene Spanne, um

mindestens einen Zwischenbericht zu geben.
Die Antwort kann auch anonym erfolgen. In diesem Fall

muss aber die Zeitung (also Schweizerische Kirchenzeitung)
und Chiffre-Nummer angegeben werden, da sonst der Emp-

fänger nicht feststellen kann, um welche Anzeige es sich

handelt.

Inseratenverwaltung Schweizerische Kirchenzeitung

60 Jahre alte Frau (ledig), sucht
leichte Stelle zu geistlichem Herrn
als Mithilfe im Haushalt, ohne Ko-
chen. Sie könnte auch leichte Büro-
arbeiten verrichten, da sie etwas
Maschinenschreiben kann. Eintritt ab
15. September. Ostschweiz bevorzugt.
Ausführliche Offerten erbeten unter
Chiffre OFA 8086 Lz an Orell Füssli
Werbe AG, Postfach, 6002 Luzern.

Haushälterin
sucht Stelle zu geistlichem Herrn.
Eventuell auch Aushilfe in Zürich
oder nächster Umgebung. Offerten
erbeten unter Chiffre OFA 8087 Lz an
Orell Füssli Werbe AG, Postfach,
6002 Luzern.

Köchin
sucht neue Stelle in Pfarrhaus oder

Bildungszentrum (Innerschweiz).

Offerten erbeten unter Chiffre OFA
8081 Lz an Orell Füssli Werbe AG,

Postfach, 6002 Luzern.

Könnte jemand ein gebrauchtes vio-
lettes und/oder rotes

Messgewand
(römische oder gotische Form) gün-
stig abgeben?

Dr. G. Darms, Schwyz

Kirchliche Agenda
1975/76
16. Jahrgang
Speziell fürs Pfarramt
Jede Kontrolle möglich
Zu beziehen: Kaplanei
6206 Neuenkirch (LU)
Telefon: 041 - 98 11 82.

Altersnachmittage
mit Leonardo Zauberei
6015 Reussbühl
Telefon 041 - 22 39 95

Ikonen wie «Echt» zu
verkaufen zugunsten
der Lepra-Kranken
Handarbeit von
Leonardo.

Qualitäts-Hemden
in Grössen 36—48, solange
Vorrat noch zu den alten
Preisen, ab Fr. 22.80.

ROOS, Herrenbekleidung
Frankenstr. 9, 6003 Luzern
Telefon 041 - 22 03 88

LIENERT

- - KERZEN

LJ EINSIEDELN
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fie/7iatp/jo/> <j[F0jîi>
Induktive Höranlagen in zwei Ausführungen
Stationär: für Kirchen, Konferenzsäle, Kinos, Theater usw.
Tragbar: für Vereine, Kirchgemeindehäuser, Sprachheilschulen usw.
Gfeller AG 3175 Flamatt (FR) Apparatefabrik Telephon 031-94 03 63

7/}</(/At/Ve Z/öra/j/age/i
Bärghus Metjen
Eischoll (VS)

Umständehalber noch frei vom 28. September bis 21.

Oktober 1974

Gut eingerichtetes Haus für Wander- und Skilager,
Schulwochen und Kurse

— Aufenthalts- und Essraum (60 Personen)

— Schulzimmer

— Spielraum (Pingpong)

— elf 5er- bis 6er-Zimmer, zwei 3er-Zimmer

— alle mitfliessendem Wasser

— Duschen

— gut eingerichtete Küche auch für Selbstkocher

Auskunft und Unterlagen:
Familie U. und R. Müller-Tschampion, Zeltnerweg 9,

4500 Solothurn

Kantonale Katechetische Arbeitsstelle Zürich

Im Auftrag des Generalvikars für den Kanton Zürich sucht
die Zürcher kantonale katechetische Kommission eine(n)

hauptamtliche(n)
Leiter (in)

für den Aufbau und die Führung der neu geschaffenen kan-

tonalen katechetischen Arbeitsstelle Zürich.

Der (die) Leiter(in) muss über eine der speziellen Aufgabe
entsprechende theologische Ausbildung, vor allem aber

über solide Kenntnisse in Religionspädagogik, sowie kate-

chetischer Methodik und Praxis verfügen.

Er (sie) soll kontakfreudig sein, eigene Initiative entfalten
und im Team arbeiten können.

Geboten werden eine zeitgemässe, von der römisch-katholi-
sehen Zentralkommission des Kantons Zürich garantierte
Besoldung mit den üblichen Sozialleistungen inklusive Pen-

sionskasse, eigenes Büro in der Stadt Zürich und ein weit-

gehend selbständiges, interessantes Arbeitsfeld.

Anmeldungen mit den üblichen Referenzen sind erbeten

bis zum 15. Dezember 1974 (verlängerter Termin) an den

Präsidenten der kantonalen katechetischen Kommission,

Pfarrer A. Camenzind, Limmattalstrasse 146, 8049 Zürich.

Vüi/ Kanton Basel-Landschaft

Katholisches Pfarramt für kantonale An-
stalten in Liestal sucht — infolge Erreichens
der Altersgrenze des bisherigen Pfarrers —
auf Anfang 1975

röm.-kath. Pfarrer
(Ref.-Nr. 170)

für die seelsorgerische Betreuung der Pa-

tienten und des Personals an den kantona-
len Anstalten (Kantonsspitäler und Heime).
Gottesdienste an Sonn- und Werktagen,
ökumenische Zusammenarbeit mit den

Seelsorgern und andern Konfessionen.

Die Anstellung erfolgt durch den Kanton
Baselland aufgrund der Bestimmungen des
kantonalen Besoldungsgesetzes.

Anmeldungen sind bis spätestens Ende

September zu richten an das Bischöfliche
Ordinariat, Baselstrasse 61, 4500 Solothurn.
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Wir rationalisieren - Sie profitieren

Zwei Beispiele aus
unserem Sortiment:

Besuchen Sie unsere
Verkaufsausstellung

Sie finden neben den 16-mm-Ton- und
den Hellraumprojektoren viele
interessante Spezialgeräte für den
audiovisuellen Unterricht, wie
8-mm-Tonprojektoren, Streifenfilm-
Projektoren mit Kassettenton,
Multiformat-Diaprojektoren usw.

Lassen Sie sich von ver-
sierten Spezialisten beraten.
Verkaufsausstellungen in der Ost- und
Westschweiz sowie in Basel. Wir bitten
um Anmeldung in Zürich - Sie erhalten
umgehend die genauen U

Adresse:
PLZ/Ort:
Einsenden an Erno Photo AG
Rêstelbergstrasse 49, 8044 Zürich

Elmo-Filmatic 16-A
16-mm-Tonfilmprojektor für die Wieder-
gäbe von Stumm-, Licht- und Magnet-

tonfilmen. Flimmerfreie Zeitlupen-
Projektion.

Erno Photo AG, Restelbergstrasse 49, 8044 Zürich Tel. 01 289432

Informations-Bon

Senden Sie mir als Vorinformation
folgende Unterlagen:
Ö 16-mm-Tonprojektoren
O Hellraumprojektoren
O 8-mm-Tonprojektoren
O Dia- und Streifenfilmprojektoren
Name:

Elmo HP-300
Hellraumprojektor modernster
Konzeption
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— Anfertigung aller sakraler Geräte nach individuellen
Entwürfen: Gefässe/ Leuchter / Tabernakel / Figu-
ren usw.

— Künstlerische Gestaltung von Kirchenräumen
— Beste Referenzen für stilgerechte Restaurationen
— Feuervergoldung als Garant für höchste Lebensdauer

Kirchengoldschmiede
9500 Wil, Zürcherstr. 35

W. Cadonau + W. Okie
Telefon 073-22 37 15

Maria Melchtal
Zentralschweiz (900—2700 m)

Wallfahrtskirche der Madonna des
hl. Bruder Klaus.
Ideal für Ausflüge und Ferien von
Vereinen, Familien und Schulen.
Hotels und Ferienwohnungen.
Auskunft durch Tel. 041 - 67 12 37

Als Spezialist widme ich mich der dankbaren Aufgabe, in

Kirchen und Pfarreiheimen

Lautsprecher- und Mikrophon-Anlagen
auch für Schwerhörige mittels Induktion ausgebaut,

einzurichten. Eine solche Installation erfordert vom Fachmann
äusserst individuellen Aufbau von hochqualifizierten Elementen.
Durch die neue Hi-Fi-Technik stehen Ihnen geeignete Geräte
zur Verfügung, die höchste Ansprüche an eine

perfekte, saubere und naturgetreue
Wiedergabe von Sprache und Musik

erfüllen. Ich verfüge über beste Empfehlungen. Verlangen Sie
bitte eine Referenzliste oder eine unverbindliche Beratung.

A. BIESE
Obere Dattenbergstrasse 9 6000 Luzern Telefon 041 -41 72 72

Sofort gratis abzugeben (alles
wie neu)

4 Kirchenbänke mit Buchablage,
Eiche lackiert, Eisenkonsolen
schwarz eingebrannt, 170 cm
Länge

1 Sitzbank als Schlussbank dazu

gleiche Ausführung

1 Altar, Eiche natur,
160 x 80 x 100 cm

Auskunft: G. Eichmann, 6017 Si-
gigen (LU)

Präzisions-Turmuhren
Schalleiter-Jalousien
Zifferblätter und Zeiger
Quarzuhren ferngesteuert durch Zeitzeichen

Revision sämtlicher Systeme
Neuvergoldungen
Turmspitzen und Kreuze

Serviceverträge
Lied-Anzeiger

TURMUHRENFABRIK MADER AG, ANDELFINGEN
Telefon (052) 41 10 26

Zentrum für klinische Seelsorge-
Ausbildung CPT, Zollikerberg
Bei genügender Beteiligung wird vom 18. August bis 7. November
1975 ein zwölfwöchiger Basiskurs durchgeführt. Leitung: Pfarrer
Dr. Hans van der Geest.
Der Kurs ist einerseits ein allgemeines Training für die seelsorg-
liehe Tätigkeit des Pfarrers, andererseits — bei Eignung — eine
Vorbereitung für Supervisoren. Die Teilnehmerzahl ist auf 8 Per-
sonen beschränkt. Die Kosten betragen Fr. 700.— pro Woche
(Kurs und Pension). Voraussetzung zur Teilnahme ist der Besuch
eines Einführungskurses.
Information und Anmeldung so bald als möglich bei Pfarrer Hans
Dürig, Diakoniewerk Neumünster, 8125 Zollikerberg, Telefon
01 - 63 77 00.

Das Programm für Einführungskurse in CPT liegt Ende September
vor.

Ein schöner handgestickter

Chorrock
oder eine ebensolche Stola

(diese in allen liturgischen Farben) werden von jedem
Priester geschätzt. Ganz besonders, wenn sie aus pfle-
geleichtem Material hergestellt sind. Unsere Auswahl
ist gross, und wir freuen uns, Ihnen diese hauptsäch-
lieh in Luzern zeigen zu dürfen.

RICKEN
BACH
ARS PRO DEO

EINSIEDELN
Klosterplatz
£ 055-53 27 31

LUZERN
bei der Hofkirche
05 041-22 33 18

Rauchfreie

Opferlichte
in roten oder farblosen Kunststoffbe-
ehern können Sie jetzt vorteilhafter bei

uns beziehen.

Keine fragwürdigen Kaufverpflichtungen.
Franko Station bereits ab 1000 Lichte.

Verlangen Sie Muster und Offerte!

HERZOG AG
6210 Sursee, Tel. 045 / 2110 38
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